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Wir möchten Sie mit diesem Produktinformationsblatt auf einige grundsätzliche 
Regelungen dieser Versicherungen hinweisen. Diese Informationen und Erläute-
rungen sind jedoch nicht abschließend. Maßgeblich für den Versicherungsschutz 
sind die Vereinbarungen im Antrag, die Inhalte des Versicherungsscheins sowie die 
Versicherungsbedingungen und Klauseln, in denen Sie Details nachlesen können.

Welchen Schutz bietet die Hausratversicherung?

Versichert ist der gesamte Hausrat in der im Versicherungsschein bezeichneten 
Wohnung zum Neuwert. Dazu gehören alle Sachen, die in einem Haushalt zur Ein-
richtung, zum Gebrauch oder zum Verbrauch dienen. Wertsachen einschließlich 
Bargeld sind bis zu bestimmten Entschädigungsgrenzen mitversichert.
Wir versichern Ihren Hausrat und leisten Entschädigung für versicherte Sachen, 
die durch Brand, Blitzschlag einschließlich Überspannungsschäden durch Blitz, 
Explosion, Implosion, Einbruchdiebstahl, Beraubung oder den Versuch einer 
solchen Tat, Vandalismus nach einem Einbruch, Leitungswasser sowie Sturm oder 
Hagel zerstört oder beschädigt werden oder infolgedessen abhanden kommen.
Versichert sind auch die infolge eines Versicherungsfalls notwendigen Aufräum-
kosten, Bewegungs- und Schutzkosten, Hotelkosten, Transport- und Lager
kosten, Schlossänderungskosten, Bewachungskosten, Kosten für provisorische 
Maßnahmen, Reparaturkosten für Gebäudebeschädigungen, Reparaturkosten für 
gemietete Wohnungen sowie Schadenabwendungs- oder Schadenminderungs-
kosten. Beachten Sie die bestimmungsgemäßen Entschädigungsgrenzen und 
Leistungsvoraussetzungen!
Soweit vereinbart, leisten wir Entschädigung für versicherte Sachen, die durch 
Überschwemmung des Versicherungsortes, Erdbeben, Erdsenkung, Erdrutsch, 
Schneedruck, Lawinen und Vulkanausbruch zerstört oder beschädigt werden oder 
infolgedessen abhanden kommen. Versicherungsschutz besteht nur in ständig  
bewohnten Gebäuden. Die Selbstbeteiligung im Schadenfall beträgt 1 % der Ver
sicherungssumme, min. 500,- EUR; max. 1.500,- EUR. Objekte in der Gefähr-
dungsklasse 4 (GK 4) sind nicht versicherbar.

Welchen Schutz bietet die Glasversicherung?

Versichert sind die im Versicherungsvertrag bezeichneten, fertig eingesetzten 
oder fertig montierten Gebäude- und Mobiliarverglasungen. Eine Entschädigung 
wird bei Bruch (Zerbrechen) geleistet. Gegen Mehrbeitrag kann die Mitversiche-
rung von Glaskeramikkochflächen und von Aquarien/Terrarien beantragt werden. 
Versichert sind auch die infolge eines Versicherungsfalls notwendigen Kosten für 
Notverglasungen, Gerüste, Kräne und für die Beseitigung von Hindernissen bis zu 
den vereinbarten Entschädigungsgrenzen. 

Was kostet dieser Versicherungsschutz?

Der Beitrag ist abhängig von dem von Ihnen gewählten Versicherungsschutz. 
Die Höhe des Beitrages entnehmen Sie bitte dem Antrag. Über die jeweiligen  
Beitragsfälligkeiten und die Beitragszeiträume informieren wir Sie mit dem  
Versicherungsschein und den Beitragsrechnungen. Zahlen Sie bitte Ihre Beiträge 
pünktlich, ansonsten gefährden Sie Ihren Versicherungsschutz.

Was ist nicht versichert?
Wir können nicht alle Risiken abdecken, da sonst der Beitrag unangemessen 
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hoch würde. Deshalb sind vom Versicherungsschutz bestimmte Schäden ausge
nommen (Näheres finden Sie u.a. in den Versicherungsbedingungen und Klauseln).  
So sind z. B. nicht mitversichert:
p Schäden, die vorsätzlich herbeigeführt werden.
p Schäden durch Kriegsereignisse, innere Unruhen oder Kernenergie

Was ist bei Antragstellung zu beachten?

Sämtliche im Antrag und in weiteren Schriftstücken gestellten Fragen müs-
sen Sie vollständig und wahrheitsgemäß beantworten. Diese Angaben können 
maßgeblichen Einfluss auf die Risikobeurteilung, den Beitrag oder den Vertrags
abschluss selbst haben. Wenn Sie bei Vertragsschluss in der Hausratversicherung 
den Versicherungswert festlegen, gehen Sie bitte immer vom Neuwert Ihres 
gesamten Hausrats aus, um eine Unterversicherung zu vermeiden. Wenn die 
Mindestversicherungssumme pro m2 Wohnfläche nicht unterschritten und die 
Entschädigungsgrenze für Wertsachen nicht erhöht wird, vereinbaren wir grund-
sätzlich den Unterversicherungsverzicht.

Was ist während der Vertragslaufzeit zu beachten?

Überprüfen Sie bitte Ihre Versicherungssumme, ob diese infolge von Neuanschaf-
fungen oder Wertsteigerungen noch ausreichend ist. Ändert sich ein Umstand, 
nach dem wir Sie im Antrag oder weiteren Schriftstücken gefragt haben – zeigen 
Sie uns das bitte unbedingt an! 
Bitte teilen Sie uns einen Wohnungswechsel mit der neuen m2 Wohnfläche 
spätestens bei Umzugsbeginn mit oder wenn Ihre Wohnung länger als 60 Tage 
unbewohnt ist oder wenn sich vereinbarte Sicherungen ändern (vgl. § 9 DOCURA 
VHB 2016 und § 9 DOCURA AGlB 2016). Beachten Sie bitte alle gesetzlichen, be-
hördlichen oder vereinbarten Sicherheitsvorschriften!

Was ist im Schadenfall zu tun?

Zeigen Sie uns einen Schaden bitte unverzüglich an und beachten Sie Ihre Aus-
kunftspflicht im Schadenfall (vgl. § 8 DOCURA VHB 2016 und § 8 DOCURA AGlB 
2016)!

Welche Folgen können sich ergeben, 
wenn Sie die vorgenannten Pflichten nicht beachten?

Beachten Sie die bei Antragstellung, während der Laufzeit des Vertrages und im 
Schadenfall genannten Verpflichtungen mit Sorgfalt. Ihre Nichtbeachtung kann 
schwerwiegende Konsequenzen für Sie haben. Je nach Art der Pflichtverletzung 
können Sie Ihren Versicherungsschutz ganz oder teilweise verlieren. Unter Um-
ständen können wir uns auch vorzeitig vom Vertrag lösen.

Für welche Dauer wird der Vertrag abgeschlossen? 
Wie können Sie ihn beenden?

Der Versicherungsvertrag wird für die im Versicherungsschein genannte Dauer 
abgeschlossen. Der Vertrag verlängert sich jeweils um ein Jahr, wenn er nicht 
spätestens drei Monate vor Ablauf in Textform gekündigt wird. Darüber hinaus  
kann jede Vertragspartei den Vertrag nach Eintritt eines Versicherungsfalles 
kündigen, und zwar bis spätestens einen Monat nach Auszahlung oder Ablehnung  
der Entschädigung (vgl. §§ 2 und 15 DOCURA VHB 2016 und §§ 2 und 5 DOCURA 
AGlB 2016).

Hinweise und Erklärungen zum Antrag

	1		  Laufzeit

Versicherungsverträge von mindestens einjähriger Dauer verlängern sich nach 
Ablauf der vereinbarten Vertragsdauer stillschweigend jeweils um ein Jahr, wenn 
nicht drei Monate vor Ablauf eine Kündigung in Textform zugegangen ist.

	2		  Zahlweise

Der Beitrag ist nach den gesetzlichen Vorschriften jährlich im Voraus zu entrichten.

	3		  Einzugsermächtigung

Ich bin/Wir sind bis auf Widerruf damit einverstanden, dass die Beiträge zu dem 
beantragten Versicherungsvertrag / zu den beantragten Versicherungsverträgen 
von dem im Antrag angegebenen Konto eingezogen werden. Dies gilt auch für Er-
satzverträge. Das Konto muss bei Fälligkeit in der erforderlichen Höhe gedeckt sein, 
sonst kann das kontoführende Kreditinstitut die Einlösung verweigern und der Bei-
trag ist nicht rechtzeitig gezahlt. Ihr Versicherungsschutz kann dadurch gefährdet 
sein. Kann der Beitrag aus Gründen, die Sie zu vertreten haben, nicht fristgerecht 
eingezogen werden oder widersprechen Sie einer berechtigten Einziehung von Ihrem 
Konto, so können wir Ihnen die daraus entstehenden Kosten in Rechnung stellen.

	4		  Beiträge

Die Beiträge sind Endpreise. Sie enthalten den Beitrag gemäß Zahlweise sowie die 
jeweils geltende gesetzliche Versicherungsteuer. Die zurzeit geltende Versiche-
rungsteuer wird im Versicherungsschein ausgewiesen. Die Beiträge können sich 
durch eine zukünftige Änderung der Versicherungsteuer verändern.

beantragten (Versicherungs-) Verträgen und bei künftigen Anträgen.
Ich willige ferner ein, dass die DOCURA VVaG meine allgemeinen Antrags-, Vertrags- 
und Leistungsdaten an den/die für mich zuständigen Vermittler weitergeben, soweit 
dies der ordnungsgemäßen Durchführung meiner Versicherungsangelegenheiten 
dient. Darüber hinaus willige ich ein, dass meine Vertrags- und Schadendaten – 
dies sind beispielsweise meine Angaben im Antrag, versicherungstechnische Daten 
wie Vertragslaufzeit, Versicherungssumme oder Bankverbindung sowie erforder-
lichenfalls Angaben eines Dritten, z. B. eines Vermittlers oder Sachverständigen 
– bei der DOCURA VVaG zum Zwecke der Schadenbearbeitung verarbeitet werden. 
Ich willige ein, dass der Versicherer zum Zwecke des Vertragsabschlusses, der 
Vertragsverwaltung und –abwicklung, der Personenidentifikation und bei Bedarf 
im Verlauf der aktiven Geschäftsbeziehung (z. B. im Schadenfall) Adressinforma-
tionen, Informationen zu meinem bisherigen Zahlungsverhalten und Bonitätsin-
formationen auf Basis mathematisch-statistischer Verfahren unter Verwendung 
von Anschriftendaten von der infoscore Consumer Data GmbH (ICD), Rheinstraße 
99, 76532 Baden-Baden bezieht und nutzt. Die Einwilligung kann jederzeit mit 
Wirkung für die Zukunft widerrufen werden.
Sofern Sie hiermit nicht einverstanden sind, vermerken Sie dies bitte 
im Antrag! 
Ohne Einfluss auf den Vertrag und jederzeit widerrufbar willige ich weiter ein, 
dass der/die Vermittler meine allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungs-
daten darüber hinaus für Beratung und Betreuung nutzen darf/dürfen. Diese 
Einwilligung gilt nur, wenn ich in zumutbarer Weise von dem Inhalt des Merk
blatts zur Datenverarbeitung Kenntnis nehmen konnte, das mir zusammen mit 
den Antragsunterlagen überlassen wird.

Nebenabreden

Vorläufiger Versicherungsschutz besteht nur bei besonderer schriftlicher Zusage 
(Deckungszusage).
Sonstige Nebenabreden sind nur verbindlich, wenn der Versicherer diese durch 
Aufnahme in den Versicherungsschein (Nachtrag) genehmigt.
Eine Erweiterung des Versicherungsschutzes durch handschriftliche Abänderung 
des Antrags ist nur dann verbindlich, wenn sie der Versicherer in den Versiche-
rungsschein des endgültigen Versicherungsvertrages aufnimmt.

Einwilligungsklausel nach dem Bundesdatenschutzgesetz

Ich willige ein, dass der Versicherer im erforderlichen Umfang Daten, die sich aus  
den Antragsunterlagen oder der Vertragsdurchführung (Beiträge, Versicherungs-
fälle, Risiko-/Vertragsänderungen) ergeben, an Rückversicherer zur Beurteilung 
des Risikos und zur Abwicklung der Rückversicherung sowie zur Beurteilung des 
Risikos und der Ansprüche an andere Versicherer und/oder an den Gesamtver-
band der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. zur Weitergabe dieser Daten an 
andere Versicherer übermittelt. Diese Einwilligung gilt auch unabhängig vom Zu-
standekommen des Vertrags sowie für entsprechende Prüfungen bei anderweitig 
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Produktbeschreibung – Leistungsübersicht

I. Brand SMART PROTECT TWEN

Feuer √ √ √
Blitzschlag √ √ √
Überspannung durch Blitz √ √ 8% VS

Explosion √ √ √
Implosion √ √ √
Überschallknall √ √ √
Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges √ √ √
Anprall oder Absturz unbemannter Flugkörper √ √ √
Anprall von Kraft-, Straßen-, Schienen- oder Wasserfahrzeugen √ √ √
Nutzwärmeschäden √ √ √
Seng- und Schmorschäden – √ –
Rauch, Ruß, Verpuffung – √ –
Unvorhersehbare Unterbrechung der Energiezufuhr (Gefriergut) 1.000,- € √ –
Kurzschluss und Stromschwankung 1.000,- € √ –
Schäden durch Blindgänger – √ –
II. Einbruchdiebstahl, Raub, Vandalismus

Einbruchdiebstahl aus privat genutzten Garagen auf dem Versicherungsgrundstück √ √ √
Einbruchdiebstahl aus privat genutzten Garagen in der Nähe des Versicherungsortes 
(Entfernung bis 500 m) √ √ √

Einbruchdiebstahl aus privat genutzten Garagen 
außerhalb des Versicherungsgrundstücks innerhalb des Wohnortes 5.000,- € √ –
Einbruchdiebstahl aus Schiffs- oder Fährkabinen sowie Schlafwagenabteilen 500,- € √ –
Aufbrechen von Kfz in Europa rund um die Uhr 250,- € 3.000,- € –
		 inklusive elektronischer Geräte – 1.000,- € –
Missbrauch von Scheck- und Kreditkarten nach einem Einbruch 200,- € 2.500,- € –
Schäden durch Phishing – 1.500,- € –
Vandalismus nach einem Einbruch √ √ √
III. Diebstahl

Diebstahl von Fahrrädern und Fahrradanhängern (ohne Nachtzeit – nur Tarif TWEN) nicht möglich nicht möglich 2% VS

Diebstahl von Fahrrädern und Fahrradanhängern (inkl. Nachtzeit, max. 6.000 EUR) Zuwahl möglich 1% VS, max. 6.000,- €
(Erhöhung mögl.) –

Diebstahl von Wäsche, Gartenmöbeln, Gartengeräten (einschl. Wäschespinnen, Grills), 
Kinderspielgeräten vom Versicherungsgrundstück

1% VS  
max. 1.000,- € √ –

Diebstahl von Kinderwagen, Krankenfahrstühlen und Gehhilfen 500,- € √ –
Diebstahl von Waschmaschinen und Wäschetrocknern aus Gemeinschafträumen √ √ –
Diebstahl aus dem Krankenzimmer in Krankenhäusern, Reha-Kliniken, 
Kurzzeitpflegeheimen, Kurhäusern, Sanatorien 500,- € √ –
		 inklusive elektronischer Geräte 50,- € 200,- € –
Diebstahl von Gepäckstücken und deren Inhalt bei Reisen ab 150 km 500,- € 

SB 100,- €
√

SB 100,- € –
Trickdiebstahl innerhalb des Vers.- Ortes (Ausschluss: Brillen) – 1.000,- €

Wertsachen 250,- € –
IV. Leitungswasser

Wärme tragende Flüssigkeiten und Flüssigkeitsaustritt aus Klimaanlagen √ √ √
Aquarien √ √ √
Wasserbetten √ √ √
Regenfallrohre innerhalb des Gebäudes √ √ –
Zimmerbrunnen und Wassersäulen √ √ –
V. Naturgefahren

Sturm-, Hagelschäden √ √ √
Sturmschäden auf dem Grundstück der versicherten Wohnung (Ausschluss: Pavillons) – √ –
Antennen-/Satellitenempfangsanlage (keine Gemeinschaftsanlage);  Markisen √ √ √
Regen- und Schmelzwasser – √ –
Weitere Naturgefahren Zuwahl möglich Zuwahl möglich –
VI. Versicherte Sachen

Wertsachen:
1. insgesamt:

25% VS  
Erhöhung mögl.

40% VS  
Erhöhung mögl. 10% VS

2. außerhalb von Wertschutzschränken:

		 Bargeld und auf Geldkarten geladene Beträge 2% VS  
max. 1.000,- €

2% VS  
max. 3.500,- € max. 500,- €

		 Urkunden, Sparbücher, Wertpapiere 5% VS  
max. 5.000,- €

10% VS  
max. 10.000,- € max. 1.000,- €

		 Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, Briefmarken, Telefonkartensammlungen,  
		 Münzen, Medaillen sowie alle Sachen aus Gold oder Platin

20% VS  
max. 20.000,- €

40% VS  
max. 40.000,- € 10% VS

Hausratversicherung –VHB–	 Versicherte Gefahren und Schäden
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VI. Versicherte Sachen SMART PROTECT TWEN

Selbstfahrende Krankenfahrstühle, Rasenmäher, Go-Karts und 
Modell- und Spielfahrzeuge, soweit diese nicht versicherungspflichtig sind √ √ √

Kanus, Ruder-, Falt- und Schlauchboote einschließlich ihrer Motoren sowie Surfgeräte √ √ √
Fall- und Gleitschirme sowie nicht motorisierte Flugdrachen √ √ √
Arbeitsgeräte und Einrichtungsgegenstände, die ausschließlich dem Beruf oder dem 
Gewerbe dienen √ √ √

Haustiere √ √ √
Kfz-Zubehör – 1.000,- € –
VII. Versicherungsort

√ √ √Einfamilienhaus oder Wohnung auf dem Versicherungsgrundstück einschl. von Räu-
men in Nebengebäuden auf demselben Grundstück, wenn sie privat genutzt werden

Inhalt von Bankschließfächern 10% VS 40% VS –
Hausrat vorübergehend außerhalb der Wohnung max. 6 Monate, 15% VS

max. 12.000,- €
max. 12 Monate, 50% VS

max. 40.000,- € max. 3 Monate, 10% VS

Außenversicherung für Sportgeräte – 3.000,- € –
Inventar in ausschließlich beruflich oder gewerblich genutzten Räumen in der Wohnung √ √ –
Verzicht auf Anzeige von Gerüstaufstellung 6 Monate √ 6 Monate 

VIII. Versicherte Kosten

√ √ √Aufräumungs-, Bewegungs- und Schutzkosten

Hotelkosten bis 180 Tage
2‰ VS/Tag

bis 360 Tage
2‰ VS/Tag

bis 100 Tage
1‰VS/Tag

Transport- und Lagerkosten 180 Tage 360 Tage 100 Tage

Schlossänderungskosten nach einem Versicherungsfall √ √ √
Bewachungskosten 24 h √ 24 h

Reparaturkosten für Gebäudebeschädigungen  nach Einbruchdiebstahl √ √ √
Reparaturkosten an Bodenbelägen, Innenanstrichen oder Tapeten in gemieteten bzw. 
in Sondereigentum befindlichen Wohnungen √ √ √

Reparaturkosten für provisorische Maßnahmen nach einem Vers.-Fall √ √ √
Schlossänderungskosten infolge einfachen Diebstahls 200,- € 400,- € –
Mehrkosten für Telefonmissbrauch nach einem Einbruchdiebstahl 300,- € √ –
Verpflegungskosten für Hilfe leistende Privatpersonen – √ –
Wegegeld zur Wiederbeschaffung von Dokumenten – √ –
Tierarztkosten nach einem Versicherungsfall 400,- € √ –
Umzugskosten nach einem Versicherungsfall 1.000,- € √ –
Rückreisekosten im Schadensfall bei einem Versicherungsfall von mindestens 10.000,- € 2.000,- € √ –
Datenrettungskosten – √ –
Sachverständigenkosten 1% VS  

max. 1.000,- € 3% VS –
Mehrkosten durch Preissteigerung √ √ √
Mehrkosten für Wasserverlust infolge Rohrbruchs √ √ –
Kosten für die Beseitigung von Verstopfungen im Versicherungsfall 150,- € 500,- € –
IX. Weitere Leistungen

20% VS √ –Vorsorgeversicherung für Kinder

Erhöhte Entschädigungsgrenze für die Vorsorgeversicherung – 30% VS –
Unterversicherungsverzicht wählbar (650 €/m2) wählbar (650 €/m2) –
Verzicht auf die Einrede der groben Fahrlässigkeit max. 10.000,- € √ –
Obliegenheitsverletzungen / Sicherheitsvorschriften – √ –
Zukünftige Bedingungsverbesserungen sind automatisch mitversichert √ √ √
Beschädigung von Hausrat nach einem Unfall mit einem Transportmittel – √ –
Beschädigung an Fahrrädern, die als Reisegepäck aufgegeben wurden – √ –
Technische, optische und akustische Sicherungsanlagen 200,- € √ –
Diebstahl von Hör-, Sehhilfen, Zähnen, Gebissen und Taschendiebstahl – 1% VS, max. 1.500,- € 

SB 250,- € –
Behindertengerechte Einbauten – √ –
Beruflich bedingter Zweitwohnsitz (Dienstwohnung) – 20% VS 

max. 10.000,- € –
Reiserücktrittskosten im Schadensfall bei einem Versicherungsfall von min. 10.000,- € – 3.500,- € –
Unbewohntsein der Wohnung 60 Tage 90 Tage 60 Tage

Verzicht auf die Kündigungsfrist bei Schadenfreiheit – √ –
Innere Unruhen, Streik, Aussperrung – √ –

Hausratversicherung –VHB–	 Versicherte Gefahren und Schäden

SMART PROTECT TWEN

Gebäude-, Mobiliarverglasung, etc. Zuwahl Zuwahl Zuwahl

Glasversicherung –AGIB–	 Glasbruch
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	Allgemeine Hausrat Versicherungsbedingungen (DOCURA VHB 2016)

Abschnitt A
	§	 1	� Versicherte Gefahren und Schäden (Versicherungsfall),
			   generelle Ausschlüsse
	§	 2	 Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Luftfahrzeuge
	§	 3	 Einbruchdiebstahl
	§	 4	 Leitungswasser
	§	 5	 Naturgefahren
	§	 6	 Versicherte und nicht versicherte Sachen, Versicherungsort
	§	 7	 Außenversicherung
	§	 8	 Versicherte Kosten
	§	 9	 Versicherungswert, Versicherungssumme
	§	 10	 Wohnungswechsel
	§	 11	 Entschädigungsberechnung, Unterversicherung
	§	 12	 Entschädigungsgrenzen für Wertsachen, Wertschutzschränke
	§	 13	 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung
	§	 14	 Sachverständigenverfahren
	§	 15	� Vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheit des 
			   Versicherungsnehmers vor dem Versicherungsfall, Sicherheitsvorschrift
	§	 16	 Besondere gefahrerhöhende Umstände
	§	 17	 Wiederherbeigeschaffte Sachen

Abschnitt B
	§	 1	� Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers oder seines Vertreters 
			   bis zum Vertragsschluss
	§	 2	� Beginn des Versicherungsschutzes, Dauer und Ende des Vertrages
	§	 3	 Beiträge, Versicherungsperiode
	§	 4	� Fälligkeit des  Erst- oder Einmalbeitrags, Folgen verspäteter Zahlung 
			   oder Nichtzahlung
	§	 5	 Folgebeitrag
	§	 6	 Lastschriftverfahren
	§	 7	 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
	§	 8	 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
	§	 9	 Gefahrerhöhung
	§	 10	 Überversicherung
	§	 11	 Mehrere Versicherer
	§	 12	 Versicherung für fremde Rechnung
	§	 13	 Aufwendungsersatz
	§	 14	 Übergang von Ersatzansprüchen
	§	 15	 Kündigung nach dem Versicherungsfall
	§	 16	 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen
	§	 17	 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen
	§	 18	 Vollmacht des Versicherungsvertreters
	§	 19	 Repräsentanten
	§	20	 Verjährung
	§	 21	 Gerichtsstand
	§	22	 Anzuwendendes Recht

Abschnitt A  –  Allgemeine Hausrat Versicherungsbedingungen (DOCURA VHB 2016)

	§ 1		�  Versicherte Gefahren und Schäden (Versicherungsfall), 
			   generelle Ausschlüsse

1. Versicherungsfall
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die durch
	 a)	� Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Anprall oder Absturz eines Luft-

fahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung;
	 b)	� Einbruchdiebstahl, Vandalismus nach einem Einbruch sowie Raub oder 

den Versuch einer solchen Tat;
	 c)	 Leitungswasser;
	 d)	 Naturgefahren
		  aa) Sturm, Hagel,
		  bb) weitere Naturgefahren, soweit gesondert vereinbart, 
	zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kommen.

2. Ausschlüsse Krieg, Innere Unruhen und Kernenergie
	 a)	 Ausschluss Krieg
		�  Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen 

nicht auf Schäden durch Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, 
‑Revolution, Rebellion oder Aufstand.

	 b)	 Ausschluss Innere Unruhen
		�  Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen 

nicht auf Schäden durch innere Unruhen.
	 c)	 Ausschluss Kernenergie
		�  Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen 

nicht auf Schäden durch Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive 
Substanzen.

	§ 2		  Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Luftfahrzeuge

	1. Versicherte Gefahren und Schäden
	Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die durch
	 a)	 Brand,
	 b)	 Blitzschlag,
	 c)	 Explosion, Implosion,
	 d)	 Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung 
zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kommen.

	2. Brand
	Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemäßen Herd entstanden ist 
oder ihn verlassen hat und das sich aus eigener Kraft auszubreiten vermag.

3. Blitzschlag 
Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines Blitzes auf Sachen.
Überspannungs-, Überstrom- oder Kurzschlussschäden an elektrischen Ein-
richtungen und Geräten sind nur versichert, wenn an Sachen auf dem Grund-
stück, auf dem der Versicherungsort liegt, durch Blitzschlag Schäden anderer 
Art entstanden sind. Spuren eines Blitzschlags an diesem Grundstück, an dort 
befindlichen Antennen oder anderen Sachen als elektrischen Einrichtungen und 
Geräten stehen Schäden anderer Art gleich.

4. Explosion
Explosion ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben von Gasen oder Dämpfen 
beruhende, plötzlich verlaufende Kraftäußerung.
Eine Explosion eines Behälters (Kessel, Rohrleitung usw.) liegt nur vor, wenn 
seine Wandung in einem solchen Umfang zerrissen wird, dass ein plötzlicher 
Ausgleich des Druckunterschieds innerhalb und außerhalb des Behälters statt-
findet. Wird im Innern eines Behälters eine Explosion durch chemische Umset-
zung hervorgerufen, so ist ein Zerreißen seiner Wandung nicht erforderlich.

5. Implosion
Implosion ist ein plötzlicher, unvorhersehbarer Zusammenfall eines Hohlkörpers 
durch äußeren Überdruck infolge eines inneren Unterdruckes.

6. Nicht versicherte Schäden
Nicht versichert sind
	 a)	 ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schäden durch Erdbeben;
	 b)	 Sengschäden;
	 c)	� Schäden, die an Verbrennungskraftmaschinen durch die im Verbrennungs

raum auftretenden Explosionen, sowie Schäden, die an Schaltorganen von 
elektrischen Schaltern durch den in ihnen auftretenden Gasdruck entstehen.

Die Ausschlüsse gemäß Nr. 6 b) bis Nr. 6 c) gelten nicht für Schäden, die dadurch 
verursacht wurden, dass sich an anderen Sachen eine versicherte Gefahr gemäß 
Nr. 1 verwirklicht hat.

	§ 3		  Einbruchdiebstahl

1. Versicherte Gefahren und Schäden
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die durch
	 a)	 Einbruchdiebstahl,
	 b)	 Vandalismus nach einem Einbruch,
	 c)	 Raub
oder durch den Versuch einer solchen Tat abhanden kommen, zerstört oder 
beschädigt werden.

2. Einbruchdiebstahl
Einbruchdiebstahl liegt vor, wenn der Dieb
	 a)	� in einen Raum eines Gebäudes einbricht, einsteigt oder mittels eines 

Schlüssel, dessen Anfertigung für das Schloss nicht von einer dazu be-
rechtigten Person veranlasst oder gebilligt worden ist (falscher Schlüssel) 
oder mittels anderer Werkzeuge eindringt; der Gebrauch eines falschen 
Schlüssels ist nicht schon dann bewiesen, wenn feststeht, dass versi-
cherte Sachen abhanden gekommen sind;

	 b)	� in einem Raum eines Gebäudes ein Behältnis aufbricht oder falsche 
Schlüssel (siehe a) oder andere Werkzeuge benutzt, um es zu öffnen; der 
Gebrauch eines falschen Schlüssels ist nicht schon dann bewiesen, wenn 
feststeht, dass versicherte Sachen abhanden gekommen sind;

	 c)	� aus einem verschlossenen Raum eines Gebäudes Sachen entwendet, 
nachdem er sich in das Gebäude eingeschlichen oder dort verborgen ge-
halten hatte;

	 d)	� in einem Raum eines Gebäudes bei einem Diebstahl auf frischer Tat an-
getroffen wird und eines der Mittel gemäß Nr. 4 a) aa) oder Nr. 4 a) bb) 
anwendet, um sich den Besitz des gestohlenen Gutes zu erhalten;

	 e)	� mittels richtiger Schlüssel, die er innerhalb oder außerhalb des Versiche-
rungsortes durch Einbruchdiebstahl oder durch Raub gemäß Nr. 4 an sich 
gebracht hatte, in einen Raum eines Gebäudes eindringt oder dort ein Be-
hältnis öffnet;

	 f)	� in einen Raum eines Gebäudes mittels richtigem Schlüssel eindringt, den 
er – innerhalb oder außerhalb des Versicherungsortes – durch Diebstahl 
an sich gebracht hatte, vorausgesetzt, dass weder der Versicherungs-
nehmer noch der Gewahrsamsinhaber den Diebstahl des Schlüssels durch 
fahrlässiges Verhalten ermöglicht hatte.

3. Vandalismus nach einem Einbruch
Vandalismus nach einem Einbruch liegt vor, wenn der Täter auf eine der in 
Nr. 2 a), Nr. 2 e) oder Nr. 2 f) bezeichneten Arten in den Versicherungsort ein-
dringt und versicherte Sachen vorsätzlich zerstört oder beschädigt.
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4. Raub
	 a)	 Raub liegt vor, wenn
		  aa)	� gegen den Versicherungsnehmer Gewalt angewendet wird, um 

dessen Widerstand gegen die Wegnahme versicherter Sachen aus
zuschalten. Gewalt liegt nicht vor, wenn versicherte Sachen ohne 
Überwindung eines bewussten Widerstandes entwendet werden 
(einfacher Diebstahl/Trickdiebstahl);

		  bb)	� der Versicherungsnehmer versicherte Sachen herausgibt oder sich 
wegnehmen lässt, weil eine Gewalttat mit Gefahr für Leib oder Leben 
angedroht wird, die innerhalb des Versicherungsortes – bei mehreren 
Versicherungsorten innerhalb desjenigen Versicherungsortes, an 
dem auch die Drohung ausgesprochen wird – verübt werden soll;

		  cc)	� dem Versicherungsnehmer versicherte Sachen weggenommen wer-
den, weil sein körperlicher Zustand unmittelbar vor der Wegnahme 
infolge eines Unfalls oder infolge einer nicht verschuldeten sonstigen 
Ursache wie beispielsweise Ohnmacht oder Herzinfarkt beeinträchtigt 
und dadurch seine Widerstandskraft ausgeschaltet ist.

	 b)	� Dem Versicherungsnehmer stehen Personen gleich, die mit seiner Zustim-
mung in der Wohnung anwesend sind.

	 c)	� Nicht versichert sind Sachen, die an den Ort der Herausgabe oder Weg-
nahme erst auf Verlangen des Täters herangeschafft werden, es sei denn, 
das Heranschaffen erfolgt nur innerhalb des Versicherungsortes, an dem 
die Tathandlungen nach a) verübt wurden.

5. Nicht versicherte Schäden
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen 
nicht auf Schäden, die verursacht werden durch weitere Naturgefahren 
(Überschwemmung, Erdbeben, Erdsenkung, Erdrutsch, Schneedruck, Lawinen, 
Vulkanausbruch).

	§ 4		  Leitungswasser

1. Bruchschäden
Soweit Rohre bzw. Installationen gemäß a) und b) zum versicherten Hausrat 
gehören (siehe Abschnitt A § 6), leistet der Versicherer Entschädigung für 
innerhalb von Gebäuden eintretende 
	 a)	 frostbedingte und sonstige Bruchschäden an Rohren
		  aa)	� der Wasserversorgung (Zu- oder Ableitungen) oder den damit ver-

bundenen Schläuchen;
		  bb)	� der Warmwasser- oder Dampfheizung sowie Klima-, Wärmepum-

pen- oder Solarheizungsanlagen;
		  cc)	� von Wasserlösch- oder Berieselungsanlagen
sofern diese Rohre nicht Bestandteil von Heizkesseln, Boilern oder vergleich-
baren Anlagen sind.
	 b)	 frostbedingte Bruchschäden an nachfolgend genannten Installationen:
		  aa)	� Badeeinrichtungen, Waschbecken, Spülklosetts, Armaturen (z. B. 

Wasser- und Absperrhähne, Ventile, Geruchsverschlüsse, Wasser-
messer) sowie deren Anschlussschläuche;

		  bb)	� Heizkörper, Heizkessel, Boiler oder vergleichbare Teile von Warm-
wasserheizungs-, Dampfheizungs-, Klima-, Wärmepumpen- oder 
Solarheizungsanlagen.

Als innerhalb des Gebäudes gilt der gesamte Baukörper, einschließlich der 
Bodenplatte. Rohre von Solarheizungsanlagen auf dem Dach gelten als Rohre 
innerhalb des Gebäudes. Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, sind Rohre 
und Installationen unterhalb der Bodenplatte (tragend oder nicht tragend) nicht 
versichert.

2. Nässeschäden
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die durch bestim-
mungswidrig austretendes Leitungswasser zerstört oder beschädigt werden 
oder abhanden kommen.
Das Leitungswasser muss aus Rohren der Wasserversorgung (Zu- und 
Ableitungen) oder damit verbundenen Schläuchen, den mit diesem Rohr
system verbundenen sonstigen Einrichtungen oder deren Wasser führenden 
Teilen, aus Einrichtungen der Warmwasser- oder Dampfheizung, aus Klima-, 
Wärmepumpen oder Solarheizungsanlagen, aus Wasserlösch- und Beriese-
lungsanlagen sowie aus Wasserbetten und Aquarien ausgetreten sein.
Sole, Öle, Kühl- und Kältemittel aus Klima-, Wärmepumpen- oder Solarhei-
zungsanlagen sowie Wasserdampf stehen Leitungswasser gleich.

3. Nicht versicherte Schäden
	 a)	� Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schäden 

durch
		  aa)	 Plansch- oder Reinigungswasser;
		  bb)	 Schwamm;
		  cc)	� Grundwasser, stehendes oder fließendes Gewässer, Überschwem-

mung oder Witterungsniederschläge oder einen durch diese Ursachen 
hervorgerufenen Rückstau;

		  dd) 	Erdbeben Schneedruck, Lawinen, Vulkanausbruch;
		  ee)	� Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei denn, dass Leitungswasser nach 

Nr. 2 die Erdsenkung oder den Erdrutsch verursacht hat;
		  ff)	� Öffnen der Sprinkler oder Bedienen der Berieselungsdüsen wegen 

eines Brandes, durch Druckproben oder durch Umbauten oder Repa-
raturarbeiten an dem versicherten Gebäude oder an der Wasserlösch- 
oder Berieselungsanlage;

		  gg)	� Leitungswasser aus Eimern, Gießkannen oder sonstigen mobilen 
Behältnissen.

	 b)	 Der Versicherer leistet keine Entschädigung für Schäden
		  aa)	� an Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht bezugsfertig sind und 

an den in diesen Gebäuden oder Gebäudeteilen befindlichen Sachen;
		  bb)	� am Inhalt eines Aquariums, die als Folge dadurch entstehen, dass 

Wasser aus dem Aquarium ausgetreten ist.

	§ 5		  Naturgefahren

1. Versicherte Gefahren und Schäden
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die durch
	 a)	 Sturm, Hagel,
	 b)	 Weitere Naturgefahren 
		  aa)	 Überschwemmung,
		  bb)	 Rückstau,
		  cc)	 Erdbeben,
		  dd)	 Erdsenkung,
		  ee)	 Erdrutsch,
		  ff)	 Schneedruck,
		  gg)	 Lawinen,
		  hh)	 Vulkanausbruch
	zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kommen.

2. Sturm, Hagel
	 a)	 �Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung von mindestens Windstärke 

8 nach Beaufort (Windgeschwindigkeit mindestens 62 km/Stunde).
		�  Ist die Windstärke für den Schadenort nicht feststellbar, so wird Wind-

stärke 8 unterstellt, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass
		  aa)	� die Luftbewegung in der Umgebung des Versicherungsgrundstücks 

Schäden an Gebäuden in einwandfreiem Zustand oder an ebenso 
widerstandsfähigen anderen Sachen angerichtet hat, oder dass

		  bb)	� der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes des versicherten 
Gebäudes oder des Gebäudes, in dem sich die versicherten Sachen 
befunden haben, oder mit diesem Gebäude baulich verbundenen Ge-
bäuden, nur durch Sturm entstanden sein kann.

	 b)	 Hagel ist ein fester Witterungsniederschlag in Form von Eiskörnern.
	 c)	� Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die zerstört 

oder beschädigt werden oder abhanden kommen
		  aa)	� durch die unmittelbare Einwirkung des Sturmes oder Hagels auf ver-

sicherte Sachen oder auf Gebäude, in denen sich versicherte Sachen 
befinden;

		  bb)	� dadurch, dass ein Sturm oder Hagel Gebäudeteile, Bäume oder ande-
re Gegenstände auf versicherte Sachen oder auf Gebäude, in denen 
sich versicherte Sachen befinden, wirft;

		  cc)	 als Folge eines Schadens nach aa) oder bb) an versicherten Sachen;
		  dd)	� durch die unmittelbare Einwirkung des Sturmes oder Hagels auf Ge-

bäude, die mit dem versicherten Gebäude oder Gebäuden, in denen 
sich versicherte Sachen befinden, baulich verbunden sind;

		  ee)	� dadurch, dass ein Sturm oder Hagel Gebäudeteile, Bäume oder ande-
re Gegenstände auf Gebäude wirft, die mit dem versicherten Gebäude 
oder Gebäuden, in denen sich versicherte Sachen befinden, baulich 
verbunden sind.

3. Weitere Naturgefahren (soweit gesondert vereinbart)
	 a)	 Überschwemmung
		�  Überschwemmung ist die Überflutung des Grund und Bodens des Versiche-

rungsgrundstücks mit erheblichen Mengen von Oberflächenwasser durch
		  aa)	� Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder fließenden) Gewässern;
		  bb)	 Witterungsniederschläge;
		  cc)	� Austritt von Grundwasser an die Erdoberfläche infolge von aa) oder bb).
	 b)	 Rückstau
		�  Rückstau liegt vor, wenn Wasser durch Ausuferung von oberirdischen 

(stehenden oder fließenden) Gewässern oder durch Witterungsnieder-
schläge bestimmungswidrig aus den gebäudeeigenen Ableitungsrohren 
oder damit verbundenen Einrichtungen in das Gebäude eindringt.

	 c)	 Erdbeben
	 a)	� Erdbeben ist eine naturbedingte Erschütterung des Erdbodens, die durch 

geophysikalische Vorgänge im Erdinneren ausgelöst wird.
	 b)	� Erdbeben wird unterstellt, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 

dass
		  aa)	� die naturbedingte Erschütterung des Erdbodens in der Umgebung des 

Versicherungsortes Schäden an Gebäuden im einwandfreien Zustand 
oder an ebenso widerstandsfähigen anderen Sachen angerichtet hat, 
oder

		  bb)	� der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes der versicherten 
Sachen nur durch ein Erdbeben entstanden sein kann.

	d)	 Erdsenkung
		�  Erdsenkung ist eine naturbedingte Absenkung des Erdbodens über natur-

bedingten Hohlräumen.
	 e)	 Erdrutsch
		�  Erdrutsch ist ein naturbedingtes Abrutschen oder Abstürzen von Erd- 

oder Gesteinsmassen.
	 f)	 Schneedruck
		  Schneedruck ist die Wirkung des Gewichts von Schnee- oder Eismassen.
	g)	 Lawinen
		  Lawinen sind an Berghängen niedergehende Schnee- oder Eismassen. 
	 h)	 Vulkanausbruch
		�  Vulkanausbruch ist eine plötzliche Druckentladung beim Aufreißen der 

Erdkruste, verbunden mit Lavaergüssen, Asche-Eruptionen oder dem 
Austritt von sonstigen Materialien und Gasen.

4. Nicht versicherte Schäden
	 a)	� Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schäden 

durch
		  aa)	 Sturmflut;
		  bb)	� Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder Schmutz durch nicht 

ordnungsgemäß geschlossene Fenster, Außentüren oder andere 
Öffnungen, es sei denn, dass diese Öffnungen durch eine der ver-
sicherten Naturgefahren (siehe Nr. 1 a) entstanden sind und einen 
Gebäudeschaden darstellen;



8

		  cc)	 �Grundwasser, soweit nicht an die Erdoberfläche gedrungen (siehe Nr. 
3 a) cc)

		  dd)	� Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder Absturz eines Luftfahr-
zeuges, seiner Teile oder seiner Ladung; dies gilt nicht für Erdbeben;

		  ee)	 Trockenheit oder Austrocknung.
	 b)	 Der Versicherer leistet keine Entschädigung für Schäden an
		  aa)	� Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht bezugsfertig sind und an 

den in diesen Gebäuden oder Gebäudeteilen befindlichen Sachen;
		  bb)	� Sachen, die sich außerhalb von Gebäuden befinden. Nach Nr. 1 ver-

sichert sind jedoch auf dem gesamten Grundstück, auf dem sich die 
versicherte Wohnung befindet, Antennenanlagen und Markisen, 
wenn sie ausschließlich vom Versicherungsnehmer genutzt werden.

5. Selbstbehalt 
Im Versicherungsfall wird der im Versicherungsvertrag vereinbarte Selbstbehalt 
abgezogen.

	§ 6		  Versicherte und nicht versicherte Sachen, Versicherungsort 

1. Beschreibung des Versicherungsumfangs
Versichert ist der gesamte Hausrat in der im Versicherungsschein bezeichneten 
Wohnung (Versicherungsort).
Hausrat, der infolge eines eingetretenen oder unmittelbar bevorstehenden 
Versicherungsfalles aus dem Versicherungsort entfernt und in zeitlichem und 
örtlichem Zusammenhang mit diesem Vorgang zerstört oder beschädigt wird 
oder abhanden kommt, ist versichert.
Hausrat außerhalb der im Versicherungsschein bezeichneten Wohnung ist nur 
im Rahmen der Außenversicherung (siehe Abschnitt A § 7) oder soweit dies 
gesondert im Versicherungsvertrag vereinbart ist, versichert.

2. Definitionen
	 a)	� Zum Hausrat gehören alle Sachen, die dem Haushalt des Versicherungs-

nehmers zur privaten Nutzung (Gebrauch bzw. Verbrauch) dienen.
	 b)	 �Wertsachen und Bargeld gehören ebenfalls zum Hausrat. Hierfür gelten 

besondere Voraussetzungen und Entschädigungsgrenzen (siehe Ab-
schnitt A § 12).

	 c)	 Ferner gehören zum Hausrat
		  aa)	� alle in das Gebäude eingefügten Sachen (z. B. Einbaumöbel und 

Einbauküchen), die der Versicherungsnehmer als Mieter oder Woh-
nungseigentümer auf seine Kosten beschafft oder übernommen hat 
und daher hierfür die Gefahr trägt. Eine anderweitige Vereinbarung 
über die Gefahrtragung ist vom Versicherungsnehmer nachzuweisen;

		  bb)	� Anbaumöbel und Anbauküchen, die serienmäßig produziert und nicht 
individuell für das Gebäude gefertigt, sondern lediglich mit einem 
geringen Einbauaufwand an die Gebäudeverhältnisse angepasst 
worden sind;

		  cc)	� privat genutzte Antennenanlagen und Markisen, die ausschließlich 
der versicherten Wohnung gemäß Nr. 1 dienen und sich auf dem 
Grundstück befinden, auf dem die versicherte Wohnung liegt;

		  dd)	� im Haushalt des Versicherungsnehmers befindliches fremdes Eigen-
tum, soweit es sich nicht um das Eigentum von Mietern bzw. Unter-
mietern des Versicherungsnehmers handelt (siehe Nr. 4 e);

		  ee)	� selbstfahrende Krankenfahrstühle, Rasenmäher, Go-Karts und Mo-
dell- und Spielfahrzeuge, soweit diese nicht versicherungspflichtig 
sind;

		  ff)	� Kanus, Ruder-, Falt- und Schlauchboote einschließlich ihrer Motoren 
sowie Surfgeräte;

		  gg)	 Fall- und Gleitschirme sowie nicht motorisierte Flugdrachen;
		  hh)	� Arbeitsgeräte und Einrichtungsgegenstände, die ausschließlich dem 

Beruf oder dem Gewerbe des Versicherungsnehmers oder einer mit 
ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden Person dienen; Handels
waren und Musterkollektionen sind hiervon ausgeschlossen;

		  ii)	� Haustiere, d. h. Tiere, die regelmäßig artgerecht in Wohnungen nach 
Nr. 3 a) gehalten werden (z. B. Fische, Katzen, Vögel).

3. Versicherungsort
Versicherungsort ist die im Versicherungsschein bezeichnete Wohnung. Zur 
Wohnung gehören
	 a)	� diejenigen Räume, die zu Wohnzwecken dienen und eine selbständige 

Lebensführung ermöglichen. Dies sind die ausschließlich vom Versiche-
rungsnehmer oder einer mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden Per-
son privat genutzten Flächen eines Gebäudes. Räume, die ausschließlich 
beruflich oder gewerblich genutzt werden, gehören nicht zur Wohnung, 
es sei denn, sie sind ausschließlich über die Wohnung zu betreten (sog. 
Arbeitszimmer in der Wohnung);

	 b)	� Loggien, Balkone, an das Gebäude unmittelbar anschließende Terrassen 
sowie ausschließlich vom Versicherungsnehmer oder einer mit ihm in 
häuslicher Gemeinschaft lebenden Person zu privaten Zwecken genutzte 
Räume in Nebengebäuden – einschließlich Garagen – des Grundstücks, 
auf dem sich die versicherte Wohnung befindet;

	 c)	� gemeinschaftlich genutzte, verschließbare Räume, in dem Hausrat be-
stimmungsgemäß vorgehalten wird (z. B. ausgewiesene Stellflächen in 
Fluren, Fahrradkeller, Waschkeller) des Grundstücks, auf dem sich die 
versicherte Wohnung befindet;

	 d)	� darüber hinaus privat genutzte Garagen, soweit sich diese in der Nähe des 
Versicherungsortes befinden.

4. Nicht versicherte Sachen; Daten und Programme
Nicht zum Hausrat gehören
	 a)	 Gebäudebestandteile, es sei denn, sie sind in Nr. 2 c) aa) genannt;
	 b)	� vom Gebäudeeigentümer eingebrachte Sachen, für die dieser Gefahr trägt. 

Sofern die ursprünglich vom Gebäudeeigentümer eingebrachten oder 

in dessen Eigentum übergegangenen Sachen durch den Mieter ersetzt 
werden – auch höher- oder geringerwertigere –, sind diese Sachen im 
Rahmen dieses Vertrages nicht versichert. Das gleiche gilt für vom Woh-
nungseigentümer ersetzte Sachen;

	 c)	� Kraftfahrzeuge aller Art und Anhänger, unabhängig von deren Versiche-
rungspflicht, sowie Teile und Zubehör von Kraftfahrzeugen und Anhän-
gern, soweit nicht unter Nr. 2 c) ee) genannt;

	 d)	� Luft- und Wasserfahrzeuge, unabhängig von deren Versicherungspflicht, 
einschließlich nicht eingebauter Teile, soweit nicht unter Nr. 2 c) ee) bis 
Nr. 2 c) gg) genannt;

	 e)	� Hausrat von Mietern und Untermietern in der Wohnung des Versiche-
rungsnehmers, es sei denn, dieser wurde ihnen vom Versicherungsnehmer 
überlassen;

	 f)	� Sachen im Privatbesitz, die durch einen gesonderten Versicherungs
vertrag versichert sind (z. B. für Schmucksachen und Pelze, Kunstgegen-
stände, Musikinstrumente bzw. Jagd- und Sportwaffen).

	 g)	� Elektronisch gespeicherte Daten und Programme sind keine Sachen. 
Kosten für die technische Wiederherstellung von elektronisch gespei-
cherten, ausschließlich für die private Nutzung bestimmten Daten und 
Programme sind nur versichert, soweit dies gesondert im Versicherungs-
vertrag vereinbart ist.

	§ 7		  Außenversicherung

1. Begriff und Geltungsdauer der Außenversicherung
Versicherte Sachen, die Eigentum des Versicherungsnehmers oder einer mit ihm 
in häuslicher Gemeinschaft lebenden Person sind oder die deren Gebrauch die-
nen, sind weltweit auch versichert, solange sie sich vorübergehend außerhalb 
des Versicherungsortes befinden. Zeiträume von mehr als drei Monaten gelten 
nicht als vorübergehend.

2. Unselbstständiger Hausstand während Wehr- und Zivildienst oder 
Ausbildung
Hält sich der Versicherungsnehmer oder eine mit ihm in häuslicher Gemeinschaft 
lebende Person zur Ausbildung, zur Ableistung eines freiwilligen Wehrdienstes, 
eines internationale oder nationalen Jugendfreiwilligendienstes (Freiwilliges 
Soziales oder Ökologisches Jahr) oder des Bundesfreiwilligendienstes außer-
halb der Wohnung auf, so gilt dies so lange als vorübergehend nach Nr. 1, bis ein 
eigener Hausstand begründet wird.

3. Einbruchdiebstahl
Für Schäden durch Einbruchdiebstahl müssen die in Abschnitt A § 3 Nr. 2 
genannten Voraussetzungen erfüllt sein.

4. Raub
Bei Androhung einer Gewalttat mit Gefahr für Leib und Leben besteht Außen-
versicherungsschutz nur in den Fällen, in denen der Versicherungsnehmer ver-
sicherte Sachen herausgibt oder sich wegnehmen lässt, weil eine Gewalttat an 
Ort und Stelle verübt werden soll. Dies gilt auch, wenn der Raub an Personen 
begangen wird, die mit dem Versicherungsnehmer in häuslicher Gemeinschaft 
leben. Der Außenversicherungsschutz erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwir-
kende Ursachen nicht auf Sachen, die erst auf Verlangen des Täters an den Ort 
der Wegnahme oder Herausgabe gebracht werden.

5. Naturgefahren
Für Naturgefahren besteht Außenversicherungsschutz nur innerhalb von Ge-
bäuden.

6. Entschädigungsgrenzen
	 a)	� Die Entschädigung im Rahmen der Außenversicherung ist auf den im 

Versicherungsschein vereinbarten Betrag begrenzt.
	 b)	� Für Wertsachen (auch Bargeld) gelten zusätzlich Entschädigungsgrenzen 

(siehe Abschnitt A § 12 Nr. 2).

	§ 8		  Versicherte Kosten 

1. Versicherte Kosten
Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles notwendigen und tatsäch-
lich angefallenen
	 a)	 Aufräumungskosten
		�  für das Aufräumen versicherter Sachen sowie für das Wegräumen und 

den Abtransport von zerstörten und beschädigten versicherten Sachen 
zum nächsten Ablagerungsplatz und für das Ablagern und Vernichten.

	 b)	 Bewegungs- und Schutzkosten
		�  Kosten, die dadurch entstehen, dass zum Zweck der Wiederherstellung 

oder Wiederbeschaffung versicherter Sachen andere Sachen bewegt, ver-
ändert oder geschützt werden müssen.

	 c)	 Hotelkosten
		�  für Hotel- oder ähnliche Unterbringung ohne Nebenkosten (z. B. Früh-

stück, Telefon), wenn die ansonsten ständig bewohnte Wohnung unbe-
wohnbar wurde und dem Versicherungsnehmer auch die Beschränkung 
auf einen bewohnbaren Teil nicht zumutbar ist. Die Kosten werden bis  
zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem die Wohnung wieder bewohnbar ist, 
längstens für die im Versicherungsschein vereinbarte Dauer. Die Ent-
schädigung ist pro Tag auf 1 Promille der Versicherungssumme begrenzt,  
soweit nicht etwas anderes vereinbart ist.

	d)	 Transport- und Lagerkosten
		�  für Transport und Lagerung des versicherten Hausrats, wenn die Wohnung 

unbenutzbar wurde und dem Versicherungsnehmer auch die Lagerung in 
einem benutzbaren Teil nicht zumutbar ist. Die Kosten für die Lagerung 
werden bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in dem die Wohnung wieder benutz-
bar oder eine Lagerung in einem benutzbaren Teil der Wohnung wieder 
zumutbar ist, längstens für die im Versicherungsschein vereinbarte Dauer. 
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	 e)	 Schlossänderungskosten
		�  für Schlossänderungen der Wohnung, wenn Schlüssel für Türen der Woh-

nung oder für dort befindliche Wertschutzschränke durch einen Versiche-
rungsfall abhanden gekommen sind.

	 f)	 Bewachungskosten
		�  für die Bewachung versicherter Sachen, wenn die Wohnung unbewohnbar 

wurde und Schließvorrichtungen und sonstige Sicherungen keinen ausrei-
chenden Schutz bieten. Die Kosten werden bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, 
in dem die Schließvorrichtungen oder sonstige Sicherungen wieder voll 
gebrauchsfähig sind, längstens für die im Versicherungsschein vereinbarte 
Dauer. 

	g)	 Reparaturkosten für Gebäudeschäden
		�  die im Bereich der Wohnung durch Einbruchdiebstahl, Raub oder den Ver-

such einer solchen Tat oder innerhalb der Wohnung durch Vandalismus 
nach einem Einbruch oder einem Raub entstanden sind.

	 h)	 Reparaturkosten für Nässeschäden
		�  an Bodenbelägen, Innenanstrichen oder Tapeten in gemieteten bzw. in 

Sondereigentum befindlichen Wohnungen.
	 i)	 Kosten für provisorische Maßnahmen
		�  Kosten für provisorische Maßnahmen zum Schutz versicherter Sachen.

	§ 9		  Versicherungswert, Versicherungssumme

1. Versicherungswert
Der Versicherungswert bildet die Grundlage der Entschädigungsberechnung.
	 a)	� Versicherungswert ist der Wiederbeschaffungswert von Sachen gleicher 

Art und Güte in neuwertigem Zustand (Neuwert).
	 b)	� Für Kunstgegenstände (siehe Abschnitt A § 12 Nr. 1 a) dd) und Antiquitäten 

(siehe Abschnitt A § 12 Nr. 1 a) ee) ist der Versicherungswert der Wieder-
beschaffungspreis von Sachen gleicher Art und Güte.

	 c)	� Sind Sachen für ihren Zweck in dem versicherten Haushalt nicht mehr zu 
verwenden, so ist der Versicherungswert der für den Versicherungsnehmer 
erzielbare Verkaufspreis (gemeiner Wert).

	 d)	� Soweit die Entschädigung für Wertsachen auf bestimmte Beträge 
begrenzt (Entschädigungsgrenzen siehe Abschnitt A § 12 Nr. 2) ist, werden 
bei der Ermittlung des Versicherungswertes höchstens diese Beträge 
berücksichtigt.

2. Versicherungssumme
	 a)	 Die Versicherungssumme soll dem Versicherungswert entsprechen.
	 b)	� Die Versicherungssumme erhöht sich um einen Vorsorgebetrag von 10 

Prozent.

3. Anpassung von Versicherungssumme und Beitrag
	 a)	� Die Versicherungssumme wird entsprechend der Entwicklung des Preis

indexes – siehe b) – angepasst.
	 b)	� Die Versicherungssumme erhöht oder vermindert sich mit Beginn eines 

jeden Versicherungsjahres entsprechend dem Prozentsatz, um den sich 
der Preisindex für „Verbrauchs- und Gebrauchsgüter ohne Nahrungsmittel 
und ohne die normalerweise nicht in der Wohnung gelagerten Güter“ – 
aus dem Verbraucherpreisindex für Deutschland (VPI) – im vergangenen 
Kalenderjahr gegenüber dem davorliegenden Kalenderjahr verändert hat. 
Maßgebend ist der vom Statistischen Bundesamt jeweils für den Monat 
September veröffentlichte Index.

		�  Der Veränderungsprozentsatz wird nur bis zur ersten Stelle nach dem Kom-
ma berücksichtigt. Die neue Versicherungssumme wird auf volle Hundert 
Euro aufgerundet und dem Versicherungsnehmer bekanntgegeben.

	 c)	 Der Beitrag wird aus der neuen Versicherungssumme berechnet. 
	 d)	� Innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung über die neue Ver-

sicherungssumme kann der Versicherungsnehmer der Anpassung durch 
Erklärung in Textform widersprechen. Zur Wahrung der Frist genügt die 
rechtzeitige Absendung. Damit wird die Anpassung nicht wirksam.

§ 10		 Wohnungswechsel

1. Umzug in eine neue Wohnung
Wechselt der Versicherungsnehmer die Wohnung, geht der Versicherungs-
schutz auf die neue Wohnung über. Während des Wohnungswechsels besteht 
in beiden Wohnungen Versicherungsschutz. Der Versicherungsschutz in der 
bisherigen Wohnung erlischt spätestens zwei Monate nach Umzugsbeginn. Der 
Umzug beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem erstmals versicherte Sachen dauer-
haft in die neue Wohnung gebracht werden.

2. Mehrere Wohnungen
Behält der Versicherungsnehmer zusätzlich die bisherige Wohnung, geht der 
Versicherungsschutz nicht über, wenn er die alte Wohnung weiterhin bewohnt 
(Doppelwohnsitz); für eine Übergangszeit von zwei Monaten besteht Versiche-
rungsschutz in beiden Wohnungen.

3. Umzug ins Ausland
Liegt die neue Wohnung nicht innerhalb der Bundesrepublik Deutschland, so 
geht der Versicherungsschutz nicht auf die neue Wohnung über. Der Versiche-
rungsschutz in der bisherigen Wohnung erlischt spätestens zwei Monate nach 
Umzugsbeginn.

4. Anzeige der neuen Wohnung
	 a)	� Der Bezug einer neuen Wohnung ist spätestens bei Beginn des Einzuges 

dem Versicherer mit Angabe der neuen Wohnfläche in Quadratmetern an-
zuzeigen.

	 b)	� Waren für die bisherige Wohnung besondere Sicherungen vereinbart, so 
ist dem Versicherer in Textform mitzuteilen, ob entsprechende Sicherungen 
in der neuen Wohnung vorhanden sind (siehe Modul Gefahrerhöhung).

	 c)	� Verändert sich nach dem Wohnungswechsel die Wohnfläche oder der 
Wert des Hausrates und wird der Versicherungsschutz nicht entsprechend 
angepasst, kann dies zu Unterversicherung führen.

5. Festlegung des neuen Beitrags, Kündigungsrecht
	 a)	� Mit Umzugsbeginn gelten die am Ort der neuen Wohnung gültigen Tarif-

bestimmungen des Versicherers.
	 b)	� Bei einer Erhöhung der Prämie aufgrund veränderter Beitragssätze oder 

bei Erhöhung eines Selbstbehaltes kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag kündigen. Die Kündigung hat spätestens einen Monat nach Zu-
gang der Mitteilung über die Erhöhung zu erfolgen. Sie wird einen Monat 
nach Zugang wirksam. Die Kündigung ist in Textform zu erklären.

	 c)	� Der Versicherer kann bei Kündigung durch den Versicherungsnehmer den 
Beitrag nur in der bisherigen Höhe zeitanteilig bis zur Wirksamkeit der 
Kündigung beanspruchen.

6. Aufgabe einer gemeinsamen Ehewohnung
	 a)	� Zieht bei einer Trennung von Ehegatten der Versicherungsnehmer aus der 

Ehewohnung aus und bleibt der Ehegatte in der bisherigen Ehewohnung 
zurück, so gelten als Versicherungsort (siehe Abschnitt A § 6 Nr. 3) die 
neue Wohnung des Versicherungsnehmers und die bisherige Ehewoh-
nung. Dies gilt bis zu einer Änderung des Versicherungsvertrages, läng-
stens bis zum Ablauf von drei Monaten nach der nächsten, auf den Auszug 
des Versicherungsnehmers folgenden Beitragsfälligkeit. Danach besteht 
Versicherungsschutz nur noch in der neuen Wohnung des Versicherungs-
nehmers.

	 b)	� Sind beide Ehegatten Versicherungsnehmer und zieht bei einer Trennung 
von Ehegatten einer der Ehegatten aus der Ehewohnung aus, so sind Ver-
sicherungsort (siehe Modul Versicherungsort) die bisherige Ehewohnung 
und die neue Wohnung des ausziehenden Ehegatten. Dies gilt bis zu einer 
Änderung des Versicherungsvertrages, längstens bis zum Ablauf von drei 
Monaten nach der nächsten, auf den Auszug des Ehegatten folgenden 
Beitragsfälligkeit. Danach erlischt der Versicherungsschutz für die neue 
Wohnung.

	 c)	� Ziehen beide Ehegatten in neue Wohnungen, so gilt b) entsprechend. 
Nach Ablauf der Frist von drei Monaten nach der nächsten, auf den Aus-
zug der Ehegatten folgenden Beitragsfälligkeit erlischt der Versicherungs-
schutz für beide neuen Wohnungen.

7. Lebensgemeinschaften, Lebenspartnerschaften
Nr. 6 gilt entsprechend für eheähnliche Lebensgemeinschaften und Lebenspart-
nerschaften, sofern beide Partner am Versicherungsort gemeldet sind.

	§ 11		  Entschädigungsberechnung, Unterversicherung

1. Ersetzt werden im Versicherungsfall bei
	 a) 	� zerstörten oder abhanden gekommenen Sachen der Versicherungswert 

(siehe Abschnitt A § 9 Nr. 1) bei Eintritt des Versicherungsfalles (siehe Ab-
schnitt A § 1);

	 b)	 �beschädigten Sachen die notwendigen Reparaturkosten bei Eintritt des Ver-
sicherungsfalles zuzüglich einer durch die Reparatur nicht auszugleichenden 
Wertminderung, höchstens jedoch der Versicherungswert (siehe Abschnitt 
A § 9 Nr. 1) bei Eintritt des Versicherungsfalles (siehe Abschnitt A § 1).

		�  Wird durch den Schaden die Gebrauchsfähigkeit einer Sache nicht beein-
trächtigt und ist dem Versicherungsnehmer die Nutzung ohne Reparatur 
zumutbar (sogenannter Schönheitsschaden), so ist die Beeinträchtigung 
durch Zahlung des Betrages auszugleichen, der dem Minderwert entspricht.

2. Restwerte
Restwerte werden in den Fällen von Nr. 1 angerechnet.

3. Mehrwertsteuer
Die Mehrwertsteuer wird nicht ersetzt, wenn der Versicherungsnehmer vorsteuer
abzugsberechtigt ist; das gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer Mehr-
wertsteuer tatsächlich nicht gezahlt hat.

4. Gesamtentschädigung, Kosten aufgrund Weisung
Die Entschädigung für versicherte Sachen einschließlich versicherter Kosten ist 
je Versicherungsfall (siehe Abschnitt A § 1 Nr. 1) auf die vereinbarte Versiche-
rungssumme (siehe Abschnitt A § 9 Nr. 2 a) und Nr. 2 b) einschließlich Vorsorge-
betrag (siehe Abschnitt A § 9 Nr. 2 c) begrenzt.

Schadenabwendungs- und Schadenminderungskosten (siehe Abschnitt B § 13), 
die auf Weisung des Versicherers entstanden sind, werden unbegrenzt ersetzt.
Wird die vereinbarte Versicherungssumme einschließlich Vorsorgebetrag für die 
Entschädigung versicherter Sachen bereits vollständig ausgeschöpft, so werden 
versicherte Kosten (siehe Abschnitt A § 8) darüber hinaus bis zu der im Versi-
cherungsschein vereinbarten Höhe (siehe Abschnitt A § 9 Nr. 2 a) und b) ersetzt.

5. Feststellung und Berechnung einer Unterversicherung
Ist die Versicherungssumme im Zeitpunkt des Versicherungsfalls (siehe Abschnitt 
A § 1 Nr. 1) niedriger als der Versicherungswert (siehe Abschnitt A § 9 Nr. 1) der 
versicherten Sachen (Unterversicherung) und ist kein Unterversicherungsverzicht 
vereinbart bzw. dieser nachträglich entfallen, wird die Entschädigung gemäß 
Nr. 1 in dem Verhältnis von Versicherungssumme zum Versicherungswert nach  
folgender Berechnungsformel gekürzt:
Entschädigung  =  Schadenbetrag multipliziert mit der Versicherungssumme 
dividiert durch den Versicherungswert.

6. Versicherte Kosten
Berechnungsgrundlage für die Entschädigung versicherter Kosten (siehe Ab-
schnitt A § 8) ist der Nachweis tatsächlich angefallener Kosten unter Berück-
sichtigung der jeweils vereinbarten Entschädigungsgrenzen.

Für die Entschädigungsberechnung der versicherten Kosten (siehe Abschnitt 
A § 8) sowie der Schadenabwendungs-, Schadenminderungs- und Schadener-
mittlungskosten (siehe Abschnitt B § 13) gilt Nr. 5 entsprechend.
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	§ 12		 Entschädigungsgrenzen für Wertsachen, Wertschutzschränke 

1. Definitionen
	 a)	 Versicherte Wertsachen (siehe Abschnitt A § 6 Nr. 2 b) sind
		  aa)	 Bargeld und auf Geldkarten geladene Beträge (z. B. Chipkarte);
		  bb)	 Urkunden einschließlich Sparbücher und sonstige Wertpapiere;
		  cc)	� Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, Briefmarken, Münzen und  

Medaillen sowie alle Sachen aus Gold und Platin;
		  dd)	� Pelze, handgeknüpfte Teppiche und Gobelins sowie Kunstgegen-

stände (z. B. Gemälde, Collagen, Zeichnungen, Graphiken und Plasti-
ken) sowie nicht in cc) genannte Sachen aus Silber;

		  ee)	� Antiquitäten (Sachen, die über 100 Jahre alt sind), jedoch mit Aus-
nahme von Möbelstücken.

	 b)	 Wertschutzschränke im Sinne von Nr. 2 b) sind Sicherheitsbehältnisse, die
		  aa)	� durch die VdS Schadenverhütung GmbH oder durch eine gleicherma-

ßen qualifizierte Prüfstelle anerkannt sind und
		  bb)	� als freistehende Wertschutzschränke ein Mindestgewicht von 200 kg 

aufweisen oder bei geringerem Gewicht nach den Vorschriften des 
Herstellers fachmännisch verankert oder in der Wand oder im Fuß
boden bündig eingelassen sind (Einmauerschrank).

2. Entschädigungsgrenzen
	 a)	� Die Entschädigung für Wertsachen unterliegt einer besonderen Entschä-

digungsgrenze. Sie beträgt je Versicherungsfall die im Versicherungs-
schein vereinbarte Versicherungssumme.

	 b)	� Für Wertsachen, die sich zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles außerhalb 
eines anerkannten und verschlossenen Wertschutzschrankes (siehe 
Nr. 1 b) befunden haben, ist die Entschädigung je Versicherungsfall be-
grenzt:

		  aa)	� Bargeld und auf Geldkarten geladene Beträge mit Ausnahme von 
Münzen, deren Versicherungswert den Nennbetrag übersteigt, höch-
stens auf den im Versicherungsschein vereinbarten Betrag;

		  bb)	� Urkunden einschließlich Sparbücher und sonstige Wertpapiere, höch-
stens auf den im Versicherungsschein vereinbarten Betrag;

		  cc)	� Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, Briefmarken, Münzen und Me-
daillen sowie alle Sachen aus Gold und Platin, höchstens auf den im 
Versicherungsschein vereinbarten Betrag.

	§ 13		 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung

1. Fälligkeit der Entschädigung
Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des Versicherers zum 
Grunde und zur Höhe des Anspruchs abgeschlossen sind.
Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Meldung des Schadens den 
Betrag als Abschlagszahlung beanspruchen, der nach Lage der Sache minde-
stens zu zahlen ist.

2. Verzinsung
Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund eine 
weitergehende Zinspflicht besteht:
	 a)	� Die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb eines Monats nach  

Meldung des Schadens geleistet wird – seit Anzeige des Schadens zu 
verzinsen.

	 b)	� Der Zinssatz liegt 1 Prozentpunkt unter dem jeweiligen Basiszinssatz des 
Bürgerlichen Gesetzbuches (§ 247 BGB), mindestens jedoch bei 4 Prozent, 
höchstens bei 6 Prozent Zinsen pro Jahr.

	 c)	� Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung fällig.

3. Hemmung
Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1, Nr. 2 a) ist der Zeitraum nicht zu 
berücksichtigen, in dem infolge Verschuldens des Versicherungsnehmers die 
Entschädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann.

4. Aufschiebung der Zahlung
Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange
	 a)	 �Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsnehmers bestehen;
	 b)	� ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen den Versiche-

rungsnehmer oder seinen Repräsentanten aus Anlass dieses Versiche-
rungsfalles noch läuft.

	§ 14		 Sachverständigenverfahren

1. Feststellung der Schadenhöhe
Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versicherungsfalles verlangen, 
dass die Höhe des Schadens in einem Sachverständigenverfahren festgestellt 
wird. Ein solches Sachverständigenverfahren können Versicherer und Versiche-
rungsnehmer auch gemeinsam vereinbaren.

2. Weitere Feststellungen
Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung auf weitere Feststel-
lungen zum Versicherungsfall ausgedehnt werden.

3. Verfahren vor Feststellung 
Für das Sachverständigenverfahren gilt:
	 a)	� Jede Partei hat in Textform einen Sachverständigen zu benennen. Eine 

Partei, die ihren Sachverständigen benannt hat, kann die andere unter 
Angabe des von ihr genannten Sachverständigen in Textform auffordern, 
den zweiten Sachverständigen zu benennen. Wird der zweite Sachver-
ständige nicht innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der Aufforderung 
benannt, so kann ihn die auffordernde Partei durch das für den Schaden-
ort zuständige Amtsgericht ernennen lassen. In der Aufforderung durch 
den Versicherer ist der Versicherungsnehmer auf diese Folge hinzuweisen.

	 b)	� Der Versicherer darf als Sachverständigen keine Person benennen, die 
Mitbewerber des Versicherungsnehmers ist oder mit ihm in dauernder 

Geschäftsverbindung steht; ferner keine Person, die bei Mitbewerbern 
oder Geschäftspartnern angestellt ist oder mit ihnen in einem ähnlichen 
Verhältnis steht.

	 c)	� Beide Sachverständige benennen in Textform vor Beginn ihrer Feststel-
lungen einen dritten Sachverständigen als Obmann. Die Regelung unter b) 
gilt entsprechend für die Benennung eines Obmannes durch die Sachver-
ständigen. Einigen sich die Sachverständigen nicht, so wird der Obmann 
auf Antrag einer Partei durch das für den Schadenort zuständige Amtsge-
richt ernannt.

4. Feststellung
Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten:
	 a)	� ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, zerstörten und beschädigten 

versicherten Sachen sowie deren nach dem Versicherungsvertrag in Frage 
kommenden Versicherungswerte zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles;

	 b)	� die Wiederherstellungs- und Wiederbeschaffungskosten;
	 c)	� die Restwerte, der vom Schaden betroffenen Sachen;
	 d)	� die nach dem Versicherungsvertrag versicherten Kosten;
	 e)	� den Versicherungswert der nicht vom Schaden betroffenen versicherten 

Sachen zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles, wenn kein Unterversiche-
rungsverzicht gegeben ist.

5. Verfahren nach Feststellung
Der Sachverständige übermittelt seine Feststellungen beiden Parteien gleich-
zeitig. Weichen die Feststellungen der Sachverständigen voneinander ab, so 
übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem Obmann. Dieser entscheidet über 
die streitig gebliebenen Punkte innerhalb der durch die Feststellungen der Sach-
verständigen gezogenen Grenzen und übermittelt seine Entscheidung beiden 
Parteien gleichzeitig.
Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obmannes sind für die Ver-
tragsparteien verbindlich, wenn nicht nachgewiesen wird, dass sie offenbar von 
der wirklichen Sachlage erheblich abweichen. Aufgrund dieser verbindlichen 
Feststellungen berechnet der Versicherer die Entschädigung.
Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese durch gerichtliche Ent-
scheidung. Dies gilt auch, wenn die Sachverständigen die Feststellung nicht 
treffen können oder wollen oder sie verzögern.

6. Kosten
Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Partei die Kosten ihres 
Sachverständigen. Die Kosten des Obmannes tragen beide Parteien je zur Hälfte.

7. Obliegenheiten
Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenheiten des Versiche-
rungsnehmers nicht berührt.

	§ 15		�  Vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheit des Versiche-
rungsnehmers vor dem Versicherungsfall, Sicherheitsvorschrift

1. Sicherheitsvorschrift
Als vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheit hat der Versicherungsnehmer 
in der kalten Jahreszeit die Wohnung (siehe Abschnitt A § 6 Nr. 3) zu beheizen 
und dies genügend häufig zu kontrollieren oder alle Wasser führenden Anlagen 
und Einrichtungen abzusperren, zu entleeren und entleert zu halten.

2. Folgen der Obliegenheitsverletzung
Verletzt der Versicherungsnehmer die in Nr. 1 genannte Obliegenheit, ist der 
Versicherer unter den in Abschnitt B § 8 Nr. 1 b) und Nr. 3 beschriebenen Voraus-
setzungen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei.

	§ 16		 Besondere Gefahr erhöhende Umstände

1. Anzeigepflichtige Gefahrerhöhung
Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung gemäß Abschnitt B § 9 kann insbeson-
dere dann vorliegen, wenn
	 a)	� sich ein Umstand ändert, nach dem der Versicherer vor Vertragsschluss 

gefragt hat;
	 b)	� sich anlässlich eines Wohnungswechsels (siehe Abschnitt A § 10) ein Um-

stand ändert, nach dem im Antrag gefragt worden ist;
	 c)	� die ansonsten ständig bewohnte Wohnung länger als 60 Tage oder über 

eine für den Einzelfall vereinbarte längere Frist hinaus unbewohnt bleibt 
und auch nicht beaufsichtigt wird oder in geeigneter Weise gesichert wird. 
Beaufsichtigt ist eine Wohnung z. B. dann, wenn sich während der Nacht 
eine dazu berechtigte volljährige Person darin aufhält;

	 d)	� vereinbarte Sicherungen beseitigt, vermindert oder in nicht gebrauchs-
fähigem Zustand sind. Das gilt auch bei einem Wohnungswechsel (siehe 
Abschnitt A § 10).

2. Folgen einer Gefahrerhöhung
Zu den Folgen einer Gefahrerhöhung siehe Abschnitt B § 9 Nr. 3 bis Nr. 5.

	§ 17		  Wiederherbeigeschaffte Sachen

1. Anzeigepflicht
Wird der Verbleib abhanden gekommener Sachen ermittelt, hat der Versiche-
rungsnehmer oder der Versicherer dies nach Kenntniserlangung unverzüglich 
dem Vertragspartner in Textform anzuzeigen.

2. Wiedererhalt vor Zahlung der Entschädigung
Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekommenen Sache 
zurückerlangt, bevor die volle Entschädigung für diese Sache gezahlt worden ist, 
so behält er den Anspruch auf die Entschädigung, falls er die Sache innerhalb 
von zwei Wochen dem Versicherer zur Verfügung stellt. Andernfalls ist eine für 
diese Sache gewährte Entschädigung zurückzugeben.
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3. Wiedererhalt nach Zahlung der Entschädigung
	 a)	� Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekommenen 

Sache zurückerlangt, nachdem für diese Sache eine Entschädigung in 
voller Höhe ihres Versicherungswertes gezahlt worden ist, so hat der 
Versicherungsnehmer die Entschädigung zurückzuzahlen oder die Sache 
dem Versicherer zur Verfügung zu stellen. Der Versicherungsnehmer hat 
dieses Wahlrecht innerhalb von zwei Wochen nach Empfang einer schrift-
lichen Aufforderung des Versicherers auszuüben; nach fruchtlosem Ablauf 
dieser Frist geht das Wahlrecht auf den Versicherer über.

	 b)	� Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekommenen 
Sache zurückerlangt, nachdem für diese Sache eine Entschädigung gezahlt 
worden ist, die bedingungsgemäß geringer als der Versicherungswert ist, 
so kann der Versicherungsnehmer die Sache behalten und muss sodann 
die Entschädigung zurückzahlen. Erklärt er sich hierzu innerhalb von zwei 
Wochen nach Empfang einer schriftlichen Aufforderung des Versicherers 
nicht bereit, so hat der Versicherungsnehmer die Sache im Einvernehmen 
mit dem Versicherer öffentlich meistbietend verkaufen zu lassen. Von dem 
Erlös abzüglich der Verkaufskosten erhält der Versicherer den Anteil, welcher 
der von ihm geleisteten bedingungsgemäßen Entschädigung entspricht.

Abschnitt B  –  Allgemeine Hausrat Versicherungsbedingungen (DOCURA VHB 2016)

4. Beschädigte Sachen
Sind wiederbeschaffte Sachen beschädigt worden, so kann der Versicherungs-
nehmer die bedingungsgemäße Entschädigung in Höhe der Reparaturkosten 
auch dann verlangen oder behalten, wenn die Sachen in den Fällen von Nr. 2 
oder Nr. 3 bei ihm verbleiben.

5. Gleichstellung
Dem Besitz einer zurückerlangten Sache steht es gleich, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Möglichkeit hat, sich den Besitz wieder zu verschaffen.

6. Übertragung der Rechte
Hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer zurückerlangte Sachen zur Ver-
fügung zu stellen, so hat er dem Versicherer den Besitz, das Eigentum und alle 
sonstigen Rechte zu übertragen, die ihm mit Bezug auf diese Sachen zustehen.

7. Rückabwicklung bei kraftlos erklärten Wertpapieren
Ist ein Wertpapier in einem Aufgebotsverfahren für kraftlos erklärt worden, so 
hat der Versicherungsnehmer die gleichen Rechte und Pflichten, wie wenn er 
das Wertpapier zurückerlangt hätte. Jedoch kann der Versicherungsnehmer die 
Entschädigung behalten, soweit ihm durch Verzögerung fälliger Leistungen aus 
den Wertpapieren ein Zinsverlust entstanden ist. 

	§ 1		  Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers oder seines Vertreters

1. �Wahrheitsgemäße und vollständige Anzeigepflicht von Gefahrum-
ständen

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung dem Ver-
sicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versi-
cherer in Textform gefragt hat und die für dessen Entschluss erheblich sind, den 
Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen.
Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als nach 
seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme der Versicherer in Text-
form Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt.

2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht
	 a)	 Vertragsänderung
		�  Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich verletzt 

und hätte der Versicherer bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahr
umstände den Vertrag auch zu anderen Bedingungen geschlossen, 
so werden die anderen Bedingungen auf Verlangen des Versicherers 
rückwirkend Vertragsbestandteil. Bei einer vom Versicherungsnehmer 
unverschuldeten Pflichtverletzung werden die anderen Bedingungen ab 
der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

		�  Erhöht sich durch eine Vertragsänderung die Prämie um mehr als 10 
Prozent oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den nicht 
angezeigten Umstand aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag 
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne 
Einhaltung einer Frist kündigen. In dieser Mitteilung der Vertragsänderung 
hat der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dessen Kündigungs-
recht hinzuweisen.

	 b)	 Rücktritt und Leistungsfreiheit
		�  Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Nr. 1, kann der 

Versicherer vom Vertrag zurücktreten, es sei denn, der Versicherungsneh-
mer hat die Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt.

		�  Bei grober Fahrlässigkeit des Versicherungsnehmers ist das Rücktritts-
recht des Versicherers ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass der Versicherer den Vertrag bei Kenntnis der nicht ange-
zeigten Umstände zu gleichen oder anderen Bedingungen abgeschlossen 
hätte.

		�  Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalles zurück, so ist er  
nicht zur Leistung verpflichtet, es sei denn, der Versicherungsnehmer weist  
nach, dass die Verletzung der Anzeigepflicht sich auf einen Umstand 
bezieht, der weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versiche-
rungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungs-
pflicht des Versicherers ursächlich ist. Hat der Versicherungsnehmer die 
Anzeigepflicht arglistig verletzt, ist der Versicherer nicht zur Leistung ver-
pflichtet.

	 c)	 Kündigung
		�  Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Nr. 1 leicht 

fahrlässig oder schuldlos, kann der Versicherer den Vertrag unter Einhal-
tung einer Frist von einem Monat kündigen, es sei denn, der Versicherer 
hätte den Vertrag bei Kenntnis der nicht angezeigten Umständen zu glei-
chen oder anderen Bedingungen abgeschlossen.

	d)	 Ausschluss von Rechten des Versicherers
		�  Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (a), zum Rücktritt (b) 

und zur Kündigung (c) sind jeweils ausgeschlossen, wenn der Versicherer 
den nicht angezeigten Gefahrenumstand oder die unrichtige Anzeige 
kannte.

	 e)	 Anfechtung
		�  Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung 

anzufechten, bleibt unberührt.

3. Frist für die Ausübung der Rechte des Versicherers
Die Rechte zur Vertragsänderung (Nr. 2 a), zum Rücktritt (Nr. 2 b) oder zur Kün-
digung (Nr. 2 c) muss der Versicherer innerhalb eines Monats schriftlich geltend 
machen und dabei die Umstände angeben, auf die er seine Erklärung stützt; 
zur Begründung kann er nachträglich weitere Umstände innerhalb eines Monats 
nach deren Kenntniserlangung angeben. Die Monatsfrist beginnt mit dem Zeit-
punkt, zu dem der Versicherer von der Verletzung der Anzeigepflicht und der 
Umstände Kenntnis erlangt, die das von ihm jeweils geltend gemachte Recht 
begründen.

4. Rechtsfolgenhinweis
Die Rechte zur Vertragsänderung (Nr. 2 a), zum Rücktritt (Nr. 2 b) und zur Kündi-
gung (Nr. 2 c) stehen dem Versicherer nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer 
durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen der Verletzung der 
Anzeigepflicht hingewiesen hat.

5. Vertreter des Versicherungsnehmers
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlossen, 
so sind bei der Anwendung von Nr. 1 und Nr. 2 sowohl die Kenntnis und die 
Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist des Versicherungs-
nehmers zu berücksichtigen. Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass 
die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur 
berufen, wenn weder dem Vertreter noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

6. Erlöschen der Rechte des Versicherers
Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (Nr. 2 a), zum Rücktritt (Nr. 2 b) 
und zur Kündigung (Nr. 2 c) erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertrags-
schluss; dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten 
sind. Die Frist beläuft sich auf zehn Jahre, wenn der Versicherungsnehmer oder 
sein Vertreter die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt hat.

	§ 2		  Beginn des Versicherungsschutzes, Dauer und Ende des Vertrages 

1. Beginn des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der Regelungen über die Folgen 
verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung der Erst- oder Einmalbeitrag zu dem im 
Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt.

2. Dauer
Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen Zeitraum abge-
schlossen.

3. Stillschweigende Verlängerung
Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag 
um jeweils ein Jahr, wenn nicht einer der Vertragsparteien spätestens drei Monate 
vor dem Ablauf der jeweiligen Vertragslaufzeit eine Kündigung zugegangen ist.

4. Kündigung bei mehrjährigen Verträgen
Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit von mehr als drei Jahren zum Ablauf 
des dritten oder jedes darauf folgenden Jahres unter Einhaltung einer Frist von 
drei Monaten vom Versicherungsnehmer gekündigt werden.
Die Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei Monate vor dem Ablauf 
des jeweiligen Versicherungsjahres zugehen.

5. Vertragsdauer von weniger als einem Jahr
Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne dass 
es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt.

6. Wegfall des versicherten Interesses
Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung weg, endet 
der Vertrag zu dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer vom Wegfall des Risikos 
Kenntnis erlangt.
	 a)	� Als Wegfall des versicherten Interesses gilt die vollständige und dauer-

hafte Auflösung des versicherten Hausrates
		  aa)	� nach Aufnahme des Versicherungsnehmers in eine stationäre Pflege-

einrichtung;
		  bb)	 nach Aufgabe einer Zweit- oder Ferienwohnung.
		  Wohnungswechsel gilt nicht als Wegfall des versicherten Interesses.
	 b)	� Das Versicherungsverhältnis endet bei Tod des Versicherungsnehmers 

zum Zeitpunkt der Kenntniserlangung des Versicherers über die vollstän-
dige und dauerhafte Haushaltsauflösung, spätestens jedoch zwei Monate 
nach dem Tod des Versicherungsnehmers, wenn nicht bis zu diesem Zeit-
punkt ein Erbe die Wohnung in derselben Weise nutzt wie der verstorbene 
Versicherungsnehmer.

	§ 3		  Beiträge, Versicherungsperiode

Je nach Vereinbarung werden die Beiträge entweder durch laufende Zahlungen 
vierteljährlich, halbjährlich, jährlich oder als Einmalbeitrag im Voraus gezahlt.
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Entsprechend der Vereinbarung über laufende Zahlungen umfasst die Versi-
cherungsperiode ein Vierteljahr, ein halbes Jahr oder ein Jahr. Bei einem Ein-
malbeitrag ist die Versicherungsperiode die vereinbarte Vertragsdauer, jedoch 
höchstens ein Jahr.

	§ 4		�  Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrages, Folgen verspäteter  
Zahlung oder Nichtzahlung

1. Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrages
Der erste oder einmalige Beitrag ist – unabhängig von dem Bestehen eines 
Widerrufrechts – unverzüglich nach dem Zeitpunkt des vereinbarten und im 
Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen.
Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Vertragsschluss, 
ist der erste oder einmalige Beitrag unverzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen.

Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem in Satz 1 oder 2 
bestimmten Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst, nachdem die Zah-
lung bewirkt ist.

Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versicherungsnehmers oder 
getroffenen Vereinbarungen ab, ist der erste oder einmalige Beitrag frühestens 
einen Monat nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen.

2. Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug
Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht zu dem nach Nr. 1 maßgebenden 
Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, so kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, 
solange die Zahlung nicht bewirkt ist.
Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer die Nichtzah-
lung nicht zu vertreten hat.

3. Leistungsfreiheit des Versicherers
Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht zu dem 
nach Nr. 1 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt zahlt, so ist der Versicherer für ei-
nen vor Zahlung des Beitrags eingetretenen Versicherungsfall nicht zur Leistung 
verpflichtet, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese 
Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam gemacht hat.
Die Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht ein, wenn der Versicherungsnehmer die 
Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

	§ 5		  Folgebeitrag

1. Fälligkeit
Ein Folgebeitrag wird zu Beginn der vereinbarten Versicherungsperiode fällig.
Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des im Versicherungsschein 
oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeitraums bewirkt ist.

2. Schadenersatz bei Verzug
Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eine Folgebeitrags in Verzug, 
ist der Versicherer berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen 
Schadens zu verlangen.

3. Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht nach Mahnung
	 a)	� Der Versicherer kann den Versicherungsnehmer bei nicht rechtzeitiger 

Zahlung eines Folgebeitrags auf dessen Kosten in Textform zur Zahlung 
auffordern und eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen ab 
Zugang der Zahlungsaufforderung bestimmen (Mahnung).

		�  Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer je Vertrag die rück-
ständigen Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert 
und außerdem auf die Rechtsfolgen – Leistungsfreiheit und Kündigungs-
recht – aufgrund der nicht fristgerechten Zahlung hinweist.

	 b)	 �Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist ein Versiche
rungsfall ein und ist der Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versiche
rungsfalles mit der Zahlung des Beitrags oder der Zinsen oder Kosten in 
Verzug, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei.

	 c)	� Der Versicherer kann nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten 
Zahlungsfrist den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist mit 
sofortiger Wirkung kündigen, sofern der Versicherungsnehmer mit der 
Zahlung der geschuldeten Beträge in Verzug ist.

Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zahlungsfrist so verbunden 
werden, dass sie mit Fristablauf wirksam wird, wenn der Versicherungsnehmer 
zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. Hierauf ist der Versicherungs-
nehmer bei der Kündigung ausdrücklich hinzuweisen.

4. Zahlung des Beitrags nach Kündigung
Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versicherungsnehmer innerhalb eines 
Monats nach der Kündigung oder, wenn sie mit der Fristbestimmung verbunden 
worden ist, innerhalb eines Monats nach Fristablauf die Zahlung leistet.
Die Regelung über die Leistungsfreiheit des Versicherers (Nr. 3 b) bleibt unberührt.

	§ 6		  Lastschriftverfahren

1. Pflichten des Versicherungsnehmers
Ist zur Einziehung des Beitrags das Lastschriftverfahren vereinbart worden, hat 
der Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt der Fälligkeit des Beitrags für eine aus-
reichende Deckung des Kontos zu sorgen.

2. Änderung des Zahlungsweges
Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass ein oder mehrere Beiträge, 
trotz wiederholtem Einziehungsversuch, nicht eingezogen werden können, ist 
der Versicherer berechtigt, die Lastschriftvereinbarung in Textform zu kündigen.
Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuweisen, dass der Versiche-
rungsnehmer verpflichtet ist, den ausstehenden Beitrag und zukünftige Beiträge 
selbst zu übermitteln.
Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren für fehlgeschlagenen Last-
schrifteinzug können dem Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt werden.

	§ 7		  Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

1. Allgemeiner Grundsatz
	 a)	� Im Falle der vorzeitigen Vertragsbeendigung steht dem Versicherer nur 

derjenige Teil des Beitrags zu, der dem Zeitraum entspricht, in dem der 
Versicherungsschutz bestanden hat.

	 b)	� Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung weg, 
steht dem Versicherer der Beitrag zu, den er hätte beanspruchen können, 
wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, 
zu dem der Versicherer vom Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt hat.

2. Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, Anfechtung 
und fehlendem versicherten Interesse
	 a)	 �Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine Vertragserklärung 

innerhalb von 14 Tagen zu widerrufen, hat der Versicherer nur den auf die 
Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Beiträge zu erstat-
ten. Voraussetzung ist, dass der Versicherer in der Belehrung über das Wi-
derrufsrecht, über die Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu zahlenden 
Betrag hingewiesen und der Versicherungsnehmer zugestimmt hat, dass 
der Versicherungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt.

Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der Versicherer zusätzlich den 
für das erste Versicherungsjahr gezahlten Beitrag zu erstatten; dies gilt nicht, 
wenn der Versicherungsnehmer Leistungen aus dem Versicherungsvertrag in 
Anspruch genommen hat.
	 b)	� Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des Versicherers be-

endet, weil der Versicherungsnehmer Gefahrumstände, nach denen der 
Versicherer vor Vertragsannahme in Textform gefragt hat, nicht angezeigt 
hat, so steht dem Versicherer der Beitrag bis zum Wirksamwerden der 
Rücktrittserklärung zu.

Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des Versicherers beendet, weil 
der einmalige oder der erste Beitrag nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, so 
steht dem Versicherer eine angemessene Geschäftsgebühr zu.
	 c)	� Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfechtung des Versicherers 

wegen arglistiger Täuschung beendet, so steht dem Versicherer der 
Beitrag bis zum Wirksamwerden der Anfechtungserklärung zu.

	 d)	� Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des Beitrags verpflichtet, 
wenn das versicherte Interesse bei Beginn der Versicherung nicht besteht, 
oder wenn das Interesse bei einer Versicherung, die für ein künftiges Un-
ternehmen oder für ein anderes künftiges Interesse genommen ist, nicht 
entsteht. Der Versicherer kann jedoch eine angemessene Geschäftsge-
bühr verlangen.

Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Interesse in der Absicht 
versichert, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, 
ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in diesem Fall der Beitrag bis zu 
dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen 
Kenntnis erlangt.

	§ 8		  Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

1. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles
	 a)	� Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Versicherungsnehmer vor 

Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen hat, sind:
		  aa)	� die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen sowie vertraglich ver-

einbarten Sicherheitsvorschriften (siehe Abschnitt A § 15 DOCURA 
VHB 2016);

		  bb)	� die Einhaltung aller sonstigen vertraglich vereinbarten Obliegenhei-
ten (siehe Abschnitt A § 15 DOCURA VHB 2016).

	 b)	� Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine 
Obliegenheit, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles gegenüber dem 
Versicherer zu erfüllen hat, so kann der Versicherer innerhalb eines 
Monats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, den Vertrag 
fristlos kündigen.

		�  Das Kündigungsrecht des Versicherers ist ausgeschlossen, wenn der Ver-
sicherungsnehmer beweist, dass er die Obliegenheit weder vorsätzlich 
noch grob fahrlässig verletzt hat.

2. Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungsfalles
	 a)	 Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des Versicherungsfalls
		  aa)	� nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens zu 

sorgen;
		  bb)	� dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von ihm Kenntnis 

erlangt hat, unverzüglich – ggf. auch mündlich oder telefonisch – an-
zuzeigen;

		  cc)	� Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-minderung –
ggf. auch mündlich oder telefonisch – einzuholen, wenn die Umstände 
dies gestatten;

		  dd)	� Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-minderung, 
soweit für ihn zumutbar, zu befolgen. Erteilen mehrere an dem Ver-
sicherungsvertrag beteiligte Versicherer unterschiedliche Weisungen, 
hat der Versicherungsnehmer nach pflichtgemäßem Ermessen zu 
handeln;

		  ee)	� Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigentum unverzüg-
lich der Polizei anzuzeigen;

		  ff)	� dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein Verzeichnis der ab-
handen gekommenen Sachen einzureichen;

		  gg)	� das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis die Schadenstelle 
oder die beschädigten Sachen durch den Versicherer freigegeben 
worden sind. Sind Veränderungen unumgänglich, sind das Schaden-
bild nachvollziehbar zu dokumentieren (z. B. durch Fotos) und die 
beschädigten Sachen bis zu einer Besichtigung durch den Versicherer 
aufzubewahren;
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		  hh)	� soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede Auskunft – auf 
Verlangen in Schriftform – zu erteilen, die zur Feststellung des 
Versicherungsfalles oder des Umfanges der Leistungspflicht des Ver-
sicherers erforderlich ist sowie jede Untersuchung über Ursache und 
Höhe des Schadens und über den Umfang der Entschädigungspflicht 
zu gestatten;

		  ii)	� vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, deren Beschaf-
fung ihm billigerweise zugemutet werden kann;

		  jj)	� für zerstörte oder abhanden gekommene Wertpapiere oder sonstige 
aufgebotsfähige Urkunden unverzüglich das Aufgebotsverfahren 
einzuleiten und etwaige sonstige Rechte zu wahren, insbesondere 
abhanden gekommene Sparbücher und andere sperrfähige Urkunden 
unverzüglich sperren zu lassen.

	 b)	� Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versicherers einem 
Dritten zu, so hat dieser die Obliegenheiten gemäß Nr. 2 a) ebenfalls zu 
erfüllen – soweit ihm dies nach den tatsächlichen und rechtlichen Um-
ständen möglich ist.

3. Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung
	 a)	� Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach Nr. 1 oder Nr. 2 

vorsätzlich, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. 
Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer be-
rechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvorliegen 
einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen.

	 b)	� Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist der Versicherer 
jedoch zur Leistung verpflichtet, soweit der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den 
Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist.

	 c)	� Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des Versicherungs-
falles bestehende Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit, ist der Ver-
sicherer nur dann vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese 
Rechtsfolge hingewiesen hat.

	§ 9		  Gefahrerhöhung

1. Begriff der Gefahrerhöhung
	 a)	� Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der Vertragserklä-

rung des Versicherungsnehmers die tatsächlich vorhandenen Umstände 
so verändert werden, dass der Eintritt des Versicherungsfalls oder eine 
Vergrößerung des Schadens oder die ungerechtfertigte Inanspruchnahme 
des Versicherers wahrscheinlicher wird.

	 b)	� Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere – aber nicht nur – vorliegen, 
wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand ändert, nach dem der Versicherer 
vor Vertragsschluss gefragt hat.

	 c)	� Eine Gefahrerhöhung nach a) liegt nicht vor, wenn sich die Gefahr nur uner-
heblich erhöht hat oder nach den Umständen als mitversichert gelten soll.

2. Pflichten des Versicherungsnehmers
	 a)	� Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versicherungsnehmer 

ohne vorherige Zustimmung des Versicherers keine Gefahrerhöhung vor-
nehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.

	 b)	� Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne vorherige 
Zustimmung des Versicherers eine Gefahrerhöhung vorgenommen oder 
gestattet hat, so muss er diese dem Versicherer unverzüglich anzeigen.

	 c)	� Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Vertragserklärung unabhän-
gig von seinem Willen eintritt, muss der Versicherungsnehmer dem Versi-
cherer unverzüglich anzeigen, nachdem er von ihr Kenntnis erlangt hat.

3. Kündigung oder Vertragsänderung durch den Versicherer
	 a)	 Kündigungsrecht
		�  Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach Nr. 2 a), kann 

der Versicherer den Vertrag fristlos kündigen, wenn der Versicherungs-
nehmer seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. 
Das Nichtvorliegen von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit hat der Versi-
cherungsnehmer zu beweisen.

		�  Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versicherer 
unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.

		�  Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fällen nach Nr. 2 b) und 
Nr. 2 c) bekannt, kann er den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von ei-
nem Monat kündigen.

	 b)	 Vertragsänderung
		�  Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt der Gefahr

erhöhung einen seinen Geschäftsgrundsätzen entsprechenden erhöhten 
Beitrag verlangen oder die Absicherung der erhöhten Gefahr ausschließen.

		�  Erhöht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhöhung um mehr als 10 Pro-
zent oder schließt der Versicherer die Absicherung der erhöhten Gefahr 
aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats  
nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist 
kündigen. 

		�  In der Mitteilung hat der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dieses 
Kündigungsrecht hinzuweisen.

4. Erlöschen der Rechte des Versicherers
Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsanpassung nach Nr. 3 
erlöschen, wenn diese nicht innerhalb eines Monats ab Kenntnis des Versicherers  
von der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn der Zustand wiederher-
gestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat.

5. Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung
	 a)	 �Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein, so ist der Ver-

sicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsnehmer 

seine Pflichten nach Nr. 2 a) vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der Versi-
cherungsnehmer diese Pflichten grob fahrlässig, so ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvorliegen  
einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen.

	 b)	� Nach einer Gefahrerhöhung nach Nr. 2 b) und Nr. 2 c) ist der Versicherer 
für einen Versicherungsfall, der später als einen Monat nach dem Zeit-
punkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen 
sein müssen, leistungsfrei, wenn der Versicherungsnehmer seine An-
zeigepflicht vorsätzlich verletzt hat. Hat der Versicherungsnehmer seine 
Pflicht grob fahrlässig verletzt, so gilt a) Satz 2 und 3 entsprechend. Die 
Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm die Gefahrer-
höhung zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm die Anzeige hätte zugegangen sein 
müssen, bekannt war.

	 c)	� Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen,
		  aa)	� soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Gefahrerhö-

hung nicht ursächlich für den Eintritt des Versicherungsfalles oder 
den Umfang der Leistungspflicht war oder

		  bb)	� wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist für die 
Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung nicht  
erfolgt war oder

		  cc)	� wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem Zeitpunkt der 
Gefahrerhöhung einen seinen Geschäftsgrundsätzen entsprechenden 
erhöhten Beitrag verlangt.

	§ 10		 Überversicherung

1. Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten Interesses  
erheblich, so kann sowohl der Versicherer als auch der Versicherungsnehmer 
verlangen, dass zur Beseitigung der Überversicherung die Versicherungs-
summe mit sofortiger Wirkung herabgesetzt wird. Ab Zugang des Herabset-
zungsverlangens, ist für die Höhe des Beitrags der Betrag maßgebend, den der 
Versicherer berechnet haben würde, wenn der Vertrag von vornherein mit dem 
neuen Inhalt geschlossen worden wäre.
2. Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in der Absicht geschlossen,  
sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der 
Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu 
dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

	§ 11		  Mehrere Versicherer

1. Anzeigepflicht
Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert, ist 
verpflichtet, dem Versicherer die andere Versicherung unverzüglich mitzuteilen.  
In der Mitteilung sind der andere Versicherer und der Versicherungsumfang 
anzugeben.

2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht
Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht (siehe Nr. 1) vorsätzlich oder 
grob fahrlässig, ist der Versicherer unter den in Abschnitt B § 8 beschriebenen  
Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise 
leistungsfrei.
Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der Versicherer vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles Kenntnis von der anderen Versicherung erlangt hat.

3. Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung
	 a)	� Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr ver-

sichert und übersteigen die Versicherungssummen zusammen den 
Versicherungswert oder übersteigt aus anderen Gründen die Summe der 
Entschädigungen, die von jedem Versicherer ohne Bestehen der anderen 
Versicherung zu zahlen wären, den Gesamtschaden, liegt eine Mehrfach-
versicherung vor.

	 b)	� Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner verpflichtet, dass 
jeder für den Betrag aufzukommen hat, dessen Zahlung ihm nach seinem 
Vertrage obliegt; der Versicherungsnehmer kann aber im Ganzen nicht 
mehr als den Betrag des ihm entstandenen Schadens verlangen. Satz 1 
gilt entsprechend, wenn die Verträge bei demselben Versicherer bestehen.

		�  Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte aus anderen Ver-
sicherungsverträgen Entschädigung für denselben Schaden, so ermäßigt 
sich der Anspruch aus dem vorliegenden Vertrag in der Weise, dass die 
Entschädigung aus allen Verträgen insgesamt nicht höher ist, als wenn 
der Gesamtbetrag der Versicherungssummen, aus denen die Beiträge 
errechnet wurde, nur in diesem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre. 
Bei Vereinbarung von Entschädigungsgrenzen ermäßigt sich der Anspruch 
in der Weise, dass aus allen Verträgen insgesamt keine höhere Entschädi-
gung zu leisten ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssummen 
in diesem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre.

	 c)	� Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in der Absicht 
geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu ver-
schaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig.

		�  Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von 
den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

4. Beseitigung der Mehrfachversicherung
	 a)	� Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die Mehrfach-

versicherung entstanden ist, ohne Kenntnis von dem Entstehen der 
Mehrfachversicherung geschlossen, kann er verlangen, dass der später 
geschlossene Vertrag aufgehoben oder die Versicherungssumme unter 
verhältnismäßiger Minderung des Beitrags auf den Teilbetrag herabge-
setzt wird, der durch die frühere Versicherung nicht gedeckt ist.

		�  Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung der Versicherungs-
summe und Anpassung des Beitrags werden zu dem Zeitpunkt wirksam, 
zu dem die Erklärung dem Versicherer zugeht.
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	 b)	� Die Regelungen nach a) sind auch anzuwenden, wenn die Mehrfach
versicherung dadurch entstanden ist, dass nach Abschluss der mehreren  
Versicherungsverträge der Versicherungswert gesunken ist. Sind in 
diesem Fall die mehreren Versicherungsverträge gleichzeitig oder im 
Einvernehmen der Versicherer geschlossen worden, kann der Versiche-
rungsnehmer nur die verhältnismäßige Herabsetzung der Versicherungs-
summen und der Beiträge verlangen.

	§ 12		 Versicherung für fremde Rechnung

1. Rechte aus dem Vertrag
Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im eigenen Namen für 
das Interesse eines Dritten (Versicherten) schließen. Die Ausübung der Rechte 
aus diesem Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer und nicht auch dem 
Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der Versicherte den Versicherungsschein 
besitzt.

2. Zahlung der Entschädigung
Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an den Versicherungs-
nehmer den Nachweis verlangen, dass der Versicherte seine Zustimmung dazu 
erteilt hat. Der Versicherte kann die Zahlung der Entschädigung nur mit Zustim-
mung des Versicherungsnehmers verlangen.

3. Kenntnis und Verhalten
	 a)	� Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsnehmers von 

rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der Versicherung für fremde Rechnung 
auch die Kenntnis und das Verhalten des Versicherten zu berücksichtigen. 
Soweit der Vertrag Interessen des Versicherungsnehmers und des Versi-
cherten umfasst, muss sich der Versicherungsnehmer für sein Interesse 
das Verhalten und die Kenntnis des Versicherten nur zurechnen lassen, 
wenn der Versicherte Repräsentant des Versicherungsnehmers ist.

	 b)	� Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, wenn der Vertrag 
ohne sein Wissen abgeschlossen worden ist oder ihm eine rechtzeitige 
Benachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht möglich oder nicht zu-
mutbar war.

	 c)	� Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen an, wenn der Versi-
cherungsnehmer den Vertrag ohne Auftrag des Versicherten geschlossen 
und den Versicherer nicht darüber informiert hat.

	§ 13		 Aufwendungsersatz

1. Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des Schadens
	 a)	� Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungs-

nehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles den Umständen nach zur  
Abwendung und Minderung des Schadens für geboten halten durfte oder 
die er auf Weisung des Versicherers macht.

	 b)	� Macht der Versicherungsnehmer Aufwendungen, um einen unmittelbar 
bevorstehenden Versicherungsfall abzuwenden oder in seinen Auswir-
kungen zu mindern, geltend, so leistet der Versicherer Aufwendungser-
satz nur, wenn diese Aufwendungen bei einer nachträglichen objektiven 
Betrachtung der Umstände verhältnismäßig und erfolgreich waren oder 
die Aufwendungen auf Weisung des Versicherers erfolgten.

	 c)	� Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er auch den 
Aufwendungsersatz nach a) und b) entsprechend kürzen; die gilt jedoch 
nicht, soweit Aufwendungen auf Anweisung des Versicherers entstanden 
sind.

	 d)	� Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschädigung für versicherte 
Sachen betragen zusammen höchstens die Versicherungssumme je  
vereinbarter Position; dies gilt jedoch nicht, soweit Aufwendungen auf 
Weisung des Versicherers entstanden sind.

	 e)	� Der Versicherer hat den für die Aufwendungen gemäß a) erforderlichen 
Betrag auf Verlangen des Versicherungsnehmers vorzuschießen.

	 f)	� Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der Feuerwehr oder 
anderer Institutionen, die im öffentlichen Interesse zur Hilfeleistung ver-
pflichtet sind, wenn diese Leistungen im öffentlichen Interesse kostenfrei 
zu erbringen sind.

2. Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens
	 a)	� Der Versicherer ersetzt bis zur vereinbarten Höhe die Kosten für die 

Ermittlung und Feststellung eines von ihm zu ersetzenden Schadens, 
sofern diese den Umständen nach geboten waren.

		�  Zieht der Versicherungsnehmer einen Sachverständigen oder Beistand 
hinzu, so werden diese Kosten nur ersetzt, soweit er zur Zuziehung ver-
traglich verpflichtet ist oder vom Versicherer aufgefordert wurde.

	 b)	� Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er auch den 
Kostenersatz nach a) entsprechend kürzen.

	§ 14		 Übergang von Ersatzansprüchen

1. Übergang von Ersatzansprüchen
Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen Dritten zu, geht 
dieser Anspruch auf den Versicherer über, soweit der Versicherer den Schaden  
ersetzt. Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers 
geltend gemacht werden. Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungs-
nehmers gegen eine Person, mit der er bei Eintritt des Schadens in häuslicher 
Gemeinschaft lebt, kann der Übergang nicht geltend gemacht werden, es sei 
denn, diese Person hat den Schaden vorsätzlich verursacht.

2. Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen
Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur Sicherung 
dieses Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung der geltenden Form- und 
Fristvorschriften zu wahren, und nach Übergang des Ersatzanspruchs auf den 
Versicherer bei dessen Durchsetzung durch den Versicherer soweit erforderlich 
mitzuwirken.
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vorsätzlich, ist der Ver-

sicherer zur Leistung insoweit nicht verpflichtet, als er infolge dessen keinen 
Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässigen Verlet-
zung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhält-
nis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit 
trägt der Versicherungsnehmer.

	§ 15		  Kündigung nach dem Versicherungsfall

1. Kündigungsrecht
Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede der Vertragsparteien den 
Versicherungsvertrag kündigen. Die Kündigung ist in Textform zu erklären. Die 
Kündigung ist nur bis zum Ablauf eines Monats seit dem Abschluss der Ver-
handlungen über die Entschädigung zulässig.

2. Kündigung durch Versicherungsnehmer
Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis mit sofor-
tiger Wirkung oder zu jedem späteren Zeitpunkt bis zum Ablauf des Versiche-
rungsjahres in Textform zu kündigen. 

3. Kündigung durch Versicherer
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim 
Versicherungsnehmer wirksam.

	§ 16		 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen

1. Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des Versicherungsfalles
	 a)	� Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall vorsätzlich herbei, 

so ist der Versicherer von der Entschädigungspflicht frei.
		�  Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräftiges Strafurteil wegen 

Vorsatzes in der Person des Versicherungsnehmers festgestellt, so gilt die 
vorsätzliche Herbeiführung des Schadens als bewiesen.

	 b)	 �Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahrlässig herbei, so 
ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen.

2. Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungsfalles
Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn der Versicherungs-
nehmer den Versicherer arglistig über Tatsachen, die für den Grund oder die Höhe 
der Entschädigung von Bedeutung sind, täuscht oder zu täuschen versucht.
Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch rechtskräftiges Strafurteil 
gegen den Versicherungsnehmer wegen Betruges oder Betrugsversuches fest-
gestellt, so gelten die Voraussetzungen des Satzes 1 als bewiesen.

	§ 17		  Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen

1. Form
Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und soweit in diesem Vertrag 
nicht etwas anderes bestimmt ist, sind die für den Versicherer bestimmten 
Erklärungen und Anzeigen, die das Versicherungsverhältnis betreffen und die 
unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfolgen, in Textform abzugeben.
Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers 
oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständige 
bezeichnete Stelle gerichtet werden. Die gesetzlichen Regelungen über den 
Zugang von Erklärungen und Anzeigen bleiben unberührt.

2. Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Namensänderung
Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem Versicherer 
nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer 
gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die 
letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Entsprechendes gilt bei einer dem 
Versicherer nicht angezeigten Namensänderung. Die Erklärung gilt drei Tage 
nach der Absendung des Briefes als zugegangen.

3. Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Niederlassung
Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der Anschrift seines 
Gewerbebetriebs abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der gewerblichen 
Niederlassung die Bestimmungen nach Nr. 2 entsprechend Anwendung.

	§ 18		 Vollmacht des Versicherungsvertreters

1. Erklärungen des Versicherungsnehmers
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherungsnehmer 
abgegebene Erklärungen entgegenzunehmen betreffend
	 a)	 den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungsvertrages;
	 b)	� ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließlich dessen Beendigung;
	 c)	� Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des Vertrages und 

während des Versicherungsverhältnisses.

2. Erklärungen des Versicherers
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherer ausgefer-
tigte Versicherungsscheine oder deren Nachträge dem Versicherungsnehmer zu 
übermitteln.

3. Zahlungen an den Versicherungsvertreter
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zahlungen, die der Versiche-
rungsnehmer im Zusammenhang mit der Vermittlung oder dem Abschluss eines 
Versicherungsvertrags an ihn leistet, anzunehmen. Eine Beschränkung dieser 
Vollmacht muss der Versicherungsnehmer nur gegen sich gelten lassen, wenn 
er die Beschränkung bei der Vornahme der Zahlung kannte oder in Folge grober 
Fahrlässigkeit nicht kannte.

	§ 19		 Repräsentanten

Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das Verhalten seiner 
Repräsentanten zurechnen lassen.
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Klauseln für die Hausratversicherung (DOCURA VHB 2016)

Folgende Klauseln sind nur dann Vertragsbestandteil, wenn sie ausdrücklich im 
Versicherungsschein oder im gültigen Nachtragsversicherungsschein als Versi-
cherungsumfang aufgeführt sind.

7212 (16)	 In das Gebäude eingefügte Sachen

	 1.	� Die im Versicherungsvertrag besonders bezeichneten Sachen, z. B. Ein
baumöbel/-küchen, Bodenbeläge, Innenanstriche und Tapeten, sind auch 
versichert, soweit sie Gebäudebestandteile sein könnten.

	 2.	� Soweit gemäß Nr. 1 sanitäre Anlagen und Leitungswasser führende Instal-
lationen versichert sind, erstreckt sich die Versicherung auch auf Frost-
schäden an diesen Sachen sowie auf Frost und sonstige Bruchschäden an 
deren Zuleitungsrohren.

7610 (16)	 Sicherheitsvorschriften

Für die Zeit, in der sich niemand in der Wohnung aufhält, sind alle Schließvor-
richtungen und vereinbarten Sicherungen zu betätigen und die vereinbarten 
Einbruchmeldeanlagen einzuschalten. Dies gilt nicht, wenn die Wohnung nur für 
sehr kurze Zeit verlassen wird (z. B. Gang zum Briefkasten oder Mülleimer).
Alle Schließvorrichtungen, vereinbarten Sicherungen und vereinbarten Ein-
bruchmeldeanlagen sind in gebrauchsfähigem Zustand zu erhalten; Störungen, 
Mängel und Schäden sind unverzüglich zu beseitigen.
Verletzt der Versicherungsnehmer oder sein Repräsentant eine dieser Oblie-
genheiten, so ist der Versicherer nach Maßgabe der in B § 8 Nr. 1 b) und Nr. 3  
DOCURA VHB 2016 beschriebenen Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt 
oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei.

	7712 (16)	 Kein Abzug wegen Unterversicherung

	 1.	� Der Versicherer nimmt abweichend von Abschnitt A § 11 Nr. 5 DOCURA VHB 
2016 keinen Abzug wegen Unterversicherung vor.

		�  Nr. 1 gilt nur, solange nicht ein weiterer Hausratversicherungsvertrag 
desselben Versicherungsnehmers für denselben Versicherungsort ohne 
Vereinbarung gemäß Nr. 1 besteht.

		�  Versicherungsnehmer und Versicherer können unter Einhaltung einer Frist 
von drei Monaten zum Ende des laufenden Versicherungsjahres durch 
Erklärung in Textform verlangen, dass diese Bestimmungen mit Beginn 
des nächsten Versicherungsjahres entfallen.

		�  Macht der Versicherer von diesem Recht Gebrauch, so kann der Versi-
cherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der 
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satzpflichtigen Schadens aufzuwenden sind und über eine Entschädigung 
nach Abschnitt A § 11 Nr. 1 DOCURA VHB 2016 hinaus gehen. 

	 2.	� Die Kosten nach Nr. 1 sind zusammen mit der Entschädigung für das 
Haustier nach Abschnitt A § 8 Nr. 1 DOCURA VHB 2016 auf die vereinbarte 
Entschädigungsgrenze begrenzt.

	 3. 	� Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind Nutztiere oder exotische 
Tiere.

	2206 (16)	 Umzugskosten nach einem Versicherungsfall

	 1.	� Abweichend von Abschnitt A § 8 Nr. 1 DOCURA VHB 2016 erstattet der 
Versicherer die nachweisbar anfallenden Umzugskosten, wenn der Ver-
sicherungsnehmer auf Grund eines Versicherungsfalles umziehen muss, 
weil ein Totalschaden an der versicherten Wohnung eingetreten oder die 
versicherte Wohnung auf Dauer unbewohnbar geworden ist.

	 2.	� Für den einzelnen Schadensfall gilt die im Versicherungsschein vereinbarte 
Entschädigungsgrenze.

2207 (16)	 Rückreisekosten nach einem Versicherungsfall

	 1.	� In Erweiterung von Abschnitt A § 8 Nr. 1 DOCURA VHB 2016 ersetzt der Ver- 
sicherer Ihnen die infolge eines erheblichen Versicherungsfalles notwen-
digen und tatsächlich angefallenen Mehraufwendungen für Fahrtkosten, 
wenn der Versicherungsnehmer oder eine mitreisende, mit dem Versiche-
rungsnehmer in häuslicher Gemeinschaft lebenden Person, vorzeitig eine 
Urlaubsreise abbricht und an den Schadenort (Versicherungsort gemäß 
Abschnitt A § 6 Nr. 3 DOCURA VHB 2016) reist. 

	 2.	� Erheblich ist ein Versicherungsfall, wenn der Schaden voraussichtlich 
10.000,- EUR übersteigt und die Anwesenheit des Versicherungsnehmers 
oder einer mitreisenden, mit dem Versicherungsnehmer in häuslicher 
Gemeinschaft lebenden Person am Schadensort notwendig ist.

§ 20		 Verjährung

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren.
Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch ent-
standen ist und der Gläubiger von den Anspruch begründenden Umständen und 
der Person des Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit 
erlangen müsste.
Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer angemeldet 
worden, zählt bei der Fristberechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung und 
Zugang der in Textform mitgeteilten Entscheidung des Versicherers beim 
Anspruchsteller nicht mit.

	§ 21		 Zuständiges Gericht

1. Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungsvermittler
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungsvermittlung ist ne-
ben den Gerichtsständen der Zivilprozessordnung auch das Gericht örtlich zuständig,  
in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen  

Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.
Soweit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche Versicherung handelt, kann 
der Versicherungsnehmer seine Ansprüche auch bei dem für den Sitz oder die 
Niederlassung des Gewerbebetriebes zuständigen Gericht geltend machen.

2. Klagen gegen Versicherungsnehmer
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungsvermittlung 
gegen den Versicherungsnehmer ist ausschließlich das Gericht örtlich zuständig, 
in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen 
Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.
Soweit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche Versicherung handelt, kann 
der Versicherer seine Ansprüche auch bei dem für den Sitz oder die Niederlas-
sung des Gewerbebetriebes zuständigen Gericht geltend machen.

	§ 22		 Anzuwendendes Recht

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

Erklärung des Versicherers zum Ende des laufenden Versicherungsjahres 
kündigen.

	 2.	� Wechselt der Versicherungsnehmer die Wohnung, geht ein bisher verein-
barter Unterversicherungsverzicht auf die neue Wohnung über. Sind die 
Voraussetzungen für die Vereinbarung eines Unterversicherungsverzichts 
für die neue Wohnung nicht mehr erfüllt (z. B. bei einer Vergrößerung der 
Wohnfläche), gilt der Unterversicherungsverzicht bis zur Anpassung des 
Vertrages an die Voraussetzung, längstens jedoch bis zu zwei Monaten 
nach Umzugsbeginn.

7810 (16)	 Führung

	Der führende Versicherer ist bevollmächtigt, Anzeigen und Willenserklärungen 
des Versicherungsnehmers für alle beteiligten Versicherer entgegenzunehmen.

7811 (16)	 Prozessführung

	 1.	� Soweit die vertraglichen Grundlagen für die beteiligten Versicherer die 
gleichen sind, ist folgendes vereinbart:

		�  Der Versicherungsnehmer wird bei Streitfällen aus diesem Vertrag seine 
Ansprüche nur gegen den führenden Versicherer und nur wegen dessen 
Anteil gerichtlich geltend machen.

		�  Die beteiligten Versicherer erkennen die gegen den führenden Versicherer 
rechtskräftig gewordene Entscheidung sowie die von diesem mit dem 
Versicherungsnehmer nach Rechtshängigkeit geschlossenen Vergleiche 
als auch für sich verbindlich an.

	 2.	� Falls der Anteil des führenden Versicherers den für die Zulässigkeit der 
Berufung notwendigen Wert des Beschwerdegegenstandes oder im Falle 
der Revision den Wert der mit der Revision geltend zu machenden Be-
schwer nicht erreicht, ist der Versicherungsnehmer berechtigt und auf 
Verlangen des führenden oder eines mitbeteiligten Versicherers verpflich-
tet, die Klage auf einen zweiten, erforderlichenfalls auf weitere Versicherer 
auszudehnen, bis diese Summe erreicht ist.

	 3.	 Wird diesem Verlangen nicht entsprochen, so gilt Nr. 2 nicht.

7812 (16)	 Makler

Der den Versicherungsvertrag betreuende Makler ist bevollmächtigt, Anzeigen 
und Willenserklärungen des Versicherungsnehmers entgegenzunehmen. Er ist 
durch den Maklervertrag verpflichtet, diese unverzüglich an den Versicherer 
weiterzuleiten.

	2201 (16)	 Sachverständigenkosten

	 1.	� Abweichend von Abschnitt A § 14 Nr. 6 DOCURA VHB 2016 ersetzt der Ver-
sicherer die vom Versicherungsnehmer zu tragenden Kosten für das Sach-
verständigenverfahren, soweit der entschädigungspflichtige Schaden den 
Betrag von 10.000,- EUR übersteigt.

	 2.	� Für den einzelnen Versicherungsfall gilt die im Versicherungsschein 
vereinbarte Entschädigungsgrenze.

	2202 (16)	 Verpflegungskosten für Hilfe leistende Personen

	 1.	� In Erweiterung von Abschnitt A § 8 Nr. 1 DOCURA VHB 2016 ersetzt der 
Versicherer Ihnen die infolge eines Versicherungsfalles notwendigen und 
tatsächlich angefallenen Kosten, die für Verpflegung entstehen, wenn Ihnen 
Privatpersonen in einem ersatzpflichtigen Schadenfall geholfen haben.

	 2.	� Für den einzelnen Schadenfall gilt die im Versicherungsschein vereinbarte 
Entschädigungsgrenze.

	2203 (16)	 Wegegeld zur Wiederbeschaffung von Dokumenten

	 1.	 �In Erweiterung von Abschnitt A § 8 Nr. 1 DOCURA VHB 2016 leistet der Versi-
cherer auch Entschädigung für die Wegegeldkosten, die dem Versicherungs-
nehmer nach einem ersatzpflichtigen Schadenfall zur Wiederbeschaffung 
von amtlichen Ausweisen oder sonstigen Dokumenten entstanden sind.

	 2.	� Für den einzelnen Schadenfall gilt die im Versicherungsschein vereinbarte 
Entschädigungsgrenze.

2205 (16)	 Tierarztkosten nach einem Versicherungsfall

	 1.	� In Erweiterung von Abschnitt A § 8 Nr. 1 DOCURA VHB 2016 ersetzt der 
Versicherer Ihnen die infolge eines Versicherungsfalles notwendigen und 
tatsächlich angefallenen Kosten, die für einen Tierarzt infolge eines er-
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	 3.	� Als Urlaubsreise gilt jede privat veranlasste Abwesenheit des Versiche-
rungsnehmers von mindestens vier Tagen bis zu einer Dauer von höch-
stens sechs Wochen.

	 4.	� Mehraufwände für Fahrtkosten werden für ein angemessenes Reisemittel 
ersetzt, entsprechend dem benutzten Urlaubsreisemittel und der Dring-
lichkeit der Rückreise an den Schadenort.

	 5.	� Der Versicherungsnehmer hat vor Antritt der Rückreise an den Schadenort  
bei dem Versicherer Weisungen einzuholen, soweit es die Umstände 
gestatten. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, so kann 
der Versicherer gemäß Abschnitt B § 8 Abs. 3 DOCURA VHB 2016 ganz oder 
teilweise leistungsfrei sein.

	 6.	� Für den einzelnen Schadenfall gilt die im Versicherungsschein vereinbarte 
Entschädigungsgrenze.

	 7.	� Entschädigung wird nur geleistet, soweit eine Ersatzleistung nicht aus 
einem anderweitigen Versicherungsvertrag beansprucht werden kann.

	2208 (16)	 Schlossänderungskosten infolge einfachen Diebstahls

	 1.	� Abweichend von Abschnitt A § 8 Nr. 1 e) DOCURA VHB 2016 leistet der 
Versicherer auch Ersatz für Schlossänderungskosten der Wohnung des 
Versicherungsnehmers, wenn Schlüssel für Türen der Wohnung oder für 
dort befindliche Wertschutzschränke durch einfachen Diebstahl abhanden 
gekommen sind.

	 2.	� Maßgebend sind die tatsächlichen Kosten für das Ändern oder Ersetzen 
von Schlüsseln, Magnetkarten und dergleichen oder von Schlössern der 
Wohnung des Versicherungsnehmers.

	 3.	� Für den einzelnen Schadenfall gilt die im Versicherungsschein vereinbarte 
Entschädigungsgrenze.

	 4.	� Der Versicherungsnehmer hat den Diebstahl unverzüglich der zuständigen 
Polizeidienststelle anzuzeigen. 

	 5.	 �Verletzt der Versicherungsnehmer oder sein Repräsentant diese Obliegen-
heit, so ist der Versicherer nach Maßgabe der in Abschnitt B § 8 Nr. 3 DOCURA  
VHB 2016 beschriebenen Voraussetzungen ganz oder teilweise leistungsfrei.

	2209 (16)	 Telefonmissbrauch nach einem Einbruchdiebstahl

	 1.	� Der Versicherer leistet Ersatz für die entstandenen Telefonmehrkosten, 
wenn nach einem Einbruchdiebstahlschaden gemäß Abschnitt A § 3 DO-
CURA VHB 2016 der Täter innerhalb des Versicherungsortes den Tele-
fonanschluss des Festnetzes benutzt.

	 2.	 Für den einzelnen Schadenfall gilt die vereinbarte Entschädigungsgrenze.
	 3.	� Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer einen Einzelgesprächs-

nachweis des Telekommunikationsunternehmens einzureichen.
	 4.	 �Verletzt der Versicherungsnehmer oder sein Repräsentant diese Obliegenheit,  

so ist der Versicherer nach Maßgabe der in Abschnitt B § 8 Nr. 3 DOCURA 
VHB 2016 beschriebenen Voraussetzungen ganz oder teilweise leistungsfrei.

2211 (16)	 Datenrettungskosten in der Privatversicherung

	 1.	� Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles am Versicherungsort 
tatsächlich entstandenen, notwendigen Kosten für die technische Wie-
derherstellung – und nicht der Wiederbeschaffung – von elektronisch 
gespeicherten, ausschließlich für die private Nutzung bestimmte Daten 
(maschinenlesbare Informationen) und Programme.

		�  Voraussetzung ist, dass die Daten und Programme durch eine ersatz-
pflichtige Substanzbeschädigung an dem Datenträger, auf dem sie 
gespeichert waren, verloren gegangen oder beschädigt oder nicht mehr 
verfügbar sind.

		�  Ersetzt werden auch die Kosten einer versuchten technischen Wiederher-
stellung. 

	 2.	 Ausschlüsse
	 a)	� Nicht ersetzt werden derartige Wiederherstellungskosten für
		  aa)	� Daten und Programme, zu deren Nutzung der Versicherungsnehmer 

nicht berechtigt ist (z. B. so genannte Raubkopien);
		  bb)	� Programme und Daten, die der Versicherungsnehmer auf einem 

Rücksicherungs- oder Installationsmedium vorhält.
	 b)	� Der Versicherer leistet keine Entschädigung für die Kosten eines neuer

lichen Lizenzerwerbs.
	 3.	� Entschädigungsgrenzen
		�  Der Versicherer ersetzt die Datenrettungskosten bis zu dem im Versiche-

rungsschein vereinbarten Höchstbetrag.

2214 (16)	 Mehrkosten durch Preissteigerungen

Der Versicherer ersetzt die infolge eines Versicherungsfalles notwendigen Kosten  
infolge Preissteigerungen zwischen dem Eintritt des Versicherungsfalles und der 
Wiederherstellung.
Veranlasst der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich die Wiederherstellung, 
sind die Mehrkosten nur im Umfang zu ersetzen, in dem sie auch bei unverzüg-
licher Wiederherstellung entstanden wären.

2215 (16)	 Mehrkosten durch Technologiefortschritt

Der Versicherer ersetzt die infolge eines Versicherungsfalles tatsächlich entstan-
denen Mehrkosten für die Wiederbeschaffung oder Wiederherstellung versicherter 
Sachen, wenn deren Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung in derselben Art  
und Güte infolge Technologiefortschritts nicht möglich oder unwirtschaftlich ist.
Maßgebend ist der Betrag, der für ein Ersatzstück aufzuwenden ist, das der vom 
Schaden betroffenen Art und Güte möglichst nahe kommt.

2216 (16)	 Reiserücktrittskosten

	 1.	� Der Versicherer erstattet anfallende Stornogebühren einer bereits ge-
buchten Urlaubsreise für den Versicherungsnehmer und die mit ihm in 
häuslicher Gemeinschaft lebenden Personen, wenn dieser wegen eines  
erheblichen Versicherungsfalles, welcher innerhalb einer Woche vor 
Reiseantritt eingetreten ist, seine Urlaubsreise nicht antreten kann. Als 
Urlaubsreise gilt jede privat veranlasste Abwesenheit des Versicherungs-
nehmers vom Versicherungsort von mindestens 4 Tagen bis zu einer Dauer  
von maximal 6 Wochen.

	 2.	� Erheblich ist ein Versicherungsfall, wenn der Schaden voraussichtlich 
10.000,- EUR übersteigt und die Anwesenheit des Versicherungsnehmers  
am Schadenort notwendig macht.

	 3.	� Die Entschädigung ist je Versicherungsfall und -jahr auf 3.500,- EURO 
begrenzt. Der Versicherer leistet nur, sofern für den Schadenfall nicht  
anderweitig Versicherungsschutz besteht.

	 4.	� Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, vor Stornierung der bereits ge-
buchten Urlaubsreise bei dem Versicherer Weisungen einzuholen, soweit  
es die Umstände gestatten. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Oblie-
genheit, so kann der Versicherer unter den in Abschnitt B § 8 DOCURA VHB  
2016 beschriebenen Voraussetzungen ganz oder teilweise leistungsfrei sein.

2217 (16)	� Instandsetzungskosten bei Beschädigungen 
					     von behindertengerechten Einbauten

Abweichend von Abschnitt A § 8 Nr. 1 g) DOCURA VHB 2016 sind die infolge eines 
Versicherungsfalles notwendigen Reparaturkosten an behindertengerechten Ein-
bauten in gemieteten oder in Sondereigentum befindlichen Wohnungen und Einfa-
milienhäusern mitversichert, sofern hierfür nicht anderweitig Versicherungsschutz 
besteht.

2301 (16)	 Anprall von Schienen- Straßen- und Wasserfahrzeugen

	 1.	� In Erweiterung von Abschnitt A § 1 Nr. 1 DOCURA VHB 2016 leistet der 
Versicherer auch Entschädigung für versicherte Sachen, die durch Fahr-
zeuganprall zerstört oder beschädigt werden.

	 2.	� Fahrzeuganprall ist jede unmittelbare Berührung von Gebäuden, in denen  
sich versicherte Sachen befinden, durch Schienen-, Straßen- oder Was
serfahrzeuge, die nicht vom Versicherungsnehmer, von einer in häuslicher 
Gemeinschaft lebenden Person, den sonstigen Benutzern und Besuchern 
der Gebäude betrieben oder gefahren werden.

2305 (16)	 Verzicht auf die Einrede der groben Fahrlässigkeit

	 1.	� Abweichend von Abschnitt B § 16 Nr. 1 b) DOCURA VHB 2016 verzichtet der 
Versicherer bei einem Versicherungsfall auf die Einrede der grobfahrläs-
sigen Herbeiführung des Versicherungsfalls bis zu der vereinbarten Ent-
schädigungsgrenze.

	 2.	� Ist die dem Grunde nach ersatzpflichtige Entschädigung größer als die Ent-
schädigungsgrenze nach 1., so findet Abschnitt B § 16 Nr. 1 b DOCURA VHB  
2016 für den übersteigenden Teil der Entschädigungsgrenze Anwendung.

	 3.	� Der Einredeverzicht gilt nicht für Obliegenheitsverletzungen sowie Verstöße 
gegen Sicherheitsvorschriften (z. B. Abschnitt A §§ 15, 16 DOCURA VHB 
2016 und Abschnitt B § 1, 8, 9 DOCURA VHB 2016) durch den Versiche-
rungsnehmer oder seinen Repräsentanten.

2306 (16)	 �Mitversicherung der groben Fahrlässigkeit bei Obliegenheits-
verletzung und Verletzung von gesetzlichen und behördlichen 
Sicherheitsvorschriften

	 1.	� Abweichend von Abschnitt B § 8 Nr.1 a) aa), Nr. 2 und 3 sowie Abschnitt 
B § 16 Nr. 1 b) DOCURA VHB 2016 verzichtet der Versicherer auf die Einrede 
der grob fahrlässigen Verletzung der Obliegenheiten bei und nach dem 
Eintritt des Versicherungsfalls sowie auf die Einrede der grob fahrlässigen 
Verletzung gesetzlicher und behördlicher Sicherheitsvorschriften.

	 2.	� Für den einzelnen Schadenfall gilt die im Versicherungsschein vereinbarte 
Entschädigungsgrenze.

	 3.	� Soweit bei einem Versicherungsfall der Schaden den in Nr. 2 aufgeführten 
Betrag übersteigt findet Abschnitt B § 8 Nr. 2 sowie Abschnitt B § 16 Nr. 1 b) 
DOCURA VHB 2016 Anwendung.

2309 (16)	 �Kurzschluss und Stromschwankungen

	 1.	� Der Versicherer leistet nach dem Eintritt des Versicherungsfalles Entschä-
digung für versicherte Sachen, die durch Kurzschluss, Bildung von Licht-
bögen, atmosphärische Elektrizität, Induktion, Blitzstromwanderwellen 
und Stromschwankungen zerstört oder beschädigt werden.

	 a)	 Der Versicherer haftet nicht für Schäden
		  aa)	� durch Fehler und Mängel, welche bei Abschluss der Versicherung 
				    vorhanden und dem Versicherungsnehmer bekannt waren,
		  bb)	 die der Versicherungsnehmer vorsätzlich herbeiführt.
	 b)	 Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schäden
		  aa)	 durch unsachgemäße Handhabung
		  bb)	 durch mechanisch einwirkende Gewalt
		  cc)	 durch Konstruktions- und Materialfehler
		  dd)	� durch Abnutzung (Verschleiß), durch allmähliche Einwirkung, 
				    insbesondere von Gasen, Dämpfen, Wärme oder Feuchtigkeit
	 2.	� Entschädigung wird nur geleistet, soweit Entschädigung nicht aus einem 

anderen Versicherungsvertrag beansprucht werden kann.
	 3.	� Für den einzelnen Schadenfall gilt die im Versicherungsschein vereinbarte 

Entschädigungsgrenze.

2310 (16)	 Seng- und Schmorschäden

	 1.	� In Erweiterung zu Abschnitt A § 2 DOCURA VHB 2016 leistet der Versiche-
rer auch Versicherungsschutz infolge Seng- und Schmorschäden, die an 
versicherten Sachen mit Ausnahme von technischen Geräten, Wertsachen 
und Bargeld entstehen. Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwir-
kende Ursachen Schäden durch Zigarren- oder Zigarettenglut.

	 2.	� Für den einzelnen Schadenfall gilt die im Versicherungsschein vereinbarte 
Entschädigungsgrenze.

2311 (16)	 Überspannungsschäden

	 1.	� In Ergänzung zum Versicherungsschutz für Blitzschlagschäden leistet der 
Versicherer Entschädigung auch für Schäden, die an versicherten elek-
trischen Einrichtungen und Geräten durch Überspannung, Überstrom und 
Kurzschluss infolge eines Blitzes oder durch sonstige atmosphärisch 
bedingte Elektrizität entstehen.

	 2.	� Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den im Versicherungsschein 
genannten Betrag begrenzt.
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2312 (16)	 Schäden an Gefriergut bei Stromausfall

	 1.	� In Erweiterung von Abschnitt A § 2 Nr. 3 DOCURA VHB 2016 sind Schäden 
an Lebensmitteln in Kühl- und Gefriergeräten infolge unvorhersehbarer 
Unterbrechung der Energiezufuhr (Stromausfall) versichert.

	 2.	� Der Versicherungsschutz erstreckt sich – ohne Rücksicht auf mitwirkende  
Ursachen – nicht auf Schäden durch technische Defekte, gewöhnliche 
Abnutzung und Verschleiß der Tiefkühlanlage, Bedienungsfehler und an-
gekündigte Stromabschaltungen.

	 3.	� Für den einzelnen Schadensfall gilt die im Versicherungsschein vereinbarte 
Entschädigungsgrenze.

2313 (16)	 Rauch, Ruß, Verpuffung

	 1.	� In Ergänzung zu Abschnitt A § 2 Nr. 1 DOCURA VHB 2016 sind Schäden 
durch Rauch, Ruß oder Verpuffung versichert.

	 2.	� Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schäden, die durch dauernde 
oder regelmäßig wiederkehrende Einwirkung beruhen.

		  Allmählichkeitsschäden sind vom Versicherungsschutz ausgeschlossen.
	 3.	� Für den einzelnen Versicherungsfall gilt die im Versicherungsschein ver-

einbarte Entschädigungsgrenze.

2314 (16)	 Schäden durch Blindgänger

	 1.	� In Erweiterung zu Abschnitt A § 2 Nr. 4 DOCURA VHB 2016 leistet der Ver-
sicherer auch Versicherungsschutz infolge von Explosionsschäden durch 
Kampfmittel aus beendeten Kriegen.

	 2.	� Für den einzelnen Schadenfall gilt die im Versicherungsschein vereinbarte 
Entschädigungsgrenze.

2315 (16)	 Innere Unruhe, Streik, Aussperrung

	 1.	 Abgrenzung zur Staatshaftung
	 a)	� Ein Anspruch auf Entschädigung durch Innere Unruhen, Streik oder Aus-

sperrung besteht nicht, soweit die Voraussetzungen für einen unmittel-
baren oder subsidiären Schadenersatzanspruch aufgrund öffentlich-
rechtlichen Entschädigungsrechts gegeben sind.

	 b)	� Ein Anspruch auf Entschädigung in den Fällen von a) erstreckt sich nur 
auf den Teil des Schadens, der die Höchstgrenzen aufgrund öffentlich-
rechtlichen Entschädigungsrechts überschreitet.

	 2.	� Der Versicherer leistet im Entschädigungsfall für versicherte Sachen, die 
unmittelbar durch Gewalthandlungen im Zusammenhang mit Inneren 
Unruhen zerstört oder beschädigt werden. Eingeschlossen sind unmit-
telbare Schäden durch Wegnahme bei Plünderungen in unmittelbarem 
Zusammenhang mit Inneren Unruhen.

	 3.	� Als Streik gilt die gemeinsam planmäßig durchgeführte, auf ein be-
stimmtes Ziel gerichtete Arbeitseinstellung einer verhältnismäßig großen 
Zahl von Arbeitnehmern. Aussperrung ist die auf ein bestimmtes Ziel 
gerichtete planmäßige Ausschließung einer verhältnismäßig großen Zahl 
von Arbeitnehmern.

	 4.	� Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen, die 
unmittelbar durch Handlungen der streikenden oder ausgesperrten 
Arbeitnehmer im Zusammenhang mit einem Streik oder beim Widerstand 
gegen eine Aussperrung zerstört oder beschädigt werden.

	 5.	� Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schäden, die der Versicherungs-
nehmer oder andere in den versicherten Räumen berechtigt anwesende 
Personen verursachen.

2331 (16)	 Diebstahl aus Kraftfahrzeugen rund um die Uhr und europaweit

	 1.	� In Ergänzung zu Abschnitt A § 1 Nr. 1 DOCURA VHB 2016 sind Diebstahl, 
Beschädigung oder Zerstörung von versicherten Sachen (Abschnitt A § 6 
DOCURA VHB 2016) infolge Aufbrechens von Kraftfahrzeugen im Rahmen 
der Außenversicherung nach Abschnitt A § 7 DOCURA VHB 2016 aus ver-
schlossenen Kraftfahrzeugen (nicht Kraftfahrzeuganhängern) versichert. 
Dem Aufbrechen steht die Verwendung falscher Schlüssel siehe Abschnitt 
A § 3 Nr. 2 a) DOCURA VHB 2016 gleich.

	 2.	� Die Außenversicherung nach Nr. 1 gilt für Europa einschließlich der  
Kanarischen Inseln.

	 3.	� Keine Entschädigung wird geleistet für Wertsachen und Bargeld gemäß 
Abschnitt A § 6 Nr. 2 b) und Abschnitt A § 12 DOCURA VHB 2016 sowie für 
amtliche Ausweispapiere und sonstige Dokumente, für Schlüssel zu den 
versicherten Räumlichkeiten, für Auto- und Mobiltelefone, für Funkgeräte, 
für Foto- und Filmgeräte, für elektronische Geräte (z. B. Mobiltelefone, 
Smartphones, Organizer, Notebooks, Navigationsgeräte, Musikwiederga-
begeräte), Musikinstrumente, Spielgeräte, Speichermedien und Software, 
sonstige elektrische Geräte sowie Zubehör zu den genannten Gegenständen.

	 4.	� Entschädigung wird nur geleistet, soweit Entschädigung nicht aus einem 
anderen Versicherungsvertrag beansprucht werden kann.

	 5.	� Für den einzelnen Schadenfall gilt die im Versicherungsschein vereinbarte 
Entschädigungsgrenze.

2332 (16)	 �Diebstahl aus Kraftfahrzeugen rund um die Uhr und europaweit 
inklusive elektronischer Geräte

	 1.	� In Ergänzung zu Abschnitt A § 1 Nr. 1 DOCURA VHB 2016 sind Diebstahl, 
Beschädigung oder Zerstörung von versicherten Sachen (Abschnitt A § 6 
DOCURA VHB 2016) infolge Aufbrechens von Kraftfahrzeugen im Rahmen 
der Außenversicherung nach Abschnitt A § 7 DOCURA VHB 2016 aus ver-
schlossenen Kraftfahrzeugen (nicht Kraftfahrzeuganhängern) versichert. 
Dem Aufbrechen steht die Verwendung falscher Schlüssel siehe Abschnitt 
A § 3 Nr. 2 a) DOCURA VHB 2016 gleich.

	 2.	� Die Außenversicherung nach Nr. 1 gilt für Europa einschließlich der  
Kanarischen Inseln.

	 3.	� Elektronische Geräte sind bis zu dem im Versicherungsschein genannten 
Betrag versichert. Keine Entschädigung wird geleistet für Wertsachen und 
Bargeld gemäß Abschnitt A § 6 Nr. 2 b) und Abschnitt A § 12 DOCURA VHB 
2016 sowie für amtliche Ausweispapiere und sonstige Dokumente und für 
Schlüssel zu den versicherten Räumlichkeiten.

	 4.	� Entschädigung wird nur geleistet, soweit Entschädigung nicht aus einem 
anderen Versicherungsvertrag beansprucht werden kann.

	 5.	� Für den einzelnen Schadenfall gilt die im Versicherungsschein vereinbarte 
Entschädigungsgrenze.

2335 (16)	� Einbruchdiebstahl aus Schiffs- und Fährschiffskabinen 
					     sowie Schlafwagenabteilen

	 1.	� Innerhalb der Außenversicherung nach Abschnitt A § 7 DOCURA VHB 2016 
liegt ein Einbruchdiebstahlschaden auch vor, wenn der Dieb anstatt in ei-
nen Raum eines Gebäudes in eine Schiffs-, Fährschiffskabine oder in ein 
Schlafwagenabteil einbricht, einsteigt oder eindringt.

	 2.	 �Der Versicherungsnehmer hat den Diebstahl unverzüglich der dort zustän-
digen Polizeidienststelle (bei Schiffsreisen der Reiseleitung) anzuzeigen und 
dieser sowie dem Versicherer ein Verzeichnis der abhanden gekommenen 
Sachen einzureichen.

		�  Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, kann der Versiche-
rer gemäß Abschnitt B § 8 Nr. 3 DOCURA VHB 2016 ganz oder teilweise 
leistungsfrei sein.

	 3.	� Für den einzelnen Versicherungsfall gilt die im Versicherungsschein ver-
einbarte Entschädigungsgrenze. Für Wertsachen und Bargeld gilt eine 
ebenfalls im Versicherungsschein vereinbarte Entschädigungsgrenze.

2340 (16)	 Diebstahl von Wäsche, Gartengeräten, Gartenmöbeln,
					     Kinderspielgeräten

	 1.	 �Der Versicherer leistet abweichend von Abschnitt A § 3 Nr. 1 und Nr. 2 DOCURA 
VHB 2016 auch im Falle der Entwendung durch einfachen Diebstahl Entschä-
digung für Wäsche (alle Textilien aus Natur- oder Kunstfaser, die waschbar 
sind), Gartengeräte und Gartenmöbel (einschließlich Wäschespinnen und  
Grillgeräten) sowie Kinderspielgeräten, die sich außerhalb der Versiche-
rungsräume auf dem allseits eingefriedeten Versicherungsgrundstück 
befinden, wenn sie dem Versicherungsnehmer oder einer mit ihm in häus-
licher Gemeinschaft lebenden Person gehören.

	 2.	� Für die mit den Gartenmöbeln lose verbundenen und regelmäßig ihrem 
Gebrauch dienenden Sachen besteht Versicherungsschutz nur, wenn sie 
zusammen mit den Gartenmöbeln abhandengekommen sind.

	 3.	� Die Entschädigung ist auf den im Versicherungsschein genannten Betrag 
begrenzt.

	 4.	� Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, den Diebstahl unverzüglich der 
zuständigen Polizeidienststelle anzuzeigen.

		  �Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, kann der Versicherer 
gemäß Abschnitt B § 8 Nr. 2 DOCURA VHB 2016 leistungsfrei sein.

2341 (16)	 Diebstahl aus dem Krankenzimmer in Krankenhäusern, 
					     Reha-Kliniken, Kurzzeitpflegeheimen, Kurhäusern, Sanatorien

	 1.	� In Erweiterung von Abschnitt A § 1 Nr. 1 DOCURA VHB 2016 ersetzt der Ver-
sicherer auch versicherte Sachen nach Abschnitt A § 6 DOCURA VHB 2016 – 
jedoch ohne Wertsachen und Bargeld nach Abschnitt A § 6 Nr. 2 b) DOCURA 
VHB 2016 –, die durch einfachen Diebstahl bei einem stationären Kranken-
haus-, Kur- oder Sanatoriumsaufenthalt des Versicherungsnehmers oder ei-
ner mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden Person abhanden kommen.

	 2.	� Nicht versichert sind Wertsachen und Bargeld gemäß Abschnitt 
A § 6 Nr. 2 b) DOCURA VHB 2016 und Abschnitt A § 12 DOCURA VHB 2016 
sowie elektronische Geräte (z. B. Mobiltelefone, Smartphones, Organizer, 
Notebooks).

	 3.	� Entschädigung wird nur geleistet, soweit eine Ersatzleistung nicht aus 
einem anderweitigen Versicherungsvertrag beansprucht werden kann.

	 4.	� Die Entschädigung je Versicherungsfall ist auf den im Versicherungsschein 
vereinbarten Betrag begrenzt.

	 5.	� Der Versicherungsnehmer hat in Ergänzung zu Abschnitt B § 8 Nr. 2 DOCURA  
VHB 2016 den Diebstahl dem Träger der Einrichtung zu melden. Verletzt 
der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, so ist der Versicherer nach 
Maßgabe der in Abschnitt B § 8 Nr. 3 DOCURA VHB 2016 beschriebenen 
Voraussetzungen ganz oder teilweise leistungsfrei.

2342 (16)	 Trickdiebstahl innerhalb des Versicherungsortes 

	 1.	� In Erweiterung von Abschnitt A § 1 und § 3 DOCURA VHB 2016 werden auch 
versicherte Sachen entschädigt, die durch Diebstahl aus der Wohnung des 
Versicherungsnehmers entwendet werden, nachdem sich der Täter unter 
Vortäuschung falscher Tatsachen auf eine der in Abs. 2 und 3 genannten 
Weise Zutritt zur Wohnung verschafft hat.

	 2.	� Ein versicherter Trickdiebstahl im Sinne von Abs. 1 liegt vor, wenn der 
Diebstahl dadurch ermöglicht wird, dass der Versicherungsnehmer oder 
eine mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebende Person den Zutritt zur 
Wohnung gestattet, nachdem der Täter

	 a)	� eine Notlage oder sonstige Hilfe erfordernde Situation vorgetäuscht hat, 
die scheinbar eine Hilfeleistung oder Unterstützung innerhalb der Wohnung 
erfordert,

	 b)	� eine offizielle Funktion vorgetäuscht hat, die ihn vermeintlich zum Betreten 
der Wohnung berechtigt,

	 c)	� eine persönliche Beziehung oder ein Verwandtschaftsverhältnis zum Ver-
sicherungsnehmer oder einer mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden 
Person glaubhaft dargelegt und sich hierdurch eine Einladung zum Betreten 
der Wohnung erschlichen hat.

	 3.	� Ein versicherter Trickdiebstahl liegt auch dann vor, wenn der Diebstahl 
dadurch ermöglicht wird, dass zwar der Zutritt zur Wohnung verwehrt, 
der Versicherungsnehmer oder die mit ihm in häuslicher Gemeinschaft 
lebende Person jedoch auf eine in Abs. 2 a) bis 2 c) genannten Weise dazu 
gebracht wird, aus einem anderen Raum der Wohnung etwas zu holen und 
währenddessen den Täter an der geöffneten Wohnungstür warten lässt.

	 4.	 Nicht versichert sind Brillen.
	 5.	� Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf die im Versicherungsschein 

genannte Summe begrenzt.
	 6.	� Der Versicherungsnehmer muss den Trickdiebstahl unverzüglich der zu-

ständigen Polizeidienststelle melden und umgehend dieser und dem Ver-
sicherer eine Aufstellung über abhanden gekommene Sachen einreichen.
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		�  Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, so kann der Ver-
sicherer gemäß Abschnitt A § 8 Nr. 3 DOCURA VHB 2016 zur Kündigung 
berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei sein.

2343 (16)	� Diebstahl von Kinderwagen, Krankenfahrstühlen, Rollatoren
					     und sonstigen Gehhilfen

	 1.	� Für den Kinderwagen, Krankenfahrstuhl (nicht versicherungspflichtig), 
Rollator und sonstige Gehhilfen erstreckt sich der Versicherungsschutz 
abweichend von Abschnitt A § 3 Nr. 2 ee) und Abschnitt A § 7 Nr. 3 DOCURA  
VHB 2016 auch auf Schäden durch Diebstahl, wenn diese nachweislich in 
Gemeinschaftsräumen (auch Treppenhaus) des Wohnhauses, in dem sich 
die versicherte Wohnung des Versicherungsnehmers oder einer mit ihm in 
häuslicher Gemeinschaft lebenden Person befindet, abgestellt sowie zur 
Zeit des Diebstahls durch ein Schloss gesichert waren.

	 2.	� Für die mit dem Kinderwagen, Krankenfahrstuhl oder Rollator lose ver-
bundenen und regelmäßig seinem Gebrauch dienenden Sachen (Aus-
stattung) besteht Versicherungsschutz nur, wenn sie zusammen mit o. g. 
Gegenständen abhanden gekommen sind.

	 3.	� Für den einzelnen Schadenfall gilt die im Versicherungsschein vereinbarte 
Entschädigungsgrenze.

	 4.	� Der Versicherungsnehmer hat Unterlagen über den Hersteller, die Marke, 
die Fahrgestell- oder sonstige Identifikationsnummer bzw. Kennzeichen 
zu beschaffen und aufzubewahren.

	 5.	� Der Versicherungsnehmer hat den Diebstahl unverzüglich der zuständigen 
Polizeidienststelle anzuzeigen und über etwa abhanden gekommene 
Sachen der Polizeidienststelle eine Aufstellung einzureichen.

	 6.	� Verletzt der Versicherungsnehmer die Obliegenheiten nach Nr. 4 und 5, 
kann der Versicherer gemäß Abschnitt B § 8 Nr. 3 DOCURA VHB 2016 ganz 
oder teilweise leistungsfrei sein.

2344 (16)	� Diebstahl von Waschmaschinen und Wäschetrocknern 
					     aus Gemeinschaftsräumen

	 1.	� In Erweiterung von Abschnitt A § 1 Nr. 1 DOCURA VHB 2016 ersetzt der Ver-
sicherer Waschmaschinen und Wäschetrockner, die aus Räumen durch 
Diebstahl abhanden kommen, die der Versicherungsnehmer gemeinsam 
mit anderen Hausbewohnern nutzt.

	 2.	� Für den einzelnen Schadenfall gilt die im Versicherungsschein vereinbarte 
Entschädigungsgrenze.

	 3.	� Der Versicherungsnehmer hat den Diebstahl unverzüglich der zuständigen 
Polizeidienststelle anzuzeigen.

		�  Verletzt der Versicherungsnehmer die Obliegenheit gemäß Nr. 3, so kann 
der Versicherer gemäß Abschnitt B § 8 Nr. 3 DOCURA VHB 2016 zur Kündi-
gung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei sein.

2345 (16)	 Diebstahl aus dem Krankenzimmer in Krankenhäusern, 
					     Reha-Kliniken, Kurzzeitpflegeheimen, Kurhäusern, 
					     Sanatorien inklusive elektronischer Geräte und Bargeld

	 1.	� In Erweiterung von Abschnitt A § 1 Nr. 1 DOCURA VHB 2016 ersetzt der Versiche-
rer  auch versicherte Sachen, die durch einfachen Diebstahl bei einem statio- 
nären Krankenhaus-, Kur- oder Sanatoriumsaufenthalt des Versiche-
rungsnehmers oder einer mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden 
Person abhanden kommen.

	 2.	� Elektronische Geräte und Bargeld sind bis zu dem im Versicherungsschein ge-
nannten Betrag versichert. Nicht versichert sind andere Wertsachen gemäß 
Abschnitt A § 6 Nr. 2 b) DOCURA  VHB 2016 und Abschnitt A § 12DOCURA VHB 2016.

	 3.	� Entschädigung wird nur geleistet, soweit eine Ersatzleistung nicht aus  
einem anderweitigen Versicherungsvertrag beansprucht werden kann.

	 4.	� Die Entschädigung je Versicherungsfall ist auf den im Versicherungsschein 
vereinbarten Betrag begrenzt.

	 5.	� Der Versicherungsnehmer hat in Ergänzung zu Abschnitt B § 8 Nr. 2 DOCURA  
VHB 2016 den Diebstahl dem Träger der Einrichtung zu melden. Verletzt 
der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, so ist der Versicherer nach 
Maßgabe der in Abschnitt B § 8 Nr. 3 DOCURA VHB 2016 beschriebenen 
Voraussetzungen ganz oder teilweise leistungsfrei.

2346 (16)	� Diebstahl von Hör- und Sehhilfen, Zähnen und Gebissen sowie 
Taschendiebstahl von Senioren

	 1.	� Abweichend von Abschnitt A § 3 Nr. 2 und § 7 Nr. 3 DOCURA VHB 2016 gilt 
für alle im versicherten Haushalt lebenden Personen, die am Schadentag 
das 60. Lebensjahr vollendet haben, der einfache Diebstahl von Hör- und 
Sehhilfen (nur geschliffene Gläser), Zähnen und Gebissen sowie der Ta-
schendiebstahl als mitversichert.

	 2.	� Die Entschädigung ist je Schadenfall auf 1 % der Versicherungssumme, 
max. 1.500,- EUR begrenzt. Es wird der Zeitwert entschädigt. Ausge-
schlossen bleiben beim Taschendiebstahl Wertsachen nach Abschnitt A § 
12 Nr. 1 a) DOCURA VHB 2016.

	 3.	� Es gilt bei der Entschädigung eine Selbstbeteiligung des Versicherungs-
nehmers in Höhe von 250,- EUR je Schadenfall.

2347 (16)	 Fahrraddiebstahl

	 1.	 Leistungsversprechen und Definition
		�  In Erweiterung von Abschnitt A § 1 Nr. 1 DOCURA VHB 2016 ersetzt der 

Versicherer Fahrräder (auch nicht versicherungspflichtige E-Bikes und 
Pedelecs) und Fahrradanhänger, sofern diese durch Diebstahl abhanden 
kommen. Für die mit dem Fahrrad oder Fahrradanhänger lose verbun-
denen und regelmäßig seinem Gebrauch dienenden Sachen besteht 
Versicherungsschutz nur, wenn sie zusammen mit dem Fahrrad und  
Fahrrad-anhänger durch Diebstahl abhanden gekommen sind.

	 2.	 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
		�  Der Versicherungsnehmer hat das Fahrrad und den Fahrradanhänger 

jeweils durch ein eigenständiges Schloss gegen Diebstahl zu sichern, 
wenn er es nicht zur Fortbewegung einsetzt. Sicherungseinrichtungen,  
die dauerhaft mit dem Fahrrad verbunden sind (z. B. sogenannte  

„Rahmenschlösser“), gelten nicht als eigenständige Schlösser. Verletzt 
der Versicherungsnehmer diese Obliegenheiten, so ist der Versicherer 
nach Maßgabe der in Abschnitt B § 8 DOCURA VHB 2016 beschriebenen 
Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise 
leistungsfrei. Ist mit der Verletzung dieser Obliegenheiten eine Gefahrer-
höhung verbunden, so gilt außerdem Abschnitt B § 9 DOCURA VHB 2016.

	 3.	 Besondere Obliegenheit im Schadenfall
	 a)	� Der Versicherungsnehmer hat den Kaufbeleg sowie sonstige Unterlagen 

über den Hersteller, die Marke und die Rahmennummer der versicherten 
Fahrräder zu beschaffen und aufzubewahren, soweit ihm dies billigerweise 
zugemutet werden kann.

	 b)	� Der Versicherungsnehmer hat in Ergänzung zu Abschnitt B § 8 Nr. 2 DOCURA 
VHB 2016 einen Nachweis dafür zu erbringen, dass das Fahrrad nicht inner-
halb von drei Wochen seit Anzeige des Diebstahls wieder herbeigeschafft 
wurde.

		�  Verletzt der Versicherungsnehmer eine der Obliegenheiten, so ist der 
Versicherer nach Maßgabe der in Abschnitt B § 8 Nr. 3 DOCURA VHB 2016 
beschriebenen Voraussetzungen ganz oder teilweise leistungsfrei. 

	 4.	 Entschädigungshöhe, Entschädigungsgrenzen
		�  Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf die im Versicherungsschein 

genannte Entschädigungsgrenze begrenzt.
	 5.	 Kündigung
		�  Versicherungsnehmer und Versicherer können unter Einhaltung einer Frist 

von drei Monaten zum Ende des laufenden Versicherungsjahres durch in 
Textform gefasste Erklärung verlangen, dass dieser erweiterte Versiche-
rungsschutz mit Beginn des nächsten Versicherungsjahres entfällt.

		�  Macht der Versicherer von diesem Recht Gebrauch, so kann der Ver
sicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der 
Erklärung des Versicherers zum Ende des laufenden Versicherungsjahres 
kündigen.

2348 (16)	 Fahrraddiebstahl (ohne Nachtzeit)

	 1.	 Leistungsversprechen und Definition
		�  In Erweiterung von Abschnitt A § 1 Nr. 1 DOCURA VHB 2016 ersetzt der 

Versicherer Fahrräder (auch nicht versicherungspflichtige E-Bikes und 
Pedelecs) und Fahrradanhänger, sofern Fahrräder und Fahrradanhänger 
durch Diebstahl abhanden kommen 

		  – zwischen 6.00 Uhr und 22.00 Uhr oder
		  – sich zur Zeit des Diebstahls in Gebrauch befinden oder 
		  – sich in einem gemeinschaftlichen Fahrradabstellraum befinden.
		�  Für die mit dem Fahrrad oder Fahrradanhänger lose verbundenen und 

regelmäßig seinem Gebrauch dienenden Sachen besteht Versicherungs-
schutz nur, wenn sie zusammen mit dem Fahrrad und Fahrradanhänger 
durch Diebstahl abhanden gekommen sind.

	 2.	 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
		�  Der Versicherungsnehmer hat das Fahrrad und den Fahrradanhänger 

jeweils durch ein eigenständiges Schloss gegen Diebstahl zu sichern, 
wenn er es nicht zur Fortbewegung einsetzt. Sicherungseinrichtun-
gen, die dauerhaft mit dem Fahrrad verbunden sind (z. B. sogenannte  
„Rahmenschlösser“), gelten nicht als eigenständige Schlösser. Verletzt  
der Versicherungsnehmer diese Obliegenheiten, so ist der Versicherer 
nach Maßgabe der in Abschnitt B § 8 DOCURA VHB 2016 beschriebenen 
Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise 
leistungsfrei. Ist mit der Verletzung dieser Obliegenheiten eine Gefahr
erhöhung verbunden so gilt außerdem Abschnitt B § 9 DOCURA VHB 2016.

	 3.	 Besondere Obliegenheit im Schadenfall
	 a)	� Der Versicherungsnehmer hat den Kaufbeleg sowie sonstige Unterlagen 

über den Hersteller, die Marke und die Rahmennummer der versicherten 
Fahrräder zu beschaffen und aufzubewahren, soweit ihm dies billigerweise 
zugemutet werden kann.

	 b)	� Der Versicherungsnehmer hat in Ergänzung zu Abschnitt B § 8 Nr. 2 DOCURA 
VHB 2016 einen Nachweis dafür zu erbringen, dass das Fahrrad nicht inner-
halb von drei Wochen seit Anzeige des Diebstahls wieder herbeigeschafft 
wurde.

		�  Verletzt der Versicherungsnehmer eine der Obliegenheiten, so ist der 
Versicherer nach Maßgabe der in Abschnitt B § 8 Nr. 3 DOCURA VHB 2016 
beschriebenen Voraussetzungen ganz oder teilweise leistungsfrei. 

	 4.	 Entschädigungshöhe, Entschädigungsgrenzen
		�  Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf die im Versicherungsschein 

genannte Entschädigungsgrenze begrenzt.
	 5.	 Kündigung
		�  Versicherungsnehmer und Versicherer können unter Einhaltung einer Frist 

von drei Monaten zum Ende des laufenden Versicherungsjahres durch in 
Textform gefasste Erklärung verlangen, dass dieser erweiterte Versiche-
rungsschutz mit Beginn des nächsten Versicherungsjahres entfällt.

		�  Macht der Versicherer von diesem Recht Gebrauch, so kann der Versi-
cherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der 
Erklärung des Versicherers zum Ende des laufenden Versicherungsjahres 
kündigen.

2349 (16)	 Diebstahl von Gepäckstücken und deren Inhalt

	 1.	� In Ergänzung zu Abschnitt A § 1 Nr. 1 DOCURA VHB 2016 ist Diebstahl von 
Gepäckstücken (Koffer) und deren Inhalt auf Fernreisen mitversichert. 
Fernreisen im Sinne dieser Definition sind Reisen über 150 km. Entschä-
digung wird nur geleistet, soweit Entschädigung nicht aus einem anderen 
Versicherungsvertrag beansprucht werden kann.

	 2.	� Nicht versichert sind Wertsachen und Bargeld gemäß Abschnitt 
A §§ 6 Nr. 2 b) DOCURA VHB 2016 und Abschnitt A § 12 DOCURA VHB 2016 
und elektronische Geräte (z. B. Mobiltelefone, Smartphones, Organizer, 
Notebooks) sowie Inhalte von Hand- oder Tragetaschen und die Handta-
sche selbst.

	 3.	 �Während der Zeit, in der Gepäckstücke nicht zur Verwahrung oder zur  
Beförderung an ein Unternehmen gegeben werden, hat der Versiche- 
rungsnehmer oder eine in dessen Haushalt lebende Person das Gepäckstück 
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zu beaufsichtigen. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegen-
heit, so ist der Versicherer nach Maßgabe der in Abschnitt B § 8 DOCURA  
VHB 2016 beschriebenen Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder 
auch ganz oder teilweise leistungsfrei. Ist mit der Verletzung dieser Ob-
liegenheiten eine Gefahrerhöhung verbunden, so gilt außerdem Abschnitt 
B § 9 DOCURA VHB 2016.

	 4.	� Für den einzelnen Schadenfall gilt die im Versicherungsschein vereinbarte 
Entschädigungsgrenze.

	 5.	� Der Versicherungsnehmer hat im Falle der Verwahrung oder Beförderung 
durch ein Unternehmen in Ergänzung zu Abschnitt B § 8 Nr. 2 DOCURA VHB 
2016 den Diebstahl dem Transportunternehmen zu melden. Verletzt der 
Versicherungsnehmer diese Obliegenheiten, so ist der Versicherer nach 
Maßgabe der in Abschnitt B § 8 Nr. 3 DOCURA VHB 2016 beschriebenen 
Voraussetzungen ganz oder teilweise leistungsfrei.

2350 (16)	 Missbrauch von Kunden-, Scheck- und Kreditkarte 
					     nach einem Einbruch

	 1.	 �In Erweiterung von Abschnitt A § 12 Nr. 2 DOCURA VHB 2016 leistet der Ver-
sicherer auch Entschädigung für Vermögensschäden, die dem Versicher- 
ungsnehmer infolge eines ersatzpflichtigen Einbruchdiebstahls durch unbe-
rechtigten Gebrauch der Debitkarten (z. B. Maestro- oder Kreditkarten) ent- 
standen sind, sofern hierfür nicht anderweitig Versicherungsschutz besteht.

		�  Nicht versichert sind Schäden aller Art, die dadurch entstehen, dass der 
Versicherungsnehmer oder eine in dessen häuslicher Gemeinschaft leben-
den Person die Debitkarte nicht einsetzen kann.

	 2.	� Für den einzelnen Schadenfall gilt die im Versicherungsschein vereinbarte 
Entschädigungsgrenze.

	 3.	� Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des Schadenfalls den Verlust 
der Debitkarte der Polizei und der ausgebenden Bank bzw. dem zentralen 
Sperr-Notruf zu melden und dafür Sorge zu tragen, dass die Karte unver-
züglich gesperrt wird.

	 4.	� Der Versicherungsnehmer hat die PIN-Nr. nicht mit Debitkarte zusammen 
aufzubewahren, die Original PIN-Nummer zu vernichten und ggf. ver-
schlüsselt zu notieren. 

	 5.	� Verletzt der Versicherungsnehmer oder sein Repräsentant eine dieser 
Obliegenheiten nach Nr. 3 oder Nr. 4, so ist der Versicherer nach Maßgabe 
der in Abschnitt B § 8 DOCURA VHB 2016 beschriebenen Voraussetzungen 
zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei. Ist 
mit der Verletzung dieser Obliegenheiten eine Gefahrerhöhung verbunden, 
so gilt außerdem Abschnitt B § 9 DOCURA VHB 2016.

2351 (16)	 Mitversicherung von Vermögensschäden durch Phishing

	 1.	� In Erweiterung von Abschnitt A 6 Nr. 2 a) und b), Nr. 4 g) DOCURA VHB 2016 
ersetzt der Versicherer den entstandenen Vermögensschaden des Versi-
cherungsnehmers oder einer mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden 
Person von ausschließlich privat geführten eigenen Konten, wenn unbe-
rechtigte Dritte durch einen Phishing-Angriff in Unkenntnis des Konto-
inhabers oder einer von ihm Bevollmächtigten Person eine Überweisung 
oder ein sonstiges Geschäft ausführt. 

		�  Versicherungsschutz besteht nur im Zusammenhang mit solchen Online-
Banking Aktionen, die der Kontoinhaber oder dessen Bevollmächtigter 

	 a)	� über sein in seinem Eigentum stehenden Computer (PC, Notebook, Laptop,  
Smartphone) und 

	 b)	� über einen auf den eigenen Namen oder dem Namen einer in häuslicher 
Gemeinschaft lebenden Person lautenden Festnetz- oder mobilen An-
schluss durchführt.

	 2.	� Phishing im Sinne dieser Versicherungsbedingungen ist ein Verfahren, bei 
dem Täter mit Hilfe gefälschter Adressen, E-Mails oder Kurznachrichten 
Zugangs- und Identifikationsdaten eines Kontoinhabers erlangen und 
sich damit einen Zugang zu Konten verschaffen.

	 3.	� Vermögensschäden im Sinne dieser Versicherungsbedingungen ist die 
unmittelbar aus dem Phishing resultierende Vermögenseinbuße in Höhe 
des vom Konto des Versicherungsnehmers abgebuchten Betrags.

	 4.	� Andere Arten des Erlangens von vertraulichen Zugangs- und Identifikati-
onsdaten (z. B. Pharming) sind nicht versichert.

	 5.	 �Mehrere Schäden (z. B. mehrere unberechtigte Überweisungen) stellen 
einen Versicherungsfall dar, wenn sie auf eine gemeinsame schadenursäch-
liche Handlung, also einen Phishing-Angriff nach Nr. 2 zurückzuführen sind.

	 6.	� Der Versicherungsnehmer sowie alle Kontoinhaber haben dafür Sorge zu 
tragen, dass alle Nutzer des Online-Banking die aktuell üblichen Online-
Banking-Sicherheitsstandards verwenden. Verletzt der Versicherungs-
nehmer oder der Kontoinhaber diese Obliegenheiten nach Nr. 1 und Nr. 2, 
so kann der Versicherer gemäß Abschnitt B § 8 Nr. 3 DOCURA VHB 2016 
zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei sein. 
Ist mit der Verletzung dieser Obliegenheit eine Gefahrerhöhung verbun-
den, so gilt außerdem Abschnitt B § 9 DOCURA VHB 2016.

	 7.	� Vor Eintritt des Versicherungsfalles haben der Versicherungsnehmer und 
alle Kontoinhaber dafür Sorge zu tragen, dass die Computer, die zum 
Online-Banking genutzt werden, mit einem Schutz (Firewall) gegen un-
berechtigtes Eindringen sowie einer Virenschutzsoftware, die auf dem 
neuesten Stand zu halten sind, ausgestattet sind. Außerdem hat der Ver-
sicherungsnehmer bzw. der Kontoinhaber die Netze zu verschlüsseln und 
den Verschlüsselungscode geheim zu halten. Der Versicherungsnehmer 
und der Kontoinhaber haben dafür Sorge zu tragen, dass Virenschutz und 
Firewall mindestens einmal im Monat zu aktualisieren sind.

		�  Verletzt der Versicherungsnehmer oder der Kontoinhaber diese Obliegenhei-
ten nach Nr. 1 und Nr. 2, so kann der Versicherer gemäß Abschnitt B § 8 Nr. 3 
DOCURA VHB 2016 zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise 
leistungsfrei sein. Ist mit der Verletzung dieser Obliegenheit eine Gefahrer-
höhung verbunden, so gilt außerdem Abschnitt B § 9 DOCURA VHB 2016.

	 8.	� Nach Eintritt des Versicherungsfalles müssen der Versicherungsnehmer 
oder der Kontoinhaber

	 a)	� bei der Aufklärung des Versicherungsfalls mitwirken und dem Versicherer 
alle erforderlichen Auskünfte erteilen,

	 b)	 den Schaden dem Konto führenden Institut melden, 
	 c)	� die Konto führende Bank ermächtigen, dem Versicherer alle erforderlichen 

Auskünfte des Versicherungsfalls zu erteilen,
	 d)	� den Versicherungsfall unverzüglich der zuständigen Polizeidienststelle 

anzeigen.
		�  Verletzt der Versicherungsnehmer eine dieser Obliegenheiten, so kann der 

Versicherer gemäß Abschnitt B § 8 Nr. 3 DOCURA VHB 2016 ganz oder teil-
weise leistungsfrei sein.

	 9.	� Entschädigung wird nur geleistet, soweit Entschädigung nicht aus einem 
anderen Versicherungsvertrag beansprucht werden kann oder das Konto 
führende Institut dafür haftet.

2360 (16)	 Wasser aus innen liegenden Regenfallrohren

	 1.	� In Erweiterung von Abschnitt A § 4 Nr. 2 DOCURA VHB 2016 wird 
bestimmungswidrig austretendes Wasser aus innen liegenden Regenfall-
rohren dem Leitungswasser gleich gestellt. 

	 2.	� Für den einzelnen Schadenfall gilt die im Versicherungsschein vereinbarte 
Entschädigungsgrenze.

2361 (16)	 Kosten für die Beseitigung einer Verstopfung
					     im Versicherungsfall

	 1.	� In Erweiterung von Abschnitt A § 4 Nr. 1 DOCURA VHB 2016 erstattet der 
Versicherer im Falle eines ersatzpflichtigen Leitungswasserschadens, der 
durch eine Verstopfung verursacht wurde, auch die Kosten für die Besei-
tigung der Verstopfung.

		  Im Übrigen bleibt Abschnitt A § 4 Nr. 3 DOCURA VHB 2016 unberührt.
	 2.	� Für den einzelnen Schadenfall gilt die im Versicherungsschein vereinbarte 

Entschädigungsgrenze. 

2363 (16)	 Mehrkosten für Wasserverlust infolge Rohrbruchs

	 1.	� In Erweiterung von Abschnitt A § 8 Nr. 1 DOCURA VHB 2016 ersetzt der 
Versicherer die Kosten, die dadurch entstehen, dass Leitungswasser 
(siehe Abschnitt A § 4 Nr. 2 DOCURA VHB 2016) infolge eines frostbeding-
ten oder sonstigen Bruchschadens (siehe Abschnitt A § 4 Nr. 1 a) und b) 
DOCURA VHB 2016) innerhalb der Wohnung ( siehe Abschnitt A § 6 Nr. 3 
DOCURA VHB 2016) bestimmungswidrig ausgetreten ist und der Mehr-
verbrauch durch das Versorgungsunternehmen in Rechnung gestellt wird.

	 2.	� Für den einzelnen Schadenfall gilt die im Versicherungsschein vereinbarte 
Entschädigungsgrenze.

2364 (16)	 Wasseraustritt aus Zimmerbrunnen und Wassersäulen

	 1.	� In Erweiterung von Abschnitt A § 4 Nr. 2 DOCURA VHB 2016 wird bestim-
mungswidrig austretendes Wasser aus Zimmerbrunnen und Wassersäu-
len dem Leitungswasser gleich gestellt. 

	 2.	� Für den einzelnen Schadenfall gilt die im Versicherungsschein vereinbarte 
Entschädigungsgrenze.

2365 (16)	 Regen- und Schmelzwasser

	 1.	� In Ergänzung zu Abschnitt A § 5 Nr. 1 DOCURA VHB 2016 sind Schäden, 
die durch die unmittelbare Einwirkung von Regenwasser, Schmelzwasser 
von Schnee und deren Folgen entstehen, versichert. Abschnitt A § 5 Nr. 4  
DOCURA VHB 2016 bleibt unberührt.

	 2.	� In Ergänzung zu Abschnitt A § 5 Nr. 4 b) DOCURA VHB 2016 leistet der Ver-
sicherer keine Entschädigung für Schäden an Sachen in Gebäuden, dessen 
Außenhülle geöffnet ist.

	 3.	� Der Versicherungsnehmer hat die Gebäude in ordnungsgemäßem Zustand 
zu halten. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, so kann 
der Versicherer gemäß Abschnitt B § 8 Nr. 3 DOCURA VHB 2016 zur Kün-
digung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei sein. Ist mit 
der Verletzung dieser Obliegenheit eine Gefahrerhöhung verbunden, so 
gilt außerdem Abschnitt B § 9 DOCURA VHB 2016.

	 4.	� Nicht versichert sind Schäden, die nach Abschnitt A § 5 Nr. 1 b) DOCURA 
VHB 2016 versicherbar sind. 

	 5.	� Für den einzelnen Schadenfall gilt die im Versicherungsschein vereinbarte 
Entschädigungsgrenze.

2370 (16)	 Sturmschäden auf dem Grundstück der versicherten Wohnung

	 1.	 �In Erweiterung von Abschnitt A § 5 Nr. 4 DOCURA VHB 2016 ist Gartenmobiliar 
auch auf dem Grundstück, auf dem sich die versicherte Wohnung befindet,  
gegen Sturmschäden gemäß Abschnitt A § 5 Nr. 2 DOCURA VHB 2016 versichert.

	 2.	 Nicht versichert sind Sonnenschirme, Pavillons und Zelte.
	 3.	� Für den einzelnen Schadenfall gilt die im Versicherungsschein vereinbarte 

Entschädigungsgrenze.

2381 (16)	 Weitere Naturgefahren; Wartezeiten

	 1.	� Der Versicherer leistet Versicherungsschutz gemäß Abschnitt A § 5 Nr. 2 
DOCURA VHB 2016.

	 2.	 Versicherungsschutz besteht nur in ständig bewohnten Gebäuden.
	 3.	� Der Anteil der Entschädigung ist in Räumen unter Erdgleiche auf 20 % der 

Gesamtversicherungssumme des Hausrats begrenzt. Unter Erdgleiche liegt 
ein Raum, dessen Fußboden niedriger liegt als das das Gebäude umgebende 
Gelände, bei gestufter oder unebener Geländeumgebung niedriger als der 
niedrigste Teil des Geländes.

	 4.	� Im Versicherungsfall wird der im Versicherungsvertrag vereinbarte Selbst-
behalt abgezogen.

	 5.	� Entschädigt werden auch versicherte Kosten gemäß Abschnitt A § 11 Nr. 6 
DOCURA VHB 2016.

	 6.	� In Abweichung von Abschnitt B § 2 Abs. 1 DOCURA VHB 2016 beginnt der 
Versicherungsschutz für die weiteren Naturgefahren Überschwemmung, 
Starkregen, Rückstau, Erdbeben, Erdsenkung, Erdrutsch, Schneedruck, 
Lawinen, Vulkanausbruch in der Regel mit dem Ablauf von vier Wochen ab 
Versicherungsbeginn (Wartezeit).
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	 7.	� Versicherungsnehmer und Versicherer können unter Einhaltung einer Frist 
von drei Monaten zum Ende des laufenden Versicherungsjahres durch in 
Textform gefasste Erklärung verlangen, dass dieser erweiterte Versiche-
rungsschutz mit Beginn des nächsten Versicherungsjahres entfällt. Macht 
der Versicherer von diesem Recht Gebrauch, so kann der Versicherungs-
nehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Erklärung 
des Versicherers zum Ende des laufenden Versicherungsjahres kündigen.

2401 (16)	 Inventar in ausschließlich beruflich genutzten Räumen
					     innerhalb der Wohnung

	 1.	� Abweichend von Abschnitt A § 6 Nr. 3 a) DOCURA VHB 2016 besteht Ver-
sicherungsschutz auch für das Inventar in Räumen, die ausschließlich vom 
Versicherungsnehmer oder einer mit ihm in häuslicher Gemeinschaft leben-
den Person beruflich oder gewerblich genutzt werden; nicht jedoch, wenn 
dort Angestellte beschäftigt werden, Publikumsverkehr herrscht oder wenn 
es sich um ein Produktions- oder Handelsunternehmen handelt.

	 2.	� Kein Versicherungsschutz besteht in Räumen in Nebengebäuden, für 
Geschäftsunterlagen sowie für Handelswaren und Musterkollektionen.

		  Abschnitt A § 6 Nr. 4 g) DOCURA VHB 2016 bleibt unberührt.
	 3.	� Entschädigung wird nur geleistet, soweit Entschädigung nicht aus einem 

anderen Versicherungsvertrag beansprucht werden kann.
	 4.	� Die Fläche der beruflich oder gewerblich genutzten Räume, in denen Versi-

cherungsschutz besteht, ist bei einer Anzeige gemäß Abschnitt A § 10 Nr. 4 
DOCURA VHB 2016 (Wohnungswechsel) der Wohnfläche gleich zu stellen.

	 5.	� Für den einzelnen Schadenfall gilt die im Versicherungsschein vereinbarte 
Entschädigungsgrenze.

2402 (16)	 Beruflich bedingter Zweitwohnsitz (Dienstwohnung)

	 1.	� Versicherungsschutz besteht im für Hausrat nach Abschnitt A § 6 Nr. 2  
DOCURA VHB 2016, welcher sich an einem beruflich bedingten Zweit-
wohnsitz (sogenannte Dienstwohnung), der durch den Versicherungs-
nehmer oder einer in häuslicher Gemeinschaft mit ihm lebenden Ehe- oder 
Lebenspartner genutzt wird, und sich innerhalb Deutschlands befindet.

	 2.	� Für Wertsachen gemäß Abschnitt A § 12 Nr. 1 DOCURA VHB 2016 besteht  
Versicherungsschutz bis zu einer Entschädigungshöhe von max. 2.500,-EUR.

	 3.	� Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 20 % der vereinbarten  
Versicherungssumme, max. 10.000,- EUR begrenzt.

2403 (16)	 Wertsachen in Bankgewahrsam; Kundenschließfächer

	 1.	� In Ergänzung zu Abschnitt A § 6 DOCURA VHB 2016 besteht Versiche-
rungsschutz auch für den Inhalt von Kundenschließfächern in Tresorräu-
men von Geldinstituten, soweit diese vom Versicherungsnehmer oder 
einer mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden Person zu privaten 
Zwecken gemietet und genutzt werden.

	 2.	� Entschädigung wird nur geleistet, soweit eine Ersatzleistung nicht aus 
einem anderen Versicherungsvertrag beansprucht werden kann.

	 3.	� Für den einzelnen Schadensfall gilt die im Versicherungsschein vereinbarte 
Entschädigungsgrenze.

	 4.	� Bei Schäden durch Raub müssen alle Voraussetzungen gemäß Ab-
schnitt A § 3 Nr. 4 DOCURA VHB 2016 innerhalb des Bankgebäudes gegen 
den Versicherungsnehmer oder einer mit ihm in häuslicher Gemein-
schaft lebenden Person als Nutzer verwirklicht worden sein. Dem Ver-
sicherungsnehmer stehen Personen gleich, die mit dessen Zustimmung 
Gewahrsamsinhaber des Schlüssels sind und eine dokumentierte Zutritts-
berechtigung zu dem Kundenschließfach nach Nr. 1 haben.

2404 (16)	 Keine Gefahrerhöhung durch Gerüstaufstellung

	 1.	� Abweichend von Abschnitt B § 9 Nr. 1 und Nr. 2 DOCURA VHB 2016 wird 
sich der Versicherer nicht auf eine Gefahrerhöhung berufen, wenn das Ge-
bäude, in dem sich die versicherte Wohnung des Versicherungsnehmers 
befindet, zum Zwecke der Renovierung oder Reparatur eingerüstet wird.

	 2.	� Dauert die Gerüststellung jedoch länger als sechs Monate, hat der Versi-
cherungsnehmer diesen Umstand dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen 
und dessen Weisungen einzuholen.

	 3.	 �Während der Zeit der Gerüststellung ist der Versicherungsnehmer ver-
pflichtet, bei Abwesenheit aus der Wohnung, in der sich versicherte Sachen 
befinden, alle Fenster, Balkontüren und dergleichen zu verschließen und 
alle Sicherungen zu tätigen.

	 4.	� Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheiten nach Nr. 1 und 
Nr. 2, so kann der Versicherer gemäß Abschnitt B § 8 Nr. 3 DOCURA VHB 
2016 zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei 
sein. Ist mit der Verletzung dieser Obliegenheit eine Gefahrerhöhung ver-
bunden, so gilt außerdem Abschnitt B § 9 DOCURA VHB 2016.

2405 (16)	 Hausrat in Garagen außerhalb des Versicherungsgrundstücks
					     innerhalb des Wohnortes

	 1.	� In Erweiterung von Abschnitt A § 6 Nr. 3 d) DOCURA VHB 2016 gelten als 
Versicherungsort auch Garagen, die sich außerhalb des Versicherungs-
grundstücks, aber innerhalb des Wohnortes befinden.

	 2.	� Nr. 1 gilt nicht für Wertsachen und Bargeld gemäß Abschnitt A § 6 Nr. 2 b) 
DOCURA VHB 2016 und Abschnitt A § 12 DOCURA VHB 2016 sowie für elektro-
nische Geräte (z. B. Mobiltelefone, Smartphones, Organizer, Notebooks).

	 3.	� Für den einzelnen Schadenfall gilt die im Versicherungsschein vereinbarte 
Entschädigungsgrenze.

2406 (16)	 Hausrat außerhalb der ständigen Wohnung

Abweichend von Abschnitt A § 6 DOCURA VHB 2016 sind nicht versichert:
	 1.	� in Wochenend-, Ferien-, Land-, Jagd-, Garten- und Weinberghäusern  

sowie in sonstigen nicht ständig bewohnten Gebäuden:
		�  Bargeld und auf Geldkarten geladene Beträge, Urkunden einschließlich  

Sparbücher und sonstige Wertpapiere; Schmucksachen, Edelsteine, Per-
len; Briefmarken/-sammlungen, Telefonkartensammlungen, Münzen und 
Medaillen sowie alle Sachen aus Gold, Silber oder Platin; Pelze; hand-
geknüpfte Teppiche und Gobelins; Kunstgegenstände (z. B. Gemälde, 
Collagen, Zeichnungen, Grafiken und Plastiken); Schusswaffen; Foto-, 
Film- und sonstige optische Apparate sowie deren Zubehör; Mobiltelefone;  
Computer, deren Zubehör sowie Software; ferner sonstige Sachen, die 
über 100 Jahre alt sind (Antiquitäten), jedoch mit Ausnahme von Möbel
stücken.

	 2.	 in Zweitwohnungen in ständig bewohnten Gebäuden
		�  Bargeld und auf Geldkarten geladene Beträge, Urkunden einschließlich 

Sparbücher und sonstige Wertpapiere; Schmucksachen, Edelsteine, Per-
len; Briefmarken/-sammlungen, Telefonkartensammlungen, Münzen und 
Medaillen sowie alle Sachen aus Gold, Silber oder Platin; Pelze; handge-
knüpfte Teppiche und Gobelins; Mobiltelefone.

2407 (16)	 Unbewohnte Wohnung

	Abweichend von § A 16 Nr. 1 c) DOCURA VHB 2016 besteht die Anzeigepflicht nur, 
wenn die Wohnung länger als 90 Tage unbewohnt ist.

2408 (16)	 Keine Anzeigepflicht bei Gerüstaufstellung

Abweichend von Abschnitt B § 9 Nr. 1 und Nr. 2 DOCURA VHB 2016 ist die Auf-
stellung eines Gerüstes am Versicherungsort nicht anzeigepflichtig, obwohl sich 
daraus eine Gefahrerhöhung gemäß Abschnitt B § Nr. 1 a) ergeben kann.

2409 (16)	 Hausrat in Garagen auf dem Versicherungsgrundstück 
					     oder in der Nähe des Versicherungsortes

Abweichend von Abschnitt A § 6 Nr. 3 b), d) DOCURA VHB 2016 sind in Garagen 
auf und in der Nähe des Versicherungsortes Wertsachen und Bargeld gemäß 
Abschnitt A §§ 6 Nr. 2 b) DOCURA VHB 2016 und Abschnitt A § 12 DOCURA VHB 
2016 sowie elektronische Geräte (z. B. Mobiltelefone, Smartphones, Organizer, 
Notebooks) vom Versicherungsschutz ausgeschlossen.

2501 (16)	 Erhöhung der Entschädigungsgrenze in der Außenversicherung

	 1.	� Abweichend von Abschnitt A § 7 Nr. 6 DOCURA VHB 2016 gilt die im Versi-
cherungsschein vereinbarte höhere Entschädigungsgrenze.

	 2.	 �Die Entschädigungsgrenzen gemäß Abschnitt A § 12 Nr. 2 DOCURA VHB 
2016 werden hiervon nicht berührt und gelten unverändert.

2503 (16)	 Sportgeräte in der Außenversicherung

	 1.	� In Erweiterung von Abschnitt A § 7 Nr. 1 DOCURA VHB 2016 sind Sportge-
räte, die sich dauerhaft außerhalb der versicherten Wohnung befinden, 
mitversichert.

	 2.	� Sportgeräte sind nicht Kraft-, Luft-, Schienen- und Wasserfahrzeuge 
einschließlich der Motoren und Tiere. 

	 3.	� Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, gilt der erweiterte Versiche-
rungsort nach Nr. 1 nicht für die weiteren Naturgefahren nach Abschnitt 
A § 5 Nr. 3 DOCURA VHB 2016. Für die Gefahren Sturm und Hagel gilt Ge-
bäudegebundenheit. Klausel 2370 – sofern vereinbart – gilt insofern nicht. 

	 4.	� Abweichend von Abschnitt A § 7 Nr. 6 DOCURA VHB 2016 gilt für den einzelnen  
Schadenfall die im Versicherungsschein vereinbarte Entschädigungsgrenze.

2504 (16)	 Mitversicherung von Kfz-Zubehör

	 1.	� Abweichend von Abschnitt A § 6 Nr. 4 c) DOCURA VHB 2016 gelten nicht 
am Fahrzeug montierte Winter-/ Sommerreifen ggf. mit Felgen sowie 
Dachboxen als Hausrat gemäß Abschnitt A § 6 Nr. 2 DOCURA VHB 2016.

	 2.	� Entschädigung wird nur geleistet, soweit Entschädigung nicht aus einem 
anderen Versicherungsvertrag beansprucht werden kann. 

	 3.	� Für den einzelnen Schadenfall gilt die im Versicherungsschein vereinbarte 
Entschädigungsgrenze.

2505 (16)	� Mitversicherung von technischen, optischen oder akustischen  
Sicherungsanlagen

Abweichend von Abschnitt A § 6 Nr. 4 DOCURA VHB 2016 sind technische, op-
tische oder akustische Sicherungsanlagen, die zur Sicherung des versicherten 
Hausrates dienen und die sich auf dem Grundstück der versicherten Wohnung 
befinden, mitversichert. Der Einschluss gilt jedoch nur, sofern keine Entschädi-
gung über eine Gebäudeversicherung erlangt werden kann.

2701 (16)	 Beschädigung an Fahrrädern,
					     die als Reisegepäck aufgegeben wurden 

	 1.	� In Erweiterung von Abschnitt A § 1 Nr. 1 DOCURA VHB 2016 sind Fahrräder 
bei einem Transport mit der Bahn gegen Beschädigung oder Zerstörung 
mitversichert, sofern dieses bei dem Beförderungsunternehmen zur Be-
förderung aufgegeben wurde. Entschädigung wird nur geleistet, soweit 
Entschädigung nicht aus einem anderen Versicherungsvertrag bean-
sprucht werden kann.

	 2.	� Die Beschädigung oder Zerstörung ist dem Beförderungsunternehmen zu 
melden.

		�  Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, kann der Versi-
cherer gemäß Abschnitt B § 8 DOCURA VHB 2016 ganz oder teilweise lei-
stungsfrei sein.

	 3.	� In Ergänzung zu den Sicherheitsvorschriften nach Abschnitt A § 15 Nr. 1 
DOCURA VHB 2016 hat der Versicherungsnehmer die zu transportierenden 
Sachen ordnungsgemäß und beanspruchungsgerecht zu verpacken und 
Belege über die Transportaufgabe aufzubewahren. Verletzt der Versiche-
rungsnehmer diese Obliegenheiten, so ist der Versicherer nach Maßgabe 
der in Abschnitt B § 8 DOCURA VHB 2016 beschriebenen Voraussetzungen 
zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei. Ist 
mit der Verletzung dieser Obliegenheit eine Gefahrerhöhung verbunden so 
gilt außerdem Abschnitt B § 9 DOCURA VHB 2016.
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	 4.	� Für den einzelnen Schadenfall gilt die im Versicherungsschein vereinbarte 
Entschädigungsgrenze.

2702 (16)	 Beschädigung von Hausrat nach einem Unfall 
					     mit einem Transportmittel

	 1.	� In Erweiterung von Abschnitt A § 1 Nr. 1 DOCURA VHB 2016 sind Hausrat-
gegenstände auch bei einem Transport mit einem Bus, einer Bahn, oder 
einem Taxi gegen Beschädigung oder Zerstörung infolge eines Unfalls 
mitversichert. Unfall ist ein mit mechanischer Gewalt plötzlich von außen 
her auf das Transportmittel einwirkendes Ereignis; Brems-, Betriebs- und 
reine Bruchschäden sind keine Unfallschäden. Als Unfall gilt auch, wenn 
das Fahrzeug von der befestigten Fahrbahn abkommt, in einem Ausmaß, 
dass die Inanspruchnahme von Schlepp- bzw. Bergungshilfen unum-
gänglich ist. Entschädigung wird nur geleistet, soweit Entschädigung nicht 
aus einem anderen Versicherungsvertrag beansprucht werden kann.

	 2.	 Der Unfall ist der zuständigen Polizeidienststelle zu melden.
		�  Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, kann der Versicherer 

gemäß Abschnitt B § 8 DOCURA VHB 2016 ganz oder teilweise leistungs-
frei sein.

	 3.	� In Ergänzung zu den Sicherheitsvorschriften nach Abschnitt A § 15 Nr. 1 
DOCURA VHB 2016 hat der Versicherungsnehmer die zu transportieren-
den Sachen ordnungsgemäß und beanspruchungsgerecht zu verpacken, 
sachgemäß zu laden und zu sichern. Verletzt der Versicherungsnehmer 
diese Obliegenheiten, so ist der Versicherer nach Maßgabe der in Ab-
schnitt B § 8 DOCURA VHB 2016 beschriebenen Voraussetzungen zur 
Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei. Ist mit 
der Verletzung dieser Obliegenheit eine Gefahrerhöhung verbunden, so 
gilt außerdem Abschnitt B § 9 DOCURA VHB 2016.

	 4.	� Für den einzelnen Schadenfall gilt die im Versicherungsschein vereinbarte 
Entschädigungsgrenze.

2703 (16)	 Vorsorgeversicherung für Kinder

	 1.	� In Erweiterung zu Abschnitt A § 6 Nr. 3 DOCURA VHB 2016 ist Versiche-
rungsort auch die Wohnung der in Ihrer häuslichen Gemeinschaft leben-
den Kinder (leibliche Kinder, Stief-, Adoptiv- oder Pflegekinder) bis zu 6 
Monaten nach Umzugsbeginn innerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
aufgrund deren erstmaligem Auszug aus der elterlichen Wohnung. Spä-
testens ab diesem Zeitpunkt kann der Versicherungsschutz nur über eine 
eigene Hausratversicherung geboten werden.

	 2.	� Abweichend von Abschnitt A § 6 Nr. 2 dd) DOCURA VHB 2016 ist fremdes 
Eigentum am neu hinzugekommenen Versicherungsort nach Nr. 1 nur dann 
versichert, wenn dieses dem Gebrauch des Kindes dient.

	 3.	� Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, gilt der erweiterte Versiche-
rungsort nach Nr. 1 nicht für die weiteren Naturgefahren nach Abschnitt 
A § 5 Nr. 3 DOCURA VHB 2016.

	 4.	� Entschädigung wird nur geleistet, soweit Entschädigung nicht aus einem 
anderen Versicherungsvertrag beansprucht werden kann.

	 5.	 Für den einzelnen Schadenfall gilt die vereinbarte Entschädigungsgrenze. 
	 6.	� Abweichend von Abschnitt A § 9 Nr. 2 a) DOCURA VHB 2016 wird die zu-

sätzliche Wohnfläche bei der Bildung der Versicherungssumme nicht 
berücksichtigt. Dabei bleibt Abschnitt A § 9 Nr. 2 DOCURA VHB 2016 
unberührt. Insofern haftet der Versicherer für alle Versicherungsorte  
zusammen bei einem Schadenereignis. Dies sind alle Versicherungsfälle, 
die aus ein und derselben Ursache innerhalb von 48 Stunden anfallen, bis 
zur vereinbarten Versicherungssumme zuzüglich der Vorsorge.

2704 (16)	 Änderung des Bedingungswerkes (Innovationsgarantie)

Werden die diesem Hausratversicherungsvertrag zugrundeliegenden Bedingun-
gen ausschließlich zum Vorteil der Versicherungsnehmer und ohne Mehrbeitrag 
geändert, so gelten die neuen Bedingungen mit sofortiger Wirkung auch für 
diesen Vertrag.

Der Versicherungsnehmer kann innerhalb eines Monats, nachdem ihm die Mit-
teilung über die Vertragsänderung zugegangen ist, durch Erklärung in Textform 
widersprechen.
Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige Absendung. Damit wird die  
Vertragsänderung nicht wirksam.

2705 (16)	 Verzicht auf die Kündigungsfrist

Abweichend von Abschnitt B § 2 Nr. 3 und 4 VHB 2016 entfällt die Kündigungs-
frist von drei Monaten, wenn während der bisherigen Vertragslaufzeit kein  
Versicherungsfall eingetreten ist.

2706 (16)	 Erhöhte Entschädigungsgrenze für die Vorsorgeversicherung 

Abweichend von Abschnitt A § 9 Nr. 2 b) VHB 2016 gilt der im Versicherungsschein 
genannte erhöhte Vorsorgebetrag. 

2707 (16)	 Abweichungen gegenüber den GDV-Musterbedingungen

Der Versicherer garantiert, dass die dieser Hausratversicherung zugrunde lie-
genden Allgemeinen Versicherungsbedingung für die Hausratversicherung 
(DOCURA VHB 2016) ausschließlich zum Vorteil der Versicherungsnehmer von 
den durch den Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft (GDV) 
empfohlenen Bedingungen abweicht.

	Allgemeine Bedingungen für die Glasversicherung (DOCURA AGIB 2016)

Abschnitt A
	§	 1	 Versicherte Gefahr; Versicherungsfall
	§	 2 	 Ausschlüsse Krieg, Innere Unruhen und Kernenergie
	§	 3 	 Versicherte und nicht versicherte Sachen
	§	 4 	 Versicherte Kosten
	§	 5 	 Versicherungsort
	§	 6 	 Anpassung der Versicherung
	§	 7 	 Entschädigung/Unterversicherung
	§	 8 	 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung
	§	 9 	 Wohnungswechsel
	§	 10 	 Besondere Gefahr erhöhende Umstände

Abschnitt B
	§	 1	� Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers oder seines Vertreters bis zum 

Vertragsschluss
	§	 2	 Beginn des Versicherungsschutzes, Dauer und Ende des Vertrages
	§	 3	 Beiträge, Versicherungsperiode
	§	 4	� Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags, Folgen verspäteter Zahlung oder 

Nichtzahlung

	§	 5	 Folgebeitrag
	§	 6	 Lastschriftverfahren
	§	 7	 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
	§	 8	 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
	§	 9	 Gefahrerhöhung
	§	 10	 Überversicherung
	§	 11	 Mehrere Versicherer
	§	 12	 Versicherung für fremde Rechnung
	§	 13	 Aufwendungsersatz
	§	 14	 Übergang von Ersatzansprüchen
	§	 15	 Kündigung nach dem Versicherungsfall
	§	 16	 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen
	§	 17	 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen
	§	 18	 Vollmacht des Versicherungsvertreters
	§	 19	 Repräsentanten
	§	20	 Verjährung
	§	 21	 Zuständiges Gericht
	§	22	 Anzuwendendes Recht

	§ 1		  Versicherte Gefahr; Versicherungsfall

1. Versicherungsfall
Entschädigt werden versicherte Sachen (siehe Abschnitt A § 3), die durch Bruch 
(Zerbrechen) zerstört oder beschädigt werden.

2. Nicht versicherte Gefahren und Schäden
	 a)	 Die Versicherung erstreckt sich nicht auf
		  aa)	� Beschädigungen von Oberflächen oder Kanten (z. B. Schrammen, 

Muschelausbrüche);
		  bb)	� Undichtwerden der Randverbindungen von Mehrscheibenisolier

verglasungen.
	 b)	 Nicht versichert sind Schäden, die durch
		  aa)	� Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Anprall oder Absturz eines 

Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung;
		  bb)	 Einbruchdiebstahl, Vandalismus;
		  cc)	 Sturm, Hagel;

		  dd)	� Überschwemmung, Erdbeben, Erdsenkung, Erdrutsch, Schneedruck, 
Lawinen oder Vulkanausbruch 

		  entstehen und soweit für diese anderweitig Versicherungsschutz besteht

	§ 2		  Ausschlüsse Krieg, Innere Unruhen und Kernenergie

1. Ausschluss Krieg
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht 
auf Schäden durch Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution,  
Rebellion oder Aufstand.

2. Ausschluss Innere Unruhen
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht 
auf Schäden durch innere Unruhen.

3. Ausschluss Kernenergie
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht 
auf Schäden durch Kernenergie, nukleare Strahlung oder radioaktive Substanzen.

Abschnitt A  –  Allgemeine Bedingungen für die Glasversicherung (DOCURA AGIB 2016)
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	§ 3		  Versicherte und nicht versicherte Sachen

1. Versicherte Sachen
Versichert sind die im Versicherungsschein bezeichneten,
	 a)	� fertig eingesetzten oder montierten Scheiben, Platten und Spiegel aus Glas. 
	 b)	� künstlerisch bearbeitete Glasscheiben, -platten und -spiegel. Die Ent-

schädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag begrenzt.

2. Gesondert versicherbar
Gesondert versicherbar sind die im Folgenden benannten und fertig eingesetzten 
oder montierten
	 a)	 Scheiben und Platten aus Kunststoff;
	 b)	 Platten aus Glaskeramik;
	 c)	 Glasbausteine und Profilbaugläser;
	 d)	 Lichtkuppeln aus Glas oder Kunststoff;
	 e)	 Scheiben von Sonnenkollektoren einschließlich deren Rahmen;
	 f)	 sonstigen Sachen, die im Versicherungsschein ausdrücklich benannt sind.

3. Nicht versicherte Sachen
Nicht versichert sind
	 a)	 �optische Gläser, Hohlgläser, Geschirr, Beleuchtungskörper und Handspiegel;
	 b)	 Photovoltaikanlagen;
	 c)	 Sachen, die bereits bei Antragstellung beschädigt sind;
	 d)	� Scheiben und Platten aus Glas oder Kunststoff, die Bestandteil elektro-

nischer Daten-, Ton-, Bildwiedergabe- und Kommunikationsgeräte sind 
(z. B. Bildschirme von Fernsehgeräten, Computer-Displays);

	 e)	 Glasfußböden.

	§ 4		  Versicherte Kosten

1. Versicherte Kosten
Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles notwendigen und tatsäch-
lich angefallenen Kosten für 
	 a)	� das vorläufige Verschließen von Öffnungen (Notverschalungen, Notver-

glasungen);
	 b)	 Entsorgung (Entsorgungskosten).

2. Gesondert versicherbar
Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer bis zum jeweils vereinbarten 
Betrag die infolge eines Versicherungsfalles notwendigen und tatsächlich an-
gefallenen Kosten für 
	 a)	 �zusätzliche Leistungen, um die sich das Liefern und Montieren von versi-

cherten Sachen durch deren Lage verteuert (z. B. Kran- oder Gerüstkosten);
	 b)	� die Erneuerung von Anstrich, Malereien, Schriften, Verzierungen, Lichtfil-

terlacken und Folien auf den versicherten Sachen (siehe Abschnitt A § 3);
	 c)	� das Beseitigen und wieder Anbringen von Sachen, die das Einsetzen von Er-

satzscheiben behindern (z. B. Schutzgitter, Schutzstangen, Markisen usw.);
	 d)	� die Beseitigung von Schäden an Umrahmungen, Beschlägen, Mauerwerk, 

Schutz- und Alarmeinrichtungen.

	§ 5		  Versicherungsort

Versicherungsort sind die in dem Versicherungsschein bezeichneten Gebäude 
oder Räume von Gebäuden.
Soweit Versicherungsschutz für bewegliche Sachen vereinbart ist, besteht 
dieser nur innerhalb des Versicherungsortes.

	§ 6		  Anpassung der Versicherung

1. Anpassung des Versicherungsumfangs
Der Versicherer passt den Umfang der Versicherung an die Preisentwicklung für 
Verglasungsarbeiten an; entsprechend verändert sich der Beitrag.

2. Anpassung des Beitrags
Der Beitrag erhöht oder vermindert sich jeweils zum 1. Januar eines jeden Jah-
res für die in diesem Jahr beginnende Versicherungsperiode entsprechend dem 
Prozentsatz, um den sich die vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten 
Preisindizes für Verglasungsarbeiten verändert haben. Für gewerbliche Risiken 
gilt das Mittel aus den Indizes für gemischt genutzte Gebäude, Bürogebäude 
und gewerbliche Betriebsgebäude. Für Wohnungen, Einfamilien- und Mehrfa-
miliengebäude gilt das Mittel aus den Indizes für Einfamilien- und Mehrfamilien-
gebäude. Der Veränderungsprozentsatz wird auf eine Stelle hinter dem Komma 
gerundet. Maßgebend sind die für den Monat Mai veröffentlichten Indizes.

3. Kündigungsrecht des Versicherungsnehmers
Innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers über die 
Erhöhung des Versicherungsumfangs und der damit verbundenen Anpassung 
des Beitrags kann der Versicherungsnehmer durch Erklärung in Textform zum 
Anpassungszeitpunkt kündigen. Zur Fristwahrung genügt die rechtzeitige Ab-
sendung. Die Mitteilung des Versicherers, in der der Versicherungsnehmer auf 
sein Kündigungsrecht hinzuweisen ist, muss diesem mindestens 1 Monat vor 
Wirksamwerden der Anpassung des Beitrags zugehen.
Innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers über die 
Erhöhung des Versicherungsumfangs des Versicherers und der damit verbun-
denen Anpassung des Beitrags kann der Versicherungsnehmer durch Erklärung 
in Textform zum Anpassungszeitpunkt widersprechen. Zur Fristwahrung genügt 
die rechtzeitige Absendung. Damit werden die Erhöhung der Haftung und die 
Anpassung des Beitrags nicht wirksam.

	§ 7		  Entschädigung - Unterversicherung

1. Naturalersatz
Bei einem ersatzpflichtigen Schaden ersetzt der Versicherer zerstörte oder be-
schädigte Sachen (A § 3 DOCURA AGlB 2016) durch Liefern und Montieren von 
Sachen oder Sachteilen gleicher Art und Güte (Naturalersatz). 
Der Reparaturauftrag erfolgt durch den Versicherungsnehmer, sobald der Ver-
sicherer zugestimmt hat.

2. Entschädigungsleistung
	 a)	� Im Einvernehmen mit dem Versicherungsnehmer ersetzt der Versicherer 

den Geldbetrag.
	 b)	� Geldleistung bedeutet, dass Aufwendungen für die Entsorgung der zer-

störten oder beschädigten Sachen, deren Wiederbeschaffung in gleicher 
Art und Güte (siehe Abschnitt A § 3), die Lieferung an den Schadenort 
sowie die Montage in ortsüblicher Höhe ersetzt werden.

	 c)	� Besondere Aufwendungen, die zum Erreichen des Schadensortes (z. B. 
Gerüste, Kräne) bzw. im Zusammenhang mit dem Einsetzen der Scheibe 
(z. B. Anstriche, De- und Remontage von Vergitterungen) notwendig 
sind, werden nur soweit vereinbart und in vereinbarter Höhe ersetzt 
(siehe Abschnitt A § 4).

	 d)	� Der Versicherer ersetzt keine Aufwendungen, die bei der Angleichung un-
beschädigter Sachen (z. B. Farbe und Struktur) an entschädigten Sachen 
sowie für fertigungsbedingte Abweichungen der Ersatzsache im äußeren 
Erscheinungsbild entstehen.

	 e)	� Wird Unterversicherung nach Nr. 5 festgestellt, leistet der Versicherer 
ausschließlich in Geld.

	 f)	� Die Mehrwertsteuer wird nur ersetzt, 
		  – �wenn der Versicherungsnehmer diese im Versicherungsfall infolge von 

Reparatur oder Wiederbeschaffung tatsächlich gezahlt und dies durch 
Vorlage von Originalrechnungen nachgewiesen hat, 

		  – �wenn der Versicherungsnehmer nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt ist. 

3. Notverglasung / Notverschalung
Das vorläufige Verschließen von Öffnungen (Notverglasungen und Notverscha-
lungen kann vom Versicherungsnehmer in Auftrag gegeben und als notwendige 
versicherte Kosten geltend gemacht werden.

4. Kosten
	 a)	� Der Versicherer ersetzt die infolge eines Versicherungsfalles notwendigen 

zusätzlichen Kosten für
		  – �Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer zur Ab-

wendung oder Minderung des Schadens geboten halten durfte,
		  – �das Abfahren von versichertem Glas zum nächsten Ablagerungsplatz 

und für die Entsorgung (Entsorgungskosten).
	 b)	� Maßgeblich für die Berechnung der Kosten (siehe Abschnitt A § 4) ist der 

Zeitpunkt des Eintritts des Versicherungsfalles.
	 c)	 Kürzungen nach Nr. 1 d) gelten entsprechend für die versicherten Kosten.

5. Unterversicherung
	 a)	� Soweit sich im Versicherungsfall ergibt, dass die Beantwortung von An-

tragsfragen nach Umständen, die für die Beitragsberechnung maßgeblich 
sind (z. B. Wohnfläche, Mietwohnung, Einfamilienhaus), von den tatsäch-
lichen Verhältnissen zum Zeitpunkt des Schadeneintritts abweicht und 
deshalb der Beitrag zu niedrig berechnet wurde, dann wird nur der Teil des 
Schadens ersetzt, der sich zu dem Schaden betrag verhält wie der zuletzt 
berechnete Jahresbeitrag zu dem Jahresbeitrag, der bei Kenntnis der tat-
sächlichen Umstände zu zahlen gewesen wäre (Unterversicherung). 

	 b)	� Soweit der Versicherungsnehmer einer Anpassung gemäß A § 5 Nr. 3  
DOCURA AGlB 2016 widersprochen hat, die vor Eintritt eines Schadens 
hätte wirksam werden sollen, liegt eine Unterversicherung vor. In diesem 
Fall wird nur der Teil des Schadens ersetzt, der sich zu dem Schadenbetrag 
verhält wie der zuletzt berechnete Jahresbeitrag zu dem Jahresbeitrag, 
den der Versicherungsnehmer ohne Widerspruch gegen jede seit Vetrags-
beginn erfolgte Anpassung zu zahlen gehabt hätte.

	 c)	� Soweit eine Versicherungssumme vereinbart worden ist, liegt Unterver-
sicherung vor, wenn der Versicherungswert zum Zeitpunkt des Versiche-
rungsfalles höher ist als die Versicherungssumme.

Ist Unterversicherung festgestellt worden, wird die Entschädigung in dem 
Verhältnis von Versicherungssumme zum Versicherungswert nach folgender  
Berechnungsformel gekürzt: Entschädigung = Schadenbetrag multipliziert mit 
der Versicherungssumme dividiert durch den Versicherungswert.
Für die Entschädigungsberechnung versicherter Kosten (siehe Abschnitt A § 4 
DOCURA AGlB 2016) gilt die Kürzung entsprechend.

6. Restwerte
Restwerte werden angerechnet.

	§ 8		  Zahlung und Verzinsung der Entschädigung bei Geldleistung

1. Fälligkeit der Entschädigung
Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des Versicherers zum 
Grunde und zur Höhe des Anspruchs abgeschlossen sind.
Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Meldung des Schadens den 
Betrag als Abschlagszahlung beanspruchen, der nach Lage der Sache minde-
stens zu zahlen ist.

2. Verzinsung
Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund eine  
weitergehende Zinspflicht besteht:
	 a)	� Die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb eines Monats nach Mel-

dung des Schadens geleistet wird – seit Anzeige des Schadens zu verzinsen.
	 b)	� Der Zinssatz liegt 1 Prozentpunkt(e) unter dem jeweiligen Basiszinssatz 

des Bürgerlichen Gesetzbuches (§ 247 BGB), mindestens jedoch bei 4 
Prozent und höchstens bei 6 Prozent Zinsen pro Jahr.

	 c)	 Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung fällig.

3. Hemmung
Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1, Nr. 2 a) (und Nr. 2 b) ist der Zeit-
raum nicht zu berücksichtigen, in dem infolge Verschuldens des Versicherungs-
nehmers die Entschädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann.
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4. Aufschiebung der Zahlung
Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange
	 a)	 �Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsnehmers bestehen;
	 b)	� ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen den Versiche-

rungsnehmer oder seinen Repräsentanten aus Anlass dieses Versiche-
rungsfalles noch läuft.

	§ 9		  Wohnungswechsel

1. Umzug in eine neue Wohnung
Wechselt der Versicherungsnehmer die Wohnung, geht der Versicherungs-
schutz auf die neue Wohnung über. Während des Wohnungswechsels besteht 
in beiden Wohnungen Versicherungsschutz. Der Versicherungsschutz in der 
bisherigen Wohnung erlischt spätestens zwei Monate nach Umzugsbeginn. 
Der Umzug beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem erstmals versicherte Sachen 
dauerhaft in die neue Wohnung gebracht werden.

2. Mehrere Wohnungen
Behält der Versicherungsnehmer zusätzlich die bisherige Wohnung, geht der 
Versicherungsschutz nicht über, wenn er die alte Wohnung weiterhin bewohnt 
(Doppelwohnsitz); für eine Übergangszeit von zwei Monaten besteht Versiche-
rungsschutz in beiden Wohnungen.

3. Umzug ins Ausland
Liegt die neue Wohnung nicht innerhalb der Bundesrepublik Deutschland, so 
geht der Versicherungsschutz nicht auf die neue Wohnung über. Der Versiche-
rungsschutz in der bisherigen Wohnung erlischt spätestens zwei Monate nach 
Umzugsbeginn.

4. Anzeige der neuen Wohnung
Der Bezug einer neuen Wohnung ist spätestens bei Beginn des Einzuges dem 
Versicherer mit Angabe der neuen Wohnfläche in Quadratmetern bzw. sonstiger 
für die Beitragsberechnung erforderlichen Umstände anzuzeigen.

5. Festlegung der neuen Prämie, Kündigungsrecht
	 a)	� Mit Umzugsbeginn gelten die am Ort der neuen Wohnung gültigen Tarif-

bestimmungen des Versicherers.
	 b)	� Bei einer Erhöhung des Beitrags aufgrund veränderter Beitragssätze oder 

bei Erhöhung eines Selbstbehaltes kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag kündigen. Die Kündigung hat spätestens einen Monat nach Zu-
gang der Mitteilung über die Erhöhung zu erfolgen. Sie wird einen Monat 
nach Zugang wirksam. Die Kündigung ist in Textform zu erklären.

	 c)	� Der Versicherer kann bei Kündigung durch den Versicherungsnehmer den 
Beitrag nur in der bisherigen Höhe zeitanteilig bis zur Wirksamkeit der 
Kündigung beanspruchen.

6. Aufgabe einer gemeinsamen Ehewohnung
	 a)	� Zieht bei einer Trennung von Ehegatten der Versicherungsnehmer aus der 

Ehewohnung aus und bleibt der Ehegatte in der bisherigen Ehewohnung 
zurück, so gelten als Versicherungsort (siehe Abschnitt A § 5) die neue 
Wohnung des Versicherungsnehmers und die bisherige Ehewohnung. Dies 
gilt bis zu einer Änderung des Versicherungsvertrages, längstens bis zum 
Ablauf von drei Monaten nach der nächsten, auf den Auszug des Versi-
cherungsnehmers folgenden Beitragsfälligkeit. Danach besteht Versiche-
rungsschutz nur noch in der neuen Wohnung des Versicherungsnehmers.

	 b)	� Sind beide Ehegatten Versicherungsnehmer und zieht bei einer Trennung 
von Ehegatten einer der Ehegatten aus der Ehewohnung aus, so sind Versi-
cherungsort (siehe Abschnitt A § 5) die bisherige Ehewohnung und die neue 
Wohnung des ausziehenden Ehegatten. Dies gilt bis zu einer Änderung des 
Versicherungsvertrages, längstens bis zum Ablauf von drei Monaten nach 
der nächsten, auf den Auszug des Ehegatten folgenden Beitragsfälligkeit. 
Danach erlischt der Versicherungsschutz für die neue Wohnung.

	 c)	� Ziehen beide Ehegatten in neue Wohnungen, so gilt b) entsprechend. 
Nach Ablauf der Frist von drei Monaten nach der nächsten, auf den Auszug  
der Ehegatten folgenden Beitragsfälligkeit erlischt der Versicherungsschutz  
für beide neuen Wohnungen.

7. Lebensgemeinschaften, Lebenspartnerschaften
Nr. 6 gilt entsprechend für eheähnliche Lebensgemeinschaften und Lebenspart-
nerschaften, sofern beide Partner am Versicherungsort gemeldet sind.

	§ 10		 Besondere Gefahr erhöhende Umstände

1. Anzeigepflichtige Gefahrerhöhung
Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung gemäß Abschnitt B § 9 kann insbeson-
dere dann vorliegen, wenn
	 a)	 die Wohnung länger als 60 Tage unbewohnt ist;
	 b)	 der Betrieb dauernd oder vorübergehend stillgelegt wird;
	 c)	 das Gebäude dauernd oder vorübergehend leer steht;
	 d)	 im Versicherungsort ein gewerblicher Betrieb aufgenommen wird;
	 e)	� Art und Umfang eines Betriebes – gleich welcher Art – verändert wird,  

soweit Versicherungsschutz für Glas in der gewerblichen Inhaltsversiche-
rung vereinbart ist.

2. Folgen einer Gefahrerhöhung
Zu den Folgen einer Gefahrerhöhung siehe Abschnitt B § 9 Nr. 3 bis Nr. 5.

	§ 1		  Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers oder seines Vertreters 
			   bis zum Vertragsschluss

1. �Wahrheitsgemäße und vollständige Anzeigepflicht von Gefahr
umständen

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung dem  
Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der 
Versicherer in Textform gefragt hat und die für dessen Entschluss erheblich 
sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen.
Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als nach 
seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme der Versicherer in Textform  
Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt.

2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht
	 a)	 Vertragsänderung 
		�  Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich verletzt 

und hätte der Versicherer bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrum-
stände den Vertrag auch zu anderen Bedingungen geschlossen, so werden  
die anderen Bedingungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend 
Vertragsbestandteil. Bei einer vom Versicherungsnehmer unverschulde-
ten Pflichtverletzung werden die anderen Bedingungen ab der laufenden  
Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

		�  Erhöht sich durch eine Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 Pro-
zent oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den nicht 
angezeigten Umstand aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag 
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne 
Einhaltung einer Frist kündigen. In dieser Mitteilung der Vertragsänderung 
hat der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dessen Kündigungs-
recht hinzuweisen.

	 b)	 Rücktritt und Leistungsfreiheit
		  �Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Nr. 1, kann der 

Versicherer vom Vertrag zurücktreten, es sei denn, der Versicherungsneh-
mer hat die Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt.

		  �Bei grober Fahrlässigkeit des Versicherungsnehmers ist das Rücktrittsrecht 
des Versicherers ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass der Versicherer den Vertrag bei Kenntnis der nicht angezeigten 
Umstände zu gleichen oder anderen Bedingungen abgeschlossen hätte.

		  �Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalles zurück, so ist er 
nicht zur Leistung verpflichtet, es sei denn, der Versicherungsnehmer weist 
nach, dass die Verletzung der Anzeigepflicht sich auf einen Umstand bezieht,  
der weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles 
noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Ver-
sicherers ursächlich ist. Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
arglistig verletzt, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet.
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	 c)	 Kündigung
		�  Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Nr. 1 leicht 

fahrlässig oder schuldlos, kann der Versicherer den Vertrag unter Einhal-
tung einer Frist von einem Monat kündigen, es sei denn, der Versicherer  
hätte den Vertrag bei Kenntnis der nicht angezeigten Umständen zu  
gleichen oder anderen Bedingungen abgeschlossen.

	d)	 Ausschluss von Rechten des Versicherers
		�  Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (a), zum Rücktritt (b) 

und zur Kündigung (c) sind jeweils ausgeschlossen, wenn der Versicherer 
den nicht angezeigten Gefahrenumstand oder die unrichtige Anzeige 
kannte.

	 e)	 Anfechtung
		�  Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung  

anzufechten, bleibt unberührt.

3. Frist für die Ausübung der Rechte des Versicherers
Die Rechte zur Vertragsänderung (Nr. 2 a), zum Rücktritt (Nr. 2 b) oder zur 
Kündigung (Nr. 2 c) muss der Versicherer innerhalb eines Monats schriftlich 
geltend machen und dabei die Umstände angeben, auf die er seine Erklärung 
stützt; zur Begründung kann er nachträglich weitere Umstände innerhalb eines  
Monats nach deren Kenntniserlangung angeben. Die Monatsfrist beginnt mit 
dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von der Verletzung der Anzeigepflicht 
und der Umstände Kenntnis erlangt, die das von ihm jeweils geltend gemachte 
Recht begründen.

4. Rechtsfolgenhinweis
Die Rechte zur Vertragsänderung (Nr. 2 a), zum Rücktritt (Nr. 2 b) und zur Kün-
digung (Nr. 2 c) stehen dem Versicherer nur zu, wenn er den Versicherungs
nehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen der Verletzung 
der Anzeigepflicht hingewiesen hat.

5. Vertreter des Versicherungsnehmers
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlossen, 
so sind bei der Anwendung von Nr. 1 und Nr. 2 sowohl die Kenntnis und die 
Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist des Versicherungs-
nehmers zu berücksichtigen. Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass 
die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur 
berufen, wenn weder dem Vertreter noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

6. Erlöschen der Rechte des Versicherers
Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (Nr. 2 a), zum Rücktritt (Nr. 2 b) 
und zur Kündigung (Nr. 2 c) erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertrags-
schluss; dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist einge-
treten sind. Die Frist beläuft sich auf zehn Jahre, wenn der Versicherungsnehmer  
oder sein Vertreter die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt hat.
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	§ 2		  Beginn des Versicherungsschutzes, Dauer und Ende des Vertrages 

1. Beginn des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der Regelungen über die Folgen 
verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung des Erst- oder Einmalbeitrags zu dem im 
Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt.

2. Dauer
Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen Zeitraum abge-
schlossen.

3. Stillschweigende Verlängerung
Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag  
um jeweils ein Jahr, wenn nicht einer der Vertragsparteien spätestens drei  
Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündigung  
zugegangen ist.

4. Kündigung bei mehrjährigen Verträgen
Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit von mehr als drei Jahren zum Ablauf 
des dritten oder jedes darauf folgenden Jahres unter Einhaltung einer Frist von 
drei Monaten vom Versicherungsnehmer gekündigt werden.
Die Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei Monate vor dem Ablauf 
des jeweiligen Versicherungsjahres zugehen.

5. Vertragsdauer von weniger als einem Jahr
Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne dass 
es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt.

6. Wegfall des versicherten Interesses
Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung weg, endet 
der Vertrag zu dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer vom Wegfall des Risikos 
Kenntnis erlangt.

	§ 3		  Beiträge, Versicherungsperiode

Je nach Vereinbarung werden die Beiträge entweder durch laufende Zahlungen 
vierteljährlich, halbjährlich, jährlich oder als Einmalbeitrag im Voraus gezahlt.
Entsprechend der Vereinbarung über laufende Zahlungen umfasst die Ver-
sicherungsperiode ein Vierteljahr, ein halbes Jahr oder ein Jahr. Bei einem  
Einmalbeitrag ist die Versicherungsperiode die vereinbarte Vertragsdauer,  
jedoch höchstens ein Jahr.

	§ 4		  Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags, Folgen verspäteter 
			   Zahlung oder Nichtzahlung

1. Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags
Der erste oder einmalige Beitrag ist – unabhängig von dem Bestehen eines  
Widerrufrechts – unverzüglich nach dem Zeitpunkt des vereinbarten und im Ver-
sicherungsschein angegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen.
Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Vertragsschluss, 
ist der erste oder einmalige Beitrag unverzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen.
Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem in Satz 1 oder 2 
bestimmten Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst, nachdem die Zah-
lung bewirkt ist.
Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versicherungsnehmers oder 
getroffenen Vereinbarungen ab, ist der erste oder einmalige Beitrag frühestens 
einen Monat nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen.

2. Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug
Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht zu dem nach Nr. 1 maßgebenden 
Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, so kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, 
solange die Zahlung nicht bewirkt ist.
Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer die Nichtzah-
lung nicht zu vertreten hat.

3. Leistungsfreiheit des Versicherers
Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht zu 
dem nach Nr. 1 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt zahlt, so ist der Versicherer 
für einen vor Zahlung des Beitrags eingetretenen Versicherungsfall nicht zur 
Leistung verpflichtet, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mit-
teilung in Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein 
auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam gemacht hat.
Die Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht ein, wenn der Versicherungsnehmer die 
Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

	§ 5		  Folgebeitrag

1. Fälligkeit
Ein Folgebeitrag wird zu Beginn der vereinbarten Versicherungsperiode fällig.
Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des im Versicherungsschein 
oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeitraums bewirkt ist.

2. Schadenersatz bei Verzug
Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines Folgebeitrags in Verzug, 
ist der Versicherer berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen 
Schadens zu verlangen.

3. Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht nach Mahnung
	 a)	� Der Versicherer kann den Versicherungsnehmer bei nicht rechtzeitiger 

Zahlung eines Folgebeitrags auf dessen Kosten in Textform zur Zahlung 
auffordern und eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen ab Zu-
gang der Zahlungsaufforderung bestimmen (Mahnung).

		�  Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer je Vertrag die rück-
ständigen Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert 
und außerdem auf die Rechtsfolgen – Leistungsfreiheit und Kündigungs-
recht – aufgrund der nicht fristgerechten Zahlung hinweist.

	 b)	� Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist ein Versi-
cherungsfall ein und ist der Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versi-

cherungsfalles mit der Zahlung des Beitrags oder der Zinsen oder Kosten 
in Verzug, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei.

	 c)	� Der Versicherer kann nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungs-
frist den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist mit sofortiger 
Wirkung kündigen, sofern der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der 
geschuldeten Beträge in Verzug ist.

		�  Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zahlungsfrist so verbunden 
werden, dass sie mit Fristablauf wirksam wird, wenn der Versicherungs-
nehmer zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. Hierauf ist der 
Versicherungsnehmer bei der Kündigung ausdrücklich hinzuweisen.

4. Zahlung des Beitrags nach Kündigung
Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versicherungsnehmer innerhalb eines 
Monats nach der Kündigung oder, wenn sie mit der Fristbestimmung verbunden 
worden ist, innerhalb eines Monats nach Fristablauf die Zahlung leistet.
Die Regelung über die Leistungsfreiheit des Versicherers (Nr. 3 b) bleibt unbe-
rührt.

	§ 6		  Lastschriftverfahren

1. Pflichten des Versicherungsnehmers
Ist zur Einziehung des Beitrags das Lastschriftverfahren vereinbart worden, hat 
der Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt der Fälligkeit des Beitrags für eine aus-
reichende Deckung des Kontos zu sorgen.

2. Änderung des Zahlungsweges
Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass ein oder mehrere Beiträge, 
trotz wiederholtem Einziehungsversuch, nicht eingezogen werden können, ist 
der Versicherer berechtigt, die Lastschriftvereinbarung in Textform zu kündigen.
Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuweisen, dass der Versiche-
rungsnehmer verpflichtet ist, den ausstehenden Beitrag und zukünftige Beiträge  
selbst zu übermitteln.
Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren für fehlgeschlagenen Last-
schrifteinzug können dem Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt werden.

	§ 7		  Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

1. Allgemeiner Grundsatz
	 a)	� Im Falle der vorzeitigen Vertragsbeendigung steht dem Versicherer nur 

derjenige Teil des Beitrags zu, der dem Zeitraum entspricht, in dem der 
Versicherungsschutz bestanden hat.

	 b)	� Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung weg, 
steht dem Versicherer der Beitrag zu, den er hätte beanspruchen können, 
wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, 
zu dem der Versicherer vom Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt hat.

2. �Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, Anfechtung 
und fehlendem versicherten Interesse

	 a)	� Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine Vertragserklärung 
innerhalb von 14 Tagen zu widerrufen, hat der Versicherer nur den auf die 
Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil des Beitrags zu erstatten. 
Voraussetzung ist, dass der Versicherer in der Belehrung über das Wider-
rufsrecht, über die Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu zahlenden  
Betrag hingewiesen und der Versicherungsnehmer zugestimmt hat, dass 
der Versicherungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt.

		�  Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der Versicherer zusätzlich 
den für das erste Versicherungsjahr gezahlten Beitrag zu erstatten; dies 
gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistungen aus dem Versiche-
rungsvertrag in Anspruch genommen hat.

	 b)	� Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des Versicherers 
beendet, weil der Versicherungsnehmer Gefahrumstände, nach denen der 
Versicherer vor Vertragsannahme in Textform gefragt hat, nicht angezeigt 
hat, so steht dem Versicherer der Beitrag bis zum Wirksamwerden der 
Rücktrittserklärung zu.

		�  Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des Versicherers beendet,  
weil der einmalige oder der erste Beitrag nicht rechtzeitig gezahlt worden 
ist, so steht dem Versicherer eine angemessene Geschäftsgebühr zu.

	 c)	� Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfechtung des Versicherers 
wegen arglistiger Täuschung beendet, so steht dem Versicherer der Bei-
trag bis zum Wirksamwerden der Anfechtungserklärung zu.

	 d)	� Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des Beitrags verpflichtet, 
wenn das versicherte Interesse bei Beginn der Versicherung nicht besteht, 
oder wenn das Interesse bei einer Versicherung, die für ein künftiges Un-
ternehmen oder für ein anderes künftiges Interesse genommen ist, nicht 
entsteht. Der Versicherer kann jedoch eine angemessene Geschäftsge-
bühr verlangen.

		�  Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Interesse in der Ab-
sicht versichert, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu 
verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in diesem Fall 
der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit 
begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

	§ 8		  Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

1. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles
	 a)	� Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Versicherungsnehmer vor 

Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen hat, sind:
		  aa)	� die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen sowie vertraglich ver-

einbarten Sicherheitsvorschriften
		  bb)	 die Einhaltung aller sonstigen vertraglich vereinbarten Obliegenheiten. 
	 b)	� Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob fahrlässig eine 

Obliegenheit, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles gegenüber dem 
Versicherer zu erfüllen hat, so kann der Versicherer innerhalb eines Monats, 
nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, den Vertrag frist-
los kündigen. Das Kündigungsrecht des Versicherers ist ausgeschlossen, 
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wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er die Obliegenheit weder 
vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt hat.

2. Obliegenheiten bei Eintritt des Versicherungsfalles
	 a)	 Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des Versicherungsfalles
		  aa)	� nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens 

zusorgen;
		  bb)	� dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von ihm Kenntnis 

erlangt hat, unverzüglich – ggf. auch mündlich oder telefonisch –  
anzuzeigen;

		  cc)	� Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-minderung 
ggf. auch mündlich oder telefonisch – einzuholen, wenn die Umstände 
dies gestatten;

		  dd)	� Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-minderung, 
soweit für ihn zumutbar, zu befolgen. Erteilen mehrere an dem Ver-
sicherungsvertrag beteiligte Versicherer unterschiedliche Weisungen, 
hat der Versicherungsnehmer nach pflichtgemäßem Ermessen zu 
handeln;

		  ee)	� Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigentum unver-
züglich der Polizei anzuzeigen;

		  ff)	� das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis die Schadenstelle 
oder die beschädigten Sachen durch den Versicherer freigegeben  
worden sind. Sind Veränderungen unumgänglich, sind das Schaden-
bild nachvollziehbar zu dokumentieren (z. B. durch Fotos) und die 
beschädigten Sachen bis zu einer Besichtigung durch den Versicherer 
aufzubewahren;

		  gg)	� soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede Auskunft – auf 
Verlangen in Schriftform – zu erteilen, die zur Feststellung des Ver-
sicherungsfalles oder des Umfanges der Leistungspflicht des Versi-
cherers erforderlich ist sowie jede Untersuchung über Ursache und 
Höhe des Schadens und über den Umfang der Entschädigungspflicht 
zu gestatten

		  hh)	� vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, deren Beschaf-
fung ihm billigerweise zugemutet werden kann;

	 b)	� Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versicherers einem Dritten zu, 
so hat dieser die Obliegenheiten gemäß Nr. 2 a) ebenfalls zu erfüllen – soweit 
ihm dies nach den tatsächlichen und rechtlichen Umständen möglich ist.

3. Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung
	 a)	� Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach Nr. 1 oder Nr. 2 

vorsätzlich, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei.
		�  Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer be-

rechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht.

		�  Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungs
nehmer zu beweisen.

	 b)	� Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist der Versicherer 
jedoch zur Leistung verpflichtet, soweit der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder den 
Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist.

	 c)	� Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des Versicherungs-
falles bestehende Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit, ist der  
Versicherer nur dann vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese 
Rechtsfolge hingewiesen hat.

	§ 9		  Gefahrerhöhung

1. Begriff der Gefahrerhöhung
	 a)	� Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der Vertragserklä-

rung des Versicherungsnehmers die tatsächlich vorhandenen Umstände 
so verändert werden, dass der Eintritt des Versicherungsfalles oder eine 
Vergrößerung des Schadens oder die ungerechtfertigte Inanspruchnahme 
des Versicherers wahrscheinlicher wird.

	 b)	� Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere – aber nicht nur – vorliegen, 
wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand ändert, nach dem der Versicherer 
vor Vertragsschluss gefragt hat.

	 c)	� Eine Gefahrerhöhung nach a) liegt nicht vor, wenn sich die Gefahr nur uner-
heblich erhöht hat oder nach den Umständen als mitversichert gelten soll.

2. Pflichten des Versicherungsnehmers
	 a)	� Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versicherungsnehmer 

ohne vorherige Zustimmung des Versicherers keine Gefahrerhöhung vor-
nehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.

	 b)	� Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne vorherige 
Zustimmung des Versicherers eine Gefahrerhöhung vorgenommen oder 
gestattet hat, so muss er diese dem Versicherer unverzüglich anzeigen.

	 c)	� Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Vertragserklärung unab-
hängig von seinem Willen eintritt, muss der Versicherungsnehmer dem Ver-
sicherer unverzüglich anzeigen, nachdem er von ihr Kenntnis erlangt hat.

3. Kündigung oder Vertragsanpassung durch den Versicherer
	 a)	 Kündigungsrecht
		�  Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach Nr. 2 a), kann 

der Versicherer den Vertrag fristlos kündigen, wenn der Versicherungs-
nehmer seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. 
Das Nichtvorliegen von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit hat der Versi-
cherungsnehmer zu beweisen.

		�  Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versicherer 
unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.

		�  Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fällen nach Nr. 2 b) und 
Nr. c) bekannt, kann er den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat kündigen.

	 b)	 Vertragsänderung
		�  Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt der Gefahr

erhöhung einen seinen Geschäftsgrundsätzen entsprechenden erhöhten 
Beitrag verlangen oder die Absicherung der erhöhten Gefahr ausschließen.

		�  Erhöht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhöhung um mehr als 10 Pro-
zent oder schließt der Versicherer die Absicherung der erhöhten Gefahr 
aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats  
nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist 
kündigen. In der Mitteilung hat der Versicherer den Versicherungsnehmer 
auf dieses Kündigungsrecht hinzuweisen.

4. Erlöschen der Rechte des Versicherers
Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsanpassung nach Nr. 3 
erlöschen, wenn diese nicht innerhalb eines Monats ab Kenntnis des Versiche-
rers von der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn der Zustand wieder-
hergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat.

5. Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung
	 a)	� Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein, so ist der Ver-

sicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsnehmer 
seine Pflichten nach Nr. 2 a) vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der Versi-
cherungsnehmer diese Pflichten grob fahrlässig, so ist der Versicherer  
berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere 
des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvorlie-
gen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen.

	 b)	� Nach einer Gefahrerhöhung nach Nr. 2 b) und Nr. 2 c) ist der Versicherer 
für einen Versicherungsfall, der später als einen Monat nach dem Zeit-
punkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen sein 
müssen, leistungsfrei, wenn der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht vorsätzlich verletzt hat. Hat der Versicherungsnehmer seine Pflicht 
grob fahrlässig verletzt, so gilt a) Satz 2 und 3 entsprechend. 

		�  Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm die Ge-
fahrerhöhung zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm die Anzeige hätte zugegangen 
sein müssen, bekannt war.

	 c)	 Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen,
		  aa)	� soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Gefahrerhö-

hung nicht ursächlich für den Eintritt des Versicherungsfalles oder 
den Umfang der Leistungspflicht war oder

		  bb)	� wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist für die 
Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung nicht  
erfolgt war oder

		  cc)	� wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem Zeitpunkt der Ge-
fahrerhöhung einen seinen Geschäftsgrundsätzen entsprechenden 
erhöhten Beitrag verlangt.

	§ 10		 Überversicherung

	 1.	� Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten Interesses 
erheblich, so kann sowohl der Versicherer als auch der Versicherungsneh-
mer verlangen, dass zur Beseitigung der Überversicherung die Versiche-
rungssumme mit sofortiger Wirkung herabgesetzt wird. Ab Zugang des 
Herabsetzungsverlangens ist für die Höhe des Beitrags der Betrag maß-
gebend, den der Versicherer berechnet haben würde, wenn der Vertrag von 
vornherein mit dem neuen Inhalt geschlossen worden wäre.

	 2.	� Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in der Absicht  
geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu ver-
schaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht der Beitrag bis 
zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden 
Umständen Kenntnis erlangt.

	§ 11		  Mehrere Versicherer

1. Anzeigepflicht
Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert, 
ist verpflichtet, dem Versicherer die andere Versicherung unverzüglich mitzutei-
len. In der Mitteilung sind der andere Versicherer und die Versicherungssumme 
anzugeben.

2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht
Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht (siehe  Nr. 1) vorsätzlich 
oder grob fahrlässig, ist der Versicherer unter den in Abschnitt B § 8 beschriebe-
nen Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise 
leistungsfrei. Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der Versicherer vor Eintritt 
des Versicherungsfalles Kenntnis von der anderen Versicherung erlangt hat.

3. Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung
	 a)	� Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr 

versichert und übersteigen die Versicherungssummen zusammen den 
Versicherungswert oder übersteigt aus anderen Gründen die Summe der 
Entschädigungen, die von jedem Versicherer ohne Bestehen der anderen 
Versicherung zu zahlen wären, den Gesamtschaden, liegt eine Mehrfach-
versicherung vor.

	 b)	� Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner verpflichtet, dass 
jeder für den Betrag aufzukommen hat, dessen Zahlung ihm nach seinem 
Vertrage obliegt; der Versicherungsnehmer kann aber im Ganzen nicht 
mehr als den Betrag des ihm entstandenen Schadens verlangen. Satz 1 
gilt entsprechend, wenn die Verträge bei demselben Versicherer bestehen.

		�  Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte aus anderen Ver-
sicherungsverträgen Entschädigung für denselben Schaden, so ermäßigt 
sich der Anspruch aus dem vorliegenden Vertrag in der Weise, dass die 
Entschädigung aus allen Verträgen insgesamt nicht höher ist, als wenn 
der Gesamtbetrag der Versicherungssummen, aus denen die Prämien 
errechnet wurde, nur in diesem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre. 
Bei Vereinbarung von Entschädigungsgrenzen ermäßigt sich der Anspruch 
in der Weise, dass aus allen Verträgen insgesamt keine höhere Entschädi-
gung zu leisten ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssummen 
in diesem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre.
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	 c)	� Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in der Absicht 
geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu ver-
schaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig.

		�  Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von 
den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

4. Beseitigung der Mehrfachversicherung
	 a)	� Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die Mehrfach-

versicherung entstanden ist, ohne Kenntnis von dem Entstehen der 
Mehrfachversicherung geschlossen, kann er verlangen, dass der später 
geschlossene Vertrag aufgehoben oder die Versicherungssumme unter 
verhältnismäßiger Minderung der Prämie auf den Teilbetrag herabgesetzt 
wird, der durch die frühere Versicherung nicht gedeckt ist.

		�  Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung der Versicherungs-
summe und Anpassung des Beitrags werden zu dem Zeitpunkt wirksam, 
zu dem die Erklärung dem Versicherer zugeht.

	 b)	� Die Regelungen nach a) sind auch anzuwenden, wenn die Mehrfachver
sicherung dadurch entstanden ist, dass nach Abschluss der mehreren Ver-
sicherungsverträge der Versicherungswert gesunken ist. Sind in diesem 
Fall die mehreren Versicherungsverträge gleichzeitig oder im Einverneh-
men der Versicherer geschlossen worden, kann der Versicherungsnehmer 
nur die verhältnismäßige Herabsetzung der Versicherungssummen und 
der Beiträge verlangen.

	§ 12		 Versicherung für fremde Rechnung

1. Rechte aus dem Vertrag
Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im eigenen Namen für 
das Interesse eines Dritten (Versicherten) schließen. Die Ausübung der Rechte 
aus diesem Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer und nicht auch dem 
Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der Versicherte den Versicherungsschein 
besitzt.

2. Zahlung der Entschädigung
Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an den Versicherungs-
nehmer den Nachweis verlangen, dass der Versicherte seine Zustimmung dazu 
erteilt hat. Der Versicherte kann die Zahlung der Entschädigung nur mit Zustim-
mung des Versicherungsnehmers verlangen.

3. Kenntnis und Verhalten
	 a)	� Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsnehmers von 

rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der Versicherung für fremde Rechnung 
auch die Kenntnis und das Verhalten des Versicherten zu berücksichtigen. 
Soweit der Vertrag Interessen des Versicherungsnehmers und des Versi-
cherten umfasst, muss sich der Versicherungsnehmer für sein Interesse 
das Verhalten und die Kenntnis des Versicherten nur zurechnen lassen, 
wenn der Versicherte Repräsentant des Versicherungsnehmers ist.

	 b)	� Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, wenn der Vertrag 
ohne sein Wissen abgeschlossen worden ist oder ihm eine rechtzeitige 
Benachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht möglich oder nicht 
zumutbar war.

	 c)	� Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen an, wenn der Versi-
cherungsnehmer den Vertrag ohne Auftrag des Versicherten geschlossen 
und den Versicherer nicht darüber informiert hat.

	§ 13		 Aufwendungsersatz

1. Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des Schadens
	 a)	� Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungs-

nehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles den Umständen nach zur 
Abwendung und Minderung des Schadens für geboten halten durfte oder 
die er auf Weisung des Versicherers macht.

	 b)	� Macht der Versicherungsnehmer Aufwendungen, um einen unmittelbar 
bevorstehenden Versicherungsfall abzuwenden oder in seinen Auswir-
kungen zu mindern, geltend, so leistet der Versicherer Aufwendungs
ersatz nur, wenn diese Aufwendungen bei einer nachträglichen objektiven 
Betrachtung der Umstände verhältnismäßig und erfolgreich waren oder 
die Aufwendungen auf Weisung des Versicherers erfolgten.

	 c)	� Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er auch den 
Aufwendungsersatz nach a) und b) entsprechend kürzen.

	 d)	� Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschädigung für versicherte 
Sachen betragen zusammen höchstens die Versicherungssumme je ver-
einbarter Position; dies gilt jedoch nicht, soweit Aufwendungen auf Wei-
sung des Versicherers entstanden sind.

	 e)	� Der Versicherer hat den für die Aufwendungen gemäß a) erforderlichen 
Betrag auf Verlangen des Versicherungsnehmers vorzuschießen.

	 f)	� Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der Feuerwehr oder 
anderer Institutionen, wenn diese Leistungen im öffentlichen Interesse 
kostenfrei zu erbringen sind.

2. Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens
	 a)	� Der Versicherer ersetzt bis zur vereinbarten Höhe die Kosten für die Er-

mittlung und Feststellung eines von ihm zu ersetzenden Schadens, sofern 
diese den Umständen nach geboten waren.

		  �Zieht der Versicherungsnehmer einen Sachverständigen oder Beistand hin-
zu, so werden diese Kosten nur ersetzt, soweit er zur Zuziehung vertrag-
lich verpflichtet ist oder vom Versicherer aufgefordert wurde.

	 b)	� Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er auch den 
Kostenersatz nach a) entsprechend kürzen.

	§ 14		 Übergang von Ersatzansprüchen

1. Übergang von Ersatzansprüchen
Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen Dritten zu, 

geht dieser Anspruch auf den Versicherer über, soweit der Versicherer den 
Schaden ersetzt.
Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers geltend ge-
macht werden.
Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen eine Person, 
mit der er bei Eintritt des Schadens in häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der 
Übergang nicht geltend gemacht werden, es sei denn, diese Person hat den 
Schaden vorsätzlich verursacht.

2. Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen
Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur Sicherung 
dieses Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung der geltenden Form- und 
Fristvorschriften zu wahren, und nach Übergang des Ersatzanspruchs auf den 
Versicherer bei dessen Durchsetzung durch den Versicherer soweit erforderlich 
mitzuwirken.
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vorsätzlich, ist der Versi-
cherer zur Leistung insoweit nicht verpflichtet, als er infolge dessen keinen Ersatz 
von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung der 
Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere  
des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt 
der Versicherungsnehmer.

	§ 15		  Kündigung nach dem Versicherungsfall

1. Kündigungsrecht
Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede der Vertragsparteien den 
Versicherungsvertrag kündigen. Die Kündigung ist in Textform zu erklären. Die 
Kündigung ist nur bis zum Ablauf eines Monats seit dem Abschluss der Ver-
handlungen über die Entschädigung zulässig.

2. Kündigung durch Versicherungsnehmer
Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis mit soforti-
ger Wirkung oder zu jedem späteren Zeitpunkt bis zum Ablauf des Versicherungs-
jahres in Textform zu kündigen.

3. Kündigung durch Versicherer
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim 
Versicherungsnehmer wirksam.

	§ 16		 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen

1. �Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des Versicherungs-
falles

	 a)	� Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall vorsätzlich herbei, 
so ist der Versicherer von der Entschädigungspflicht frei.

		�  Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräftiges Strafurteil  
wegen Vorsatzes in der Person des Versicherungsnehmers festgestellt, so 
gilt die vorsätzliche Herbeiführung des Schadens als bewiesen.

	 b)	� Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahrlässig herbei, so 
ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen.

2. Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungsfalles
Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn der Versicherungs-
nehmer den Versicherer arglistig über Tatsachen, die für den Grund oder die 
Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, täuscht oder zu täuschen ver-
sucht.
Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch rechtskräftiges Strafurteil 
gegen den Versicherungsnehmer wegen Betruges oder Betrugsversuches fest-
gestellt, so gelten die Voraussetzungen des Satzes 1 als bewiesen.

	§ 17		  Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen

1. Form
Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und soweit in diesem Vertrag 
nicht etwas anderes bestimmt ist, sind die für den Versicherer bestimmten  
Erklärungen und Anzeigen, die das Versicherungsverhältnis betreffen und die 
unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfolgen, in Textform abzugeben.
Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder 
an die im Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig bezeich-
nete Stelle gerichtet werden. Die gesetzlichen Regelungen über den Zugang von 
Erklärungen und Anzeigen bleiben unberührt.

2. Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Namensänderung
Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem Versicherer 
nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer 
gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die 
letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Entsprechendes gilt bei einer dem 
Versicherer nicht angezeigten Namensänderung. Die Erklärung gilt drei Tage 
nach der Absendung des Briefes als zugegangen.

3. Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Niederlassung
Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der Anschrift seines 
Gewerbebetriebs abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der gewerblichen 
Niederlassung die Bestimmungen nach Nr. 2 entsprechend Anwendung.

	§ 18		 Vollmacht des Versicherungsvertreters 

1. Erklärungen des Versicherungsnehmers
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherungsnehmer 
abgegebene Erklärungen entgegenzunehmen betreffend
	 a)	 den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungsvertrages;
	 b)	� ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließlich dessen Beendi-

gung;
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	 c)	� Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des Vertrages und 
während des Versicherungsverhältnisses.

2. Erklärungen des Versicherers
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherer ausgefer-
tigte Versicherungsscheine oder deren Nachträge dem Versicherungsnehmer zu 
übermitteln.

3. Zahlungen an den Versicherungsvertreter
Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zahlungen, die der Versiche-
rungsnehmer im Zusammenhang mit der Vermittlung oder dem Abschluss eines 
Versicherungsvertrags an ihn leistet, anzunehmen. Eine Beschränkung dieser 
Vollmacht muss der Versicherungsnehmer nur gegen sich gelten lassen, wenn 
er die Beschränkung bei der Vornahme der Zahlung kannte oder in Folge grober 
Fahrlässigkeit nicht kannte.

	§ 19		 Repräsentanten

Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das Verhalten seiner Re-
präsentanten zurechnen lassen.

	§ 20		 Verjährung

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren.
Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch ent-
standen ist und der Gläubiger von den Anspruch begründenden Umständen und 
der Person des Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit 
erlangen müsste.
Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer angemeldet 

worden, zählt bei der Fristberechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung und 
Zugang der in Textform mitgeteilten Entscheidung des Versicherers beim An-
spruchsteller nicht mit.

	§ 21		 Zuständiges Gericht

1. Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungsvermittler
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungsvermittlung 
ist neben den Gerichtsständen der Zivilprozessordnung auch das Gericht örtlich  
zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhe-
bung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen seinen gewöhnlichen  
Aufenthalt hat.
Soweit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche Versicherung handelt, kann 
der Versicherungsnehmer seine Ansprüche auch bei dem für den Sitz oder die 
Niederlassung des Gewerbebetriebes zuständigen Gericht geltend machen.

2. Klagen gegen Versicherungsnehmer
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungsvermittlung 
gegen den Versicherungsnehmer ist ausschließlich das Gericht örtlich zuständig, 
in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen 
Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.
Soweit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche Versicherung handelt, kann 
der Versicherer seine Ansprüche auch bei dem für den Sitz oder die Niederlas-
sung des Gewerbebetriebes zuständigen Gericht geltend machen.

	§ 22		 Anzuwendendes Recht

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

Klauseln für die Glasversicherung (DOCURA AGIB 2016)

Folgende Klauseln sind nur dann Vertragsbestandteil, wenn sie ausdrücklich im 
Versicherungsschein oder im gültigen Nachtragsversicherungsschein als Versi-
cherungsumfang aufgeführt sind. 

0730	 Sachen und Sachteile nicht aus Glas

0732 (16)	 Blei-, Messing- oder Eloxalverglasung, Transparentes Glasmosaik

Der Versicherer leistet Ersatz für Schäden an nicht aus Glas bestehenden Teilen 
von Blei-, Messing- oder Eloxalverglasungen oder von transparentem Glasmo-
saik nur, wenn gleichzeitig ein ersatzpflichtiger Schaden durch Zerbrechen an der 
zugehörigen Scheibe vorliegt und entweder beide Schäden auf derselben Ursache 
beruhen oder der Schaden an der Scheibe den anderen Schaden verursacht hat. 
Die Rahmen der Verglasungen sind nicht Gegenstand der Versicherung.

0780	 Verhaltens- und Wissenszurechnung, Vertretung 

0781	 (16)	 Führung

Der führende Versicherer ist bevollmächtigt, Anzeigen und Willenserklärungen 
des Versicherungsnehmers für alle beteiligten Versicherer entgegenzunehmen.

0782 (16)	 Prozessführung

	 1.	� Soweit die vertraglichen Grundlagen für die beteiligten Versicherer die 

gleichen sind, ist folgendes vereinbart:
		�  Der Versicherungsnehmer wird bei Streitfällen aus diesem Vertrag seine 

Ansprüche nur gegen den führenden Versicherer und nur wegen dessen 
Anteil gerichtlich geltend machen.

	 2.	� Die beteiligten Versicherer erkennen die gegen den führenden Versicherer 
rechtskräftig gewordene Entscheidung sowie die von diesem mit dem 
Versicherungsnehmer nach Rechtshängigkeit geschlossenen Vergleiche 
als auch für sich verbindlich an.

	 3.	� Falls der Anteil des führenden Versicherers den für die Zulässigkeit der 
Berufung notwendigen Wert des Beschwerdegegenstandes oder im Falle 
der Revision den Wert der mit der Revision geltend zu machenden Be-
schwer nicht erreicht, ist der Versicherungsnehmer berechtigt und auf 
Verlangen des führenden oder eines mitbeteiligten Versicherers verpflich-
tet, die Klage auf einen zweiten, erforderlichenfalls auf weitere Versicherer 
auszudehnen, bis diese Summe erreicht ist. Wird diesem Verlangen nicht 
entsprochen, so gilt Nr. 2 nicht.

0783 (16)	 Makler

Der den Versicherungsvertrag betreuende Makler ist bevollmächtigt, Anzeigen 
und Willenserklärungen des Versicherungsnehmers entgegenzunehmen. Er ist 
durch den Maklervertrag verpflichtet, diese unverzüglich an den Versicherer 
weiterzuleiten.

Bestimmungen für einen Regressverzicht der Feuerversicherer bei übergreifenden Schadenereignissen – Fassung DOCURA 2010 –

Die DOCURA VVaG wird für ihren Betrieb der Feuerversicherung einen nach 
§ 86 VVG oder den entsprechenden landesrechtlichen Bestimmungen auf sie 
übergegangenen Schadensersatzanspruch (Regressanspruch) unter folgenden 
Voraussetzungen und in der nachstehend bestimmten Höhe nicht geltend machen:

1. �Zur Feuerversicherung gehören alle Versicherungen, die nach den Rech-
nungslegungsvorschriften zur Feuerversicherung gerechnet werden.

p �Feuer-Betriebsunterbrechungs-, sonstige BU- sowie Mietverlustversicherung;
p �Verbundene Hausrat-, Verbundene Wohngebäude- oder sonstige Gebäude- 

oder Inhaltversicherung;
p Mehrgefahren-, Allgefahrenversicherung;
p Allgemeine Einheitsversicherung,
soweit das Feuerrisiko gedeckt ist.

Nicht unter die Bestimmungen fallen z. B. die Versicherungszweige
p Extended Coverage (EC)-
p Kraftfahrt-
p Luftfahrt-
p Technische- oder
p Transportversicherung.

2. Der Schaden, auf dem der Regressanspruch beruht, muss durch ein Ereignis 
bewirkt sein, das für den Regressschuldner einen Versicherungsfall seiner Feuer-
versicherung darstellt. Der Versicherer muss im Rahmen dieser Feuerversicherung 
eine Entschädigung gezahlt haben, es sei denn, die Ersatzpflicht entfällt wegen 
eines vereinbarten Selbstbehaltes.

Außerdem muss das Schadenereignis innerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
von dem Versicherungsort dieser Feuerversicherung aus auf die versicherten  
Gegenstände übergegriffen haben.

3. Die Feuerversicherungen nach Ziffer 2 müssen bei einem Abkommens
unternehmen bestehen (vgl. Ziffer 9).

4. Soweit die Regressverzichtssummen (Ziffer 6) nicht für den Regress
schuldner verbraucht worden sind, erstreckt sich der Verzicht im Rahmen dieser 
Vereinbarung auch auf Ersatzansprüche, die sich richten
		  a)	 gegen 
			   aa)	 Repräsentanten,
			   bb)	 gesetzliche Vertreter,
			   cc)	� persönlich haftende Teilhaber und Gesellschafter des Regress

schuldners sowie Personen, mit denen dieser oder die unter aa) 
bis cc) genannten Personen bei Eintritt des Schadens in häuslicher  
Gemeinschaft leben;

		  b)	� gegen im Betrieb oder Haushalt des Regressschuldners angestellte, 
nicht unter a) fallende Personen.

5. Ausgeschlossen vom Regressverzicht sind Ersatzansprüche
		  a)	� gegen den Regressschuldner, der den Schaden vorsätzlich oder grob  

fahrlässig herbeigeführt oder für ein solches Handeln einzustehen hat,
		  b)	� gegen die in Ziffer 4 a) genannten Personen, die den Schaden vorsätzlich 

oder grob fahrlässig herbeigeführt haben,
		  c)	� gegen die in Ziffer 4 b) genannten Personen, die den Schaden vorsätzlich 

herbeigeführt haben,
		  d)	� aus Schäden, die anlässlich der Ausübung einer gewerblichen oder beruf-

lichen Tätigkeit außerhalb des eigenen Betriebes des Regressschuldners 
an fremden Gegenständen verursacht werden,

		  e)	� die auf Tatbeständen des § 25 oder § 26 des Gesetzes über die friedliche 
Verwendung der Kernenergie und den Schutz gegen ihre Gefahren (Atom-
gesetz) vom 23.12.1959 (BGBI. I S. 814) beruhen.

6. Der Regressverzicht ist je Schadenereignis nach unten und oben begrenzt:
		  a)	� Er gilt bei einem Regressschuldner für eine Regressforderung bis zu 

600.000,- EUR, jedoch nur insoweit, als die Regressforderung 150.000,- 
EUR übersteigt.

		  b)	� Der Regressverzicht erweitert sich über die untere Begrenzung hinaus in-
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soweit, als eine Haftpflichtversicherung gemäß Ziffer 7.4 (2) und 7.5 der 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung 
(AHB) keine Deckung bieten würde. Diese Regelung gilt auch für andere, 
vertraglich vereinbarte Allgemeine Versicherungsbedingungen (AVB) mit 
Haftpflichtdeckung.

7. Stehen mehreren Abkommensunternehmen Regressansprüche aus ein 
und demselben Schadenereignis zu, so wird der dem Regressschuldner nach Ziffer 
6 zugute kommende Regressverzichtsbetrag auf die Abkommensunternehmen im 
Verhältnis der Höhe ihrer Ansprüche aufgeteilt.

8.	a)	� Die Abkommensunternehmen in ihrer Gesamtheit können die aus dem 
Regressverzicht erworbenen Rechte ohne Zustimmung der Begünstigten 
zum Ablauf eines Kalenderjahres aufheben oder ändern.

		  b)	� Die Aufhebung oder Änderung ist ein Jahr zuvor im Bundesanzeiger und in 
sonst geeigneter Form öffentlich bekannt zu geben.

9.	a)	� Jedes einzelne Abkommensunternehmen kann den Regressverzicht mit 
halbjährlicher Frist zum Ablauf des Kalenderjahres durch schriftliche 
Mitteilung an den Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirt-
schaft e.V. GDV-kündigen. Zu ihrer Wirksamkeit muss das austretende 

Unternehmen die Kündigung gleichzeitig fristgemäß im Bundesanzeiger 
veröffentlichen. Es ist außerdem verpflichtet, die Kündigung seinen Versi-
cherungsnehmern durch Aufdruck auf die nächste Prämienrechnung oder 
unverzüglich in sonst geeigneter Weise mitzuteilen.

		  b)	� Das Abkommen wird nach einer Kündigung durch ein Abkommensunter-
nehmen unter den übrigen Abkommensunternehmen fortgesetzt.

		  c)	� Mit der Kündigung bestehen gegenüber den austretenden Unternehmen 
keine Rechte mehr. Gleichzeitig verlieren auch die Versicherungsnehmer 
des austretenden Unternehmens ihre Rechte gegenüber den übrigen Ab-
kommensunternehmen.

10. Im Falle einer Aufhebung oder Änderung der Rechte (Ziffer 8) sowie im 
Falle eines Austritts eines Abkommensunternehmens (Ziffer 9) bleiben die Rechte 
der Begünstigten, die zur Zeit der Wirkung dieser Maßnahmen bestehen, noch 
bis zum Ablauf der laufenden Versicherungsperiode (§ 12 VVG) des Feuerversiche-
rungsvertrages erhalten.

Identität des Versicherers

DOCURA VVaG
Königsallee 57, 44789 Bochum
Sitz der Gesellschaft: Bochum – Registergericht Bochum – HR B 190

Ladungsfähige Anschrift des Versicherers

DOCURA VVaG, Königsallee 57, 44789 Bochum
vertreten durch den Vorstand: Ralph-Robert Lichterfeld, Vorsitzender; Dirk Thomas

Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers; Name und Anschrift der zu-
ständigen Aufsichtsbehörde

Die DOCURA VVaG betreibt die private Schaden- und Unfallversicherung mit Aus-
nahme der Kredit-, Rechtsschutz- und Kraftfahrzeugversicherung.
Die Aufsichtsbehörde ist die: Bundesanstalt für Finanzdienstleistungen (BaFin), 
Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn.

Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung und anwendbares Recht

Versicherungsbedingungen:
Es gelten bei entsprechender Beantragung die zu den einzelnen Versicherungen 
aufgeführten Produktbeschreibungen, Versicherungsbedingungen und Klauseln, 
die in den entsprechenden Registern dieser Produktmappe enthalten sind:
Hausratversicherung
– Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Hausratversicherung (VHB)
Glasversicherung
– Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Glasversicherung (AGlB)
Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland.

Art, Umfang, Fälligkeit und Erfüllung unserer Leistung:

Hausratversicherung – Elementarschadenversicherung – Glasversicherung
Versichert sind Schäden, die sich aus dem beantragten Risiko ergeben. In unseren 
Produktinformationsblättern haben wir Sie bereits näher über Art und Umfang 
der jeweiligen Versicherung informiert. Nach Eintritt des Versicherungsfalles und 
Feststellung unserer Leistungspflicht zahlen wir die im Vertrag für diesen Fall 
vereinbarte Leistung. Weitere Einzelheiten zu Art, Umfang und Fälligkeit sowie 
Erfüllung unserer Leistungen sind in den maßgeblichen Produktbeschreibungen 
sowie den Versicherungsbedingungen und Klauseln geregelt.

Gesamtbeitrag der Versicherung

Den Gesamtbeitrag des Vertrages/der Verträge einschließlich aller Bestandteile, 
wie z. B. gesetzliche Versicherungssteuern oder Ratenzahlungszuschlag, ergeben 
sich aus dem Antrag.

Zahlung, Erfüllung und Zahlweise der Beiträge

Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach Abschluss des Vertrages, 
jedoch nicht vor dem Beginn des Versicherungsschutzes fällig.
Wann Sie die Folgebeiträge zu zahlen haben, richtet sich nach der im Antrag ver-
einbarten Zahlweise. Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, 
gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fälligkeitstag eingezogen 
werden kann und der Versicherungsnehmer einer berechtigten Einziehung nicht 
widerspricht.
Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als erster Beitrag nur 
die erste Rate des ersten Jahresbeitrages. Es gelten die ausstehenden Raten bis 
zu den vereinbarten Zahlungsterminen als gestundet.
Die gestundeten Raten der laufenden Versicherungsperiode werden sofort fällig, 
wenn der Versicherungsnehmer mit einer Rate ganz oder teilweise in Verzug gerät 
oder wenn in der Sachversicherung eine Entschädigung fällig wird.
Halbjährliche oder vierteljährliche Zahlweise ist möglich. In diesem Fall setzen wir 
eine zu unseren Gunsten erteilte Einzugsermächtigung voraus. Entfällt diese Vor-
aussetzung nachträglich, gilt jährliche Zahlweise vereinbart. Auf die Möglichkeit 
einer Beitragsangleichung auf Grund von Versicherungsbedingungen wird hinge-
wiesen. Nähere Einzelheiten zu diesen Themen sind in den Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen des jeweils gewählten Produktes zu finden.

Informationen für den Versicherungsnehmer

Gültigkeit der zur Verfügung gestellten Informationen

Die Informationen dieser Produktmappe einschließlich der im Antrag genannten 
Beiträge behalten für die Dauer von drei Monaten nach ihrer Aushändigung Gültig
keit, wenn kein Versicherungsvertrag zustande gekommen ist.

Zustandekommen des Vertrages

Der Vertrag kommt mit Ihrem Antrag und Zugang des Versicherungsscheines oder 
einer gesonderten Annahmeerklärung durch den Versicherer zustande.
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen 
Zeitpunkt, sofern der Erstbeitrag rechtzeitig gezahlt wird.
Als Antragsteller sind Sie einen Monat an den Antrag gebunden; Ihr Widerrufs-
recht bleibt hiervon unberührt.
Innerhalb dieser Frist können wir Ihren Antrag annehmen.

Widerrufsrecht

Sie können Ihre Vertragserklärung ohne Angabe von Gründen innerhalb von zwei 
Wochen in Textform (z. B. als Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Eine ausführliche  
Belehrung zu Ihrem Widerrufsrecht finden Sie im Antrag.

Laufzeit des Vertrages

Der Vertrag ist für den im Antrag angegebenen Zeitraum geschlossen. Die Mindest
laufzeit beträgt ein Jahr, sofern keine kürzere Vertragsdauer vereinbart wurde.

Beendigung des Vertrages, Kündigungsmöglichkeiten

Jeder Vertragspartner kann den Vertrag zum Ablauf der vereinbarten Vertrags-
dauer kündigen. Verträge von mindestens einjähriger Dauer verlängern sich nach 
Ablauf der vereinbarten Vertragsdauer stillschweigend um jeweils ein Jahr, wenn 
nicht vor Ablauf durch einen Vertragspartner gekündigt wird.
Eine Kündigung ist nur wirksam, wenn sie drei Monate vor dem jeweiligen Ablauf 
dem anderen Vertragspartner in Schriftform zugegangen ist. Der Vertrag kann 
vorzeitig gekündigt werden, insbesondere
– im Versicherungsfall
– bei Obliegenheitsverletzung
– in bestimmten Fällen der Beitragsangleichung.
Einzelheiten befinden sich in den entsprechenden Versicherungsbedingungen.

Anwendbares Recht

Auf die vorvertraglichen Verhandlungen und auf das Vertragsverhältnis findet das 
Recht der Bundesrepublik Deutschland Anwendung.

Verwendete Sprache

Sämtliche Kommunikation und Korrespondenz erfolgt in deutscher Sprache.

Außergerichtliche Beschwerde- und Behelfsverfahren

Aufsichtsbehörde
Wir werden uns stets gut und zuvorkommend um Ihre Versicherungsangelegen-
heiten kümmern. Kommt es aber doch einmal zu Meinungsverschiedenheiten, so 
können Sie Ihre Beschwerde an die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht – Bereich Versicherungen – Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn, richten.

Versicherungsombudsmann
Wir sind Mitglied des Vereins „Versicherungsombudsmann e. V.“,
Postfach 08 06 32, 10006 Berlin.
Sie können damit das kostenlose, außergerichtliche Streitschlichtungsverfahren 
in Anspruch nehmen. Voraussetzung für die Einleitung eines Ombudsmann
verfahrens ist, dass Sie sich zuvor bei uns erfolglos beschwert haben. Eine gleich-
zeitige Beschwerde bei der BaFin und beim Ombudsmann ist nicht möglich. Ihre 
Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten, bleibt hiervon unberührt.
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Merkblatt zur Datenverarbeitung

Vorbemerkung

Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe der elektroni-
schen Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Nur so lassen sich Vertragsverhältnisse 
korrekt, schnell und wirtschaftlich abwickeln; auch bietet die EDV einen besseren 
Schutz der Versichertengemeinschaft vor missbräuchlichen Handlungen als die 
bisherigen manuellen Verfahren. Die Verarbeitung der uns bekannt gegebenen 
Daten zu Ihrer Person wird durch das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) ge-
regelt. Danach ist die Datenverarbeitung und -nutzung zulässig, wenn das 
BDSG oder eine andere Rechtsvorschrift sie erlaubt oder wenn der Betroffene 
eingewilligt hat. Das BDSG erlaubt die Datenverarbeitung und -nutzung stets, 
wenn dies im Rahmen der Zweckbestimmung eines Vertragsverhältnisses oder 
vertragsähnlichen Vertrauensverhältnisses geschieht oder soweit es zur Wahrung 
berechtigter Interessen der speichernden Stelle erforderlich ist und kein Grund zu 
der Annahme besteht, dass das schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem 
Ausschluss der Verarbeitung oder Nutzung überwiegt.

Einwilligungserklärung

Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interessenabwägung und im 
Hinblick auf eine sichere Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung ist in Ihrem 
Versicherungsantrag eine Einwilligungserklärung nach dem BDSG aufgenommen 
worden. Diese gilt über die Beendigung des Versicherungsvertrages hinaus, endet 
jedoch – außer in der Lebens- und Unfallversicherung – schon mit Ablehnung 
des Antrags oder durch Ihren jederzeit möglichen Widerruf, der allerdings den 
Grundsätzen von Treu und Glauben unterliegt. Wird die Einwilligungserklärung 
bei Antragstellung ganz oder teilweise gestrichen, kommt es u. U. nicht zu einem 
Vertragsabschluss. Trotz Widerruf oder ganz bzw. teilweise gestrichener Einwil-
ligungserklärung kann eine Datenverarbeitung und -nutzung in dem begrenzten 
gesetzlich zulässigen Rahmen, wie in der Vorbemerkung beschrieben, erfolgen. 

Schweigepflichtentbindungserklärung 

Daneben setzt auch die Übermittlung von Daten, die wie z. B. beim Arzt, einem 
Berufsgeheimnis unterliegen, eine spezielle Erlaubnis des Betroffenen (Schwei-
gepflichtentbindung) voraus. In der Lebens-, Kranken- und Unfallversicherung 
(Personenversicherung) ist daher in der Produktmappe auch eine Schweigepflicht-
entbindungsklausel enthalten. Im Folgenden wollen wir Ihnen einige wesentliche 
Beispiele für die Datenverarbeitung und -nutzung nennen.

1 Datenspeicherung bei Ihrem Versicherer

Wir speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag notwendig sind. Das sind 
zunächst Ihre Angaben im Antrag (Antragsdaten). Weiter werden zum Vertrag 
versicherungstechnische Daten wie Kundennummer (Partnernummer), Versiche-
rungssumme, Versicherungsdauer, Beitrag, Bankverbindung sowie erforderlichen-
falls die Angaben eines Dritten, z. B. eines Vermittlers, eines Sachverständigen 
oder eines Arztes geführt (Vertragsdaten). Bei einem Versicherungsfall speichern 
wir Ihre Angaben zum Schaden und ggf. auch Angaben von Dritten, wie z. B. den 
vom Arzt ermittelten Grad der Berufsunfähigkeit, die Feststellung Ihrer Reparatur-
werkstatt über einen Kfz-Totalschaden oder bei Ablauf einer Lebensversicherung 
den Auszahlungsbetrag (Leistungsdaten).

2 Datenübermittlung an Rückversicherer

Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer stets auf einen 
Ausgleich der von ihm übernommenen Risiken achten. Deshalb geben wir in vielen 
Fällen einen Teil der Risiken an Rückversicherer im In- und Ausland ab. Diese Rück-
versicherer benötigen ebenfalls entsprechende versicherungstechnische Angaben 
von uns, wie Versicherungsnummer, Beitrag, Art des Versicherungsschutzes und 
des Risikos und Risikozuschlags sowie im Einzelfall auch Ihre Personalien. Soweit 
Rückversicherer bei der Risiko- und Schadenbeurteilung mitwirken, werden ihnen 
auch die dafür erforderlichen Unterlagen zur Verfügung gestellt. In einigen Fällen 
bedienen sich die Rückversicherer weiterer Rückversicherer, denen sie ebenfalls 
entsprechende Daten übergeben.

3 Datenübermittlung an andere Versicherer

Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei Antragstellung, 
jeder Vertragsänderung und im Schadenfall dem Versicherer alle für die Einschät-
zung des Wagnisses und die Schadenabwicklung wichtigen Umstände anzugeben. 
Hierzu gehören z. B. frühere Krankheiten und Versicherungsfälle oder Mitteilungen 
über gleichartige andere Versicherungen (beantragte, bestehende, abgelehnte 
oder gekündigte). Um Versicherungsmissbrauch zu verhindern, eventuelle Wider-
sprüche in den Angaben des Versicherten aufzuklären oder um Lücken bei den 
Feststellungen zum entstandenen Schaden zu schließen, kann es erforderlich sein, 
andere Versicherer um Auskunft zu bitten oder entsprechende Auskünfte auf An-
fragen zu erteilen.
Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Mehrfachversicherungen, gesetz-
licher Forderungsübergang sowie bei Teilungsabkommen) eines Austausches 
von personenbezogenen Daten unter den Versicherern. Dabei werden Daten des 
Betroffenen weitergegeben wie Name und Anschrift, Kfz-Kennzeichen, Art des 
Versicherungsschutzes und des Risikos oder Angaben zum Schaden wie Schaden-
höhe und Schadentag.

4 Zentrale Hinweissysteme

Bei Prüfung eines Antrags oder eines Schadens kann es notwendig sein, zur 
Risikobeurteilung, zur weiteren Aufklärung des Sachverhalts oder zur Verhinde-
rung von Versicherungsmissbrauch, Anfragen an den zuständigen Fachverband 
bzw. an andere Versicherer zu richten oder auch entsprechende Anfragen anderer 
Versicherer zu beantworten. Dazu bestehen beim Gesamtverband der Deutschen 
Versicherungswirtschaft und beim Verband der privaten Krankenversicherung 
zentrale Hinweissysteme. Die Aufnahme in diese Hinweissysteme und deren Nut-
zung erfolgt lediglich zu Zwecken, die mit dem jeweiligen System verfolgt werden 
dürfen, also nur soweit bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind.

5 Datenübermittlung an einen Dienstleister

Wir haben den Druck und Versand von Versicherungsscheinen, Beitragsrechnun-
gen, Mahnungen und Infobriefen an einen externen Dienstleister übergeben. Die 
jeweils betroffenen Daten übermitteln wir verschlüsselt. Die Übermittlung und 
Verarbeitung unterliegt einem besonderen Schutz. Es ist sichergestellt, dass nach 
Beendigung der Verarbeitung alle übermittelten Daten vernichtet werden.

6 Datenübermittlung an eine Auskunftstelle

Sie sind damit einverstanden, dass wir zum Zwecke des Vertragsabschlusses 
und bei Bedarf im Verlauf der aktiven Geschäftsbeziehung zu Zwecken der Ver-
tragsverwaltung und –abwicklung Informationen zu Ihrem Zahlungsverhalten 
und Bonitätsinformationen auf Basis mathematisch-statistischer Verfahren un-
ter Verwendung von Anschriftendaten von der infoscore Consumer Data GmbH, 
Rheinstraße 99, 76532 Baden-Baden beziehen und nutzen. Die Einwilligung kann 
jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden. Außerdem besteht ein 
Auskunftsrecht bei uns über Ihre gespeicherten Daten, deren Herkunft, Empfän-
ger und Zweck der Speicherung.
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Königsallee 57
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Tel	 0234-93715-0
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www.docura.de


